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BITS Eigenproduktionen: 

Im Jahr 2003 haben wir folgende Publikationen veröffentlicht:

Rüstungskooperation zwischen Deutschland und Israel
Otfried Nassauer und Christopher Steinmetz, BITS Research Report 03.1, September 2003, ISBN 3-933111-11-0

Europas Antiterrorismus-Politik - Entstehung, Entwicklung, Perspektiven 
Daniel Messelken,  BITS Briefing Note 03.3, Dezember 2003 - ISSN 1434-3282 

”Non-lethal” chemicals for law enforcement? 
Dr. Walter Krutzsch,  BITS Research Note 03.2, April 2003 - ISSN 1434-7687

IMO ILO ILO - Die Weltschiffahrtsorganisation sucht Antworten auf den Terrorismus auf See 
Susanne Härpfer,  BITS Research Note 03.1, März 2003 - ISSN 1434-7687 

Unsere Eigenpublikationen können gegen ein geringes Entgeld, das sich nach dem Umfang der Papiere richtet, bei uns 
oder über dem Buchhandel bestellt werden. Eine komplette Liste der lieferbaren Publikationen können Sie bei uns 
anfordern oder auf unserer Webseite als PDF-Datei downloaden. 
Im Internet haben Sie auch die Möglichkeit alle BITS-Publikationen kostenfrei nachzulesen.
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Liebe Leserinnen und Leser, 

"wenn schon untergehen – dann aber bitte mit Stil". Das könnte das Motto für diesen Querschnitt
sein. Um es auf den Punkt zu bringen: BITS steht vor dem finanziellen Aus, wenn sich nicht bald
Entscheidendes tut. Ob wir 2004 überleben, das wissen wir selbst nicht. Nach Auflösung der W.
Alton Jones Foundation ist es uns trotz vieler guter Ideen und manchen Antrags leider noch immer
nicht gelungen, einen dauerhaften "Geldgeber" zu finden. Damit schmelzen unsere Reserven. Die
laufenden Einnahmen decken die laufenden Ausgaben nicht.

Trotz größter Sparsamkeit – alle Freiberufler haben 2003 praktisch nur noch ehrenamtlich gearbeitet 
- haben wir das vergangene Jahr nur gerade noch überstanden: Mit kleinen Forschungskooperationen
z.B. mit Greenpeace oder der GKKE gelang es, uns gerade noch einmal über Wasser zu halten. Und
so paradox es auch klingen mag: Es waren der Krieg gegen den Irak und die daraus resultierenden
Anfragen nach Interviewpartnern und Referenten, die den entscheidenden Anteil daran hatten, das es
uns auch Anfang 2004 noch gibt. So wird man zum „Kriegsgewinnler“. Und trotzdem: Auch für
2004 wünschen wir uns weder einen neuen Krieg, noch eine dubiose Großspende aus dem arabischen 
Raum.

Trotzdem haben wir uns entschlossen, wieder einen „Querschnitt“ zusammenzustellen. Dazu hat uns
die positive Resonanz auf die Premiere des "Querschnitts 2002" ermutigt. Allein von unserer
Homepage wurde das "Erstlingswerk" über 1500 mal heruntergeladen. 

Ein wenig verbinden wir mit dieser Neuauflage aber auch die Hoffnung, mehr Menschen davon zu
überzeugen, dass kritische Stimmen wie das BITS gerade in den jetzigen Zeiten nicht untergehen
dürfen, in denen es praktisch unmöglich geworden ist, größere Spenden oder Stiftungszuschüsse
einzuwerben. Denn Einrichtungen wie BITS werden in diesen Tagen immer wichtiger. Nicht nur wir
spüren die Krise. Auch in den Medien hat in den letzten Jahren finanziell bedingt ein radikaler Abbau
kritischer, hinterfragender, investigativer Berichterstattung stattgefunden. „Zu teuer“ – lautet auch
dort oft die Begründung. Man kann schon jetzt mit Fug und Recht fragen, ob die Medien ihrer Rolle 
als „vierte Gewalt“ noch gerecht werden können. 

Dieser radikale Wandel hat eine enorme gesamtgesellschaftliche Bedeutung. Er trägt dazu bei, daß
Politik, Bürokratien und gut-finanzierte Lobbies zunehmend ohne professionelle kritische
Gegenspieler agieren können. Politische Fehlentscheidungen, falsche politische Prioritäten und oft
auch eine interessensgeleitete Verwendung der Steuermittel sind dann die Folge. Fehlen die
kritischen Warner, die Watchdogs, dann können – wie das Beispiel Irak zeigt - selbst Kriege mit
falscher Begründung geführt werden. Oder es können Steuermittel in von starken Lobbies
beworbenen Großprojekten versenkt werden, die sachlich fragwürdig oder auch nur
überdimensioniert sind.

Einen kleinen, aber wichtigen Beitrag zur kritischen Wachsamkeit will BITS auch weiterhin leisten –
so wie im Jahr 2003, als wir uns trotz knapper Kassen immer wieder kritisch und erfolgreich Gehör 
verschaffen konnten: Rund um den Krieg gegen den Irak, mit der Eröffnung der Debatte um die
Deutsch-Israelische Rüstungskooperation, mit der Berichterstattung über amerikanische Pläne für
eine neue Generation atomarer Waffen, mit unserer Kritik an der geplanten Lieferung der Hanauer
MOX-Fabrik nach China, mit kritischen Beiträgen zur Zukunft von NATO und EU und mit unserer 
Kritik an der unzulänglichen Reform der Bundeswehr.

Unabhängige, kritische Stimmen werden immer wichtiger. Ebenso wie Menschen, die bereit sind, mit
ihrer Unterstützung diese Stimmen erst möglich zu machen. Auch deswegen an dieser Stelle unsere
Bitte: Wir brauchen dringend (mehr) Menschen die uns unterstützen. Gerne mit Geld, aber auch mit
Ideen oder Namen, wer bereit sein könnte, ein Projekt wie das BITS mit zu fördern. Utopie?
Vielleicht. Aber ohne den Faktor „Hoffnung“ hätten wir das Ganze schon vor Jahren sein lassen
müssen.

Ihre BITS-MitarbeiterInnen
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BITS in den Medien – einige Beispiele aus diesem Jahr 
 

Zahlreich waren die Anfragen für Interviews während des Irakkrise. Einige Beispiele: 

z. B. am 20. Januar und 07. April z. B. am 11. Februar z. B. am 04. April

z. B. am 08. April z. B. am 16. Januar z. B. am 17. März und 09. April

am 01. Februar 2003 am 08. April 2003 am 29. Januar 2003

am 22. Februar 2003 am 25. Februar 2003 am 22. Mai 2003

am 12. Februar 2003 z. B. am 14. Februar und 18. März z.B. am 13.Februar und 30.März

am 29. Januar 2003 am 12. Februar 2003 am 07. März 2003

Beispiele für weitere Medienarbeit: 

Hintergrundrecherche für die 
Ausgabe des SWR Report Mainz 

vom 24. März 2003

Deutsche U-Boote für Israel war 
im November 2003 ein Thema im 

Stern.

Mitarbeit an dem Manuskript für 
die Bericht zu "Neue atomare 
Waffen der USA" , 24. April 

2003

BITS in der Schule – Abdruck 
eines Artikels über die neue 

NATO erscheint in dem 
Unterrichtsmagzin "Krieg und 

Frieden" vom Klett Verlag. 

Wie sich US Firmen am Krieg 
bereichern" war am 01. April 2003 

das Thema im ZDF Magazin 
"Frontal 21".

Um Informationen über die 
deutsch-israelische

Rüstungskooperation ging es im 
Interview der Süddeutsche 

Zeitung am 13. Oktober 2003.
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BITS im Internet: www.bits.de 

Unsere Homepage im Internet war auch 2003 viel gefragt. Die erfreuliche Bilanz aus dem Jahr 2002
konnte 2003 fortgeschrieben werden. Nicht zuletzt wegen des Irakkrieges gingen unsere Nutzerzahlen
stetig nach oben. Im Durchschnitt der ersten acht Monate des Jahres haben täglich über 568 Nutzer
unsere Seiten besucht und dabei 1744 Seiten aufgerufen. Danach machte erst ein Fehler in der
statistischen Auswertung und dann die Pleite unseres Internet-Providers die Zahlen unvergleichbar. 

Auch die Gesamtzahlen sind beeindruckend: 2003 hatte www.bits.de erstmals mehr als 150.000
Besucher, die sich rund eine halbe Million Seiten angeschaut haben und Monat für Monat mehr als 2 
Gigabyte Daten von unserer Homepage abgerufen haben.

Das liegt neben unserem breiten Informationsangebot auch daran, daß die BITS-Homepage als
Informationsquelle immer bekannter wird. Sämtliche BITS-Eigenpublikationen sind dort ebenso zu
finden wie die von BITS-Mitarbeitern verfassten Artikel. Wir bemühen uns, unsere Datenbanken und
Archive mit Hintergrundinformationen zu vielen wichtigen Themen weiter auszubauen und aktuell zu
halten. Neue Archive zum Irak, zu den Washingtoner Plänen für eine neue Generation atomarer
Waffen und zur Internationalen Rüstungskontrolle sind hinzugekommen. An dieser Stelle möchten
wir ausdrücklich den Praktikanen danken, die mit ihrem Fleiß und Engagement hierzu einen
wichtigen Beitrag geleistet haben. Oft – und da schlägt unser Geldmangel zu – gelingt es uns aber
nicht mehr, diese Archive so regelmäßig wie wünschenswert zu aktualisieren. Seit Februar 2003
bauen wir zudem, so weit es unsere Zeit erlaubt, eine Sammlung mit Artikeln des internationalen
Korrespondenten der Berliner "tageszeitung" (taz) Andreas Zumach auf. Mittlerweile sind seine
Veröffentlichungen von 2000 bis 2003 auf unserer Homepage zu finden. Insgesamt umfasst unser
Webangebot derzeit mehr als 3470 Dateien. Dazu kommen Links zu Hunderten wichtiger externer
Dokumente.

Jede Medaille hat zwei Seiten. So gehören in die Kategorie Homepage und Internet neben steigenden
Zugriffszahlen auch negative Erfahrungen. In unregelmäßigen Abständen verabschiedet sich leider
unsere Militärische Abkürzungsdatenbank (MAD). Sorry, wir sind halt Friedensforscher und keine
MySQL-Fachkräfte. Auch wie es ist, wenn mit einer erfundenen BITS Mailadresse Spammails
verschickt werden und wir deshalb innerhalb von 3 Tagen mit ca. 1700 Fehlermails wegen
Unzustellbarkeit bombardiert werden, bereichert jetzt ebenso unseren Erfahrungsschatz, wie die
Erfahrung, was es heißt, wenn der Internetprovider Pleite geht und von jetzt auf gleich erstmal gar
nichts mehr geht – keine Email, keine Webseiten – nichts. Und deshalb auch gleich eine kleine
Vorwarnung; 2004 wird uns dieses Thema  nochmals beschäftigen. Wir müssen von der Notlösung,
mit der wir unsere Erreichbarkeit per Email und im Internet kurzfristig sichergestellt haben, noch auf
auf eine (hoffentliche) Dauerlösung umstellen.

Und trotzdem: Wir hoffen, daß Sie auch künftig bei uns immer schnell die Informationen finden, die 
sie gerade  suchen. 
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 Eine Auswahl von Vorträgen und Diskussionen im Jahr 2003

08. Januar 2003 Vortrag "Nuclear Weapons and Counterproliferation - NATO after Prague",  
Royal United Services Institute, London

24. Januar 2003 "The Military and Media: Confidence Building Between  the Armed Forces and Civil 
Society"
Centre for the Democratic Control of Armed Forces (DCAF) in Skopje / Mazedonien

28. Januar 2003 Vortrag "Amerikanische Nahost-Politik, Israels Irak-Dilemma und die taktischen 
Raketenabwehrprojekte",
HSFK (Arbeitskreis Raketenabwehr)

28. Februar 2003 Workshop „Terrorism and Export Controls”,
DGAP / Auswärtiges Amt

12. März 2003 Rapid Reaction Deployment, Smi Conference,
The Hatton, London

19. März 2003 Vortrag "Internationaler Terrorismus und die Sicherheitspolitik",
DGB-Bildungsstätte Hattingen

22. März 2003 Ökonomische Dimension des Bürgerkrieges in der DR Kongo, 
INISA & WZB

25. März 2003 Vortrag "Die aktuelle Sicherheitspolitik Deutschlands, seine Rolle im Transatlantischen 
Bündnis, Auswirkungen dieser Politik auf das Bündnis",
Verteidigungsministerium / Besuch der Verteidigungsakademie der Niederlande

28. März 2003 Vortrag "NATO und EU im Kielwasser der Bush-Doktrin?",
Evang. Akademie Bad Boll

12. April 2003 Rede bei der Demo gegen den Krieg,
Brandenburger Tor

14. Juni 2003 Vortrag "Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik,  
Ev Akademie Berlin/Konrad Adenauer-Stiftung:

27. Juni 2003 Symposium "The Arms Industry, Arms Trade and Globalization",  
Campagne Wappenhandel, TNI, Amsterdam

06. August 2003 Vortrag "Europäische Rüstungsindustrie", 
Frankfurt/Oder (Friedensnetz Frankfurt/Oder)

05. September 2003 Vortrag "Shaping a common security agenda for southeast Europe", 
FES &Center for Study of Democracy, Sofia

27. September 2003 Die NATO als Friedenswächter - was erlaubt das Grundgesetz der Bundeswehr?, 
Hambacher Disput 2003

09. Oktober 2003 Pressekonferenz "Deutsch-Israelische Rüstungskooperation",  
BITS & GKKE

13. November 2003 Vortrag bei der 4. Aussenpolitischen Jahrestagung  
Heinrich Böll Stiftung, Berlin

29. November 2003 Europäisierung der Rüstungsexportpolitik  
BAKJ-Kongress (Bundesarbeitskreis kritischer Juragruppen), Bremen

11. Dezember 2003 Vortrag "Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr", 
Führungsseminar der Bundesakademie für Wehrverwaltung und Wehrtechnik

11. Dezember 2003 "Nukleare Abrüstung und Nichtverbreitung",  
Pressegespräch mit David Lange (Träger alternativer Nobelpreis 2003), BITS & Naturwissenschaftler-
Initative

11. Dezember 2003 "Inhaltliche und strukturelle Neuerungen des Verfassungsentwurfs im Bereich der 
GASP", 
ATTAC, Berlin 
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Passiert – Notiert - Zitiert

Von diesen Medien wurde BITS 2003 kontaktiert und/oder zitiert:

Aargauer Zeitung (CH)
ap
Akahata (JP)
Antenne Bayern
Antenne Thüringen
ami
ARD-Morgenmagazin
ARD-Hauptstadt-Studio, Berlin
ARD-Studio Brüssel
ARD-Bericht aus Berlin
ARD-Bericht aus Brüssel
Arte TV
Asahi Shimbun (JP)
AP Deutschland
AP (Ireland)
Bayrischer Rundfunk 2
BBC-Greek Service (UK)
BBC-Studio Berlin
BBC-Studio Berlin Radio
Berliner Morgenpost
Berliner Zeitung
Berlin-Mitte TV
Berlinonline.de
Blätter für Deutsche und 
Internationale  Politik
Boston Globe (USA)
CNBC-TV (UK)
Diario Economica (PO)
Der Spiegel (Ausland)
Der Spiegel (Deutschland 1)
Der Tagesspiegel
Deutsche Welle – online
Deutsche Welle Radio 
Griechischer Dienst
Deutsche Welle Radio 
Englischer Service
Deutsche Welle Radio 
Deutscher Service
Deutsche Welle Chinesischer 
Service
Deutsche Welle Persischer 
Dienst
Deutsche Welle TV 
Nachrichten Deutsch
Deutsche Welle TV Journal
Deutsch
Deutsche Welle TV Journal 
Englisch
Deutsche Welle TV News 
Englisch
Deutsche Welle -Greek Service
Deutschlandfunk
DeutschlandRadio

DeutschlandRadio
„Wortwechsel“
Die Tageszeitung
Die Tageszeitung Berlin-Teil
Die Welt (Wissenschaft)
Die Zeit (Politik)
Die Zeit (Wissenschaft)
Dnevnik (Bulgarien)
dpa
Dpa-RUFA
Einheit (DGB)
Epd
Epd-ost
Financial Times Deutschland
Fernsehen aus Berlin (FAB)
Frankfurter Rundschau
Fr-aktuell.de
Freitag
Friedensforum
Hamburger-Illustrierte
Handelsblatt
Hessischer Rundfunk „Der 
Tag“
Hessischer Rundfunk HR 1 
Zeitgeschehen
Hessischer Rundfunk HR 1 
Argumente
Hessischer Rundfunk HR 1
Hintergrund
Hessischer Rundfunk Skyline
Info Radio (SFB/ORB)
Iranischer Hörfunk (Deutsches 
Programm)
IRNA
Junge Welt
Lahn-Dill-Zeitung
Los Angeles Times (USA)
Lübecker Nachrichten
MBC-TV (Dubai)
MDR-info
MiddleEastOnlineNews
Mladina (SLOV)
N-24
N-24 Global
N-24 Streitgespräch
NDR Fernsehen Panorama
NDR-2 Mittagsmagazin
NDR-info Nachrichten
NDR-info Streitkräfte und 
Strategien
NDR-WDR Mittagsecho
Network Europe (BBC / DW/ 
Radio France)

Neue Presse Hannover
Neue Luzerner Zeitung (CH)
Neues Deutschland
Nordwest-Radio (NDR & 
Radio Bremen)
N-TV-Nachrichten
N-TV-online
Phoenix-TV
Politikforum.de
Politik & Kommunikation
Radio 1 (SFB/ORB)
Radio Bremen – Funkhaus 
Europa
Reformista (IT)
Report Mainz (SWR)
Reuters TV
RTL-Fernsehen
RTL-4 nachrichten (NL)
Sachsen Fernsehen
Sächsische Zeitung
Sankai Shinbum (JP)
SAT 1 Frühstücksfernsehen
SAT 1 „18.30 – Nachrichten“
SDA Schweizerische 
Depeschenagentur
SFB Fernsehen Kontraste
Stars and Stripes, Europe
Stuttgarter Zeitung
Spiegel online
Spiegel TV
Süddeutsche Zeitung
Südwestrundfunk
Tagesanzeiger Zürich (CH)
Tagesschau.de
Tagesspiegel
The Guardian (UK)
TV 8 (Türkei)
Tokio Shinbum (JP)
VPRO Radio (NL)
WDR-Cosmo
WDR 2 Mittagsmagazin
WDR 3 Fernsehen
WDR 3&5 Funkhausgespräche
WDR 5 Aktuell
WDR-Monitor
Weltwoche (CH)
Wirtschaftswoche
Wissenschaft und Frieden
Y-Magazin
ZDF.de
ZDF Frontal 21
ZDF Hauptstadtstudio
ZDF Morgenmagazin
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Frankfurter Rundschau, 07. Januar 2003 

Schiffe als Waffe 
Susanne Härpfer

Sicherheitskonzepte für Häfen und Tanker sind löchrig, unglaubwürdig 
und bei Wirtschafts-Lobbyisten unerwünscht Vertreter der 
Weltschifffahrtsorganisation IMO berieten im Dezember in London über 
die Terrorismus -Abwehr. Eine Veranstaltung, die mehr Fragen aufwarf 
als beantwortete. So sollen ausgerechnet Fähren nicht zu streng 
kontrolliert werden. Das heillose Kompetenz-Wirrwarr in Deutschland 
macht Konzepte der Gewaltbekämpfung auf hoher See und an Küsten 
nicht gerade glaubwürdiger. Wir dokumentieren eine Zusammenfassung 
der Sicherheits-Tagung durch die Fernsehjournalistin Susanne Härpfer. 

Über den Schutz vor maritimem Terror wird von "Kabul" beraten - dem Koordinierungs-Ausschuss Bund und 
Länder. Dieser Kalauer machte die Runde in der deutschen Delegation auf der Konferenz der International 
Maritime Organization (IMO) in London. Auf der jüngsten Tagung der internationalen Schifffahrtsorganisation 
der Vereinten Nationen sollten Maßnahmen gegen Terrorismus zur See beschlossen werden. Doch umsetzen 
und damit bezahlen müssten die Maßnahmen in Deutschland zumindest die Länder. Deshalb sollen in Zukunft 
die Drähte bei "Kabul" zusammenlaufen.

Seit mit dem 11. September das Unvorstellbare wahr wurde, fragen sich nicht nur Sicherheitsexperten: Was 
kommt als Nächstes? Die Terroristen sind in die Lufthoheit der Weltmacht eingedrungen. Folgt man der Logik, 
müssten sie nun an Land und auf See attackieren. Denkbar wäre das Szenario: Terroristen entführen mehrere 
Chemietanker gleichzeitig und lassen sie in Häfen explodieren. Besonders betroffen: Rotterdam, London,
Tokio, Singapur oder auch Hamburg. Wie  real die Bedrohung ist, zeigte sich im Oktober 2001. Attentäter 
versenkten den Tanker "MV Silk Pride" vor der Küste von Sri Lanka, ein weiterer Öltanker wurde entführt, 
konnte aber zurückerobert werden. Nach dem Anschlag auf den französischen Öltanker "Limburg" vor Jemen 
gab es konkrete Warnungen für die norddeutsche Küste. Und als kürzlich in Hamburg ein NATO-Verband von 
Minenabwehrbooten zu Besuch war, gab es eine Terrordrohung. Sieben Schiffe wurden verlegt. Die Liste ließe 
sich beliebig fortsetzen.

Grund genug also, sich Gedanken um die Sicherheit von Schiffen und Häfen zu machen. Die Delegierten der 
Konferenz beschlossen, die bisherige SOLAS-Konvention zu erweitern (Safety of life at sea). Bislang
kümmerte sich die IMO nur um Sicherheitsfragen wie Rettungsboote und Schwimmwesten. Auf Druck der 
USA verhandelten die Delegierten im Dezember erstmals auch über Maßnahmen gegen den Terrorismus.

Ausnahmen sind die Regel
Doch ausgerechnet Fähren haben eine Ausnahmegenehmigung erhalten. Sie müssen nicht so stark kontrolliert 
werden. Dabei befürchten Sicherheitsexperten gerade Anschläge auf Fähren. Das Bundeskriminalamt (BKA) 
gab im vorigen Frühjahr eine Anschlagswarnung heraus. Auch im November soll das BKA nach Angaben des 
schleswig-holsteinischen Innenministeriums in Kiel vor Anschlägen auf den Fährverkehr in ganz Europa
gewarnt haben. Dennoch fürchtet die skandinavische Delegation genervte Urlauber mehr als Terroristen. 
"Strenge Sicherheitsmaßnahmen", so das offizielle Papier, würden dazu führen, dass Schiffe nicht mehr 
wettbewerbsfähig und somit "Firmen raus aus dem Geschäft" wären. Für Matthias Höpfner, stellvertretender 
Leiter der Wirtschaftsabteilung des Auswärtigen Amts, ist die Regelung ein Kompromiss. Er hofft auf das 
Verantwortungsbewusstsein der Regierungen. Wenn allerdings die beiden Staaten, die eine Fähre anläuft,
unterschiedliche Sicherheitsvorstellungen haben sollten, müsse im Notfall ein bilaterales Abkommen her.

Ausnahmeregelungen gibt es auch für Häfen. Das haben die deutsche und die niederländische Delegation 
durchgesetzt. "Andere Sicherheitsmaßnahmen müssen aber gleichwertig sein", beteuert Delegationsleiter
Höpfner. Sie hätten den Passus rein aus formalen Gründen eingesetzt und um kleine Häfen vor wirtschaftlich 
nicht vertretbaren Folgen zu bewahren. Kleine Häfen mit Gefahrgut können aber gefährdeter als große sein. 
Und ein Definitionskatalog für die Ausnahmen fehlt im Text. Ausgerechnet Mecklenburg-Vorpommern soll 
sich gegen die Maßnahmen zur Sicherung von Häfen gewehrt haben. Dabei ist gerade dort die Küste besonders 
von Katastrophen bedroht. Ein Anschlag oder simples Tankerunglück würde den Tourismus auf lange Sicht 
lahm legen.
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Wie groß ist die Gefahr in Häfen? Eine Risikoanalyse sollte ursprünglich allen IMO-Staaten zwingend
vorgeschrieben werden. "Doch die wollen nur das Stück Hafen beim Beladen eines Schiffs untersuchen",
schüttelt Paul Pluta den Kopf. Der Konteradmiral der amerikanischen Küstenwache ist zugleich Leiter der US-
Delegation auf der IMO. Er ist froh, dass ihnen der "Maritime Security Act" im vergangenen Jahr die 
Möglichkeit gegeben hat, weltweit alle Häfen unter die Lupe zu nehmen. Sollten dabei gravierende
Sicherheitsmängel auftreten, würden die Betreffenden schon den Unwillen der Amerikaner zu spüren
bekommen.

Wohl auch deshalb ist Hamburg vorgeprescht. Zum Schutz vor drohenden Terroranschlägen wurde eine 30-
köpfige Hafensicherheitskommission gegründet. Polizei, Zoll, Katastrophenschutz, Landesbehörden und
Hafenwirtschaft sollen Szenarien durchdenken und Gefahrenanalysen erarbeiten. Immerhin hält nicht nur der 
Leiter des Hamburger Verfassungsschutzes, Heino Vahldieck, den Hamburger Hafen für ein "besonders
gefährdetes Anschlagsziel". Doch ginge es nach der IMO, wären solche Maßnahmen nicht nötig. Die IMO sei 
eine Schifffahrtsorganisation, daher könnten sie sich auch nicht mit der Terrorismusgefahr in Häfen insgesamt 
befassen, so die offizielle Begründung. Dabei weiß die Schifffahrtsorganisation, dass gerade in europäischen 
Häfen die meisten blinden Passagiere zusteigen bzw. dort geschnappt werden. In Calais waren es 698
stowaways, wie sie im Fachjargon genannt werden, im belgischen Zeebrügge 424 im Jahr 2000. Und wo blinde 
Passagiere unbemerkt an Bord gehen können, ist dies auch Terroristen möglich.

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 11. Januar 2003 

Aktive Unterstützung der USA? - Israels Rolle bei einem 
möglichen Krieg gegen den Irak 
Christopher Steinmetz

Premierminister Sharon hat bei seinem Besuch in Washington Mitte Oktober 
klar gestellt, dass Israel, anders als beim Golfkrieg 1991, diesmal aktiv auf 
irakische Angriffe reagieren werde. Außerdem hat die israelische Regierung 
den USA die Nutzung israelischer Militäreinrichtungen und den gemeinsamen 
Einsatz von Spezialeinheiten im Westirak angeboten.

Die US-Regierung ist dadurch in Zugzwang geraten, ohne wirklich abschätzen 
zu können, in welche Richtung sich Sharons Vorschläge bewegen: Geht es dem Regierungschef ausschließlich 
um die Demonstration von Handlungsfähigkeit gegenüber der eigenen Bevölkerung oder darum, durch ein
verstärktes israelisches Engagement zusätzliche politische und finanzielle Unterstützung von Washington zu
erhalten?

Allerdings: Ganz unvorbereitet kann das israelische Angebot für die US-Regierung damals nicht gekommen 
sein. In den Monaten zuvor hatte die US-Regierung wiederholt Israels Rolle im Rahmen der
Terrorismusbekämpfung gegenüber den arabischen Staaten aufgewertet. Die USA haben ihre Vermittlerrolle 
im israelisch-palästinensischen Konflikt aufgegeben und unterstützen deutlich die israelische Position.

Außerdem ist Sharons Offerte die logische Konsequenz der bisherigen Militär-Kooperation der beiden Länder. 
Regelmäßig finden gemeinsame Manöver statt. Geübt werden u.a. Luftverteidigung, Luftbetankung,
Bombenabwürfe, die Anlandung amphibischer Einheiten oder gemeinsame Operationen von Spezialeinheiten.

Das israelische Angebot vom Oktober ist in zweierlei Hinsicht für die USA attraktiv: Erstens kann mit einer 
gemeinsamen Luftverteidigung ein – möglicherweise nuklearer - Vergeltungsschlag Israels aufgrund irakischer 
Angriffe mit Scud-Raketen verhindert werden. Ein Anliegen von höchster Priorität für die USA. Zweitens 
eröffnet die Nutzung der israelischer Militär-Anlagen den USA weitere Optionen für die Kriegsführung. Die 
USA könnten von Israel aus – via Jordanien, wo bereits mehrere tausend amerikanische Soldaten stationiert 
sein sollen - verstärkt Luftangriffe auf Stellungen im Westirak fliegen und Spezialeinheiten absetzen.
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Entsprechend zeichnet sich eine Kooperation in drei Bereichen ab:
 bei der Luftverteidigung Israels
 bei der Nutzung der militärischen Infrastruktur für Luftangriffe
 und beim Einsatz von Spezialeinheiten im Westirak

Im Rahmen der Luftverteidigung geht es vor allem um die Abwehr irakischer Scud-Raketen und
möglicherweise auch von einfachen Sprühflugzeugen – bestückt mit biologischen und chemischen
Kampfstoffen. Für die Abwehr von solchen unbemannten Flugzeugen reichen herkömmliche Luft-Luft
Raketen, die den Abschuss der Flugzeuge schon über Jordanien erlauben.

Die Raketenabwehr ist das größere Problem: Mit amerikanischen Geldern und Know-how hat Israel das 
Raketenabwehrsystem Arrow-2 bzw. Chetz-2 entwickelt. Es gilt als derzeit modernstes und funktionsfähigstes 
System seiner Art. Allerdings konnte bislang erst eine Batterie, bestehend aus vier Werferfahrzeugen, in Dienst 
gestellt werden. Als Alternative stehen bei den landgestützten Systemen noch die Patriot-Flugabwehrsysteme
mit PAC-2 Raketen zur Verfügung. Israel verfügt über vier Batterien, drei weitere wurden im September von 
USA dort stationiert.

Allerdings würde aufgrund der Erfahrungen mit dem Einsatz der Patriot-Systeme im Golfkrieg 1991 und der 
immer noch nicht beseitigten technischen Probleme das alleinige Vertrauen auf die Patriots einem "Va Banque" 
Spiel gleichen.

Im Fall einer Stationierung amerikanischer Einheiten in Israel, können diese auch auf sechs vorhandene
amerikanischen Materialdepots in Israel zurückgreifen. In diesen Depots der sogenannten "War Reserve Stocks 
for Allies – Israel" soll Munition im Wert von 500 Millionen Dollar lagern. Hinzu kommen wenigstens ein 
mobiles Lazarett, Fahrzeuge, Ausrüstung für Spezialeinheiten und Ersatzteile für Flugzeuge.

Die Bereitstellung israelischer Militärflughäfen würde es den USA erlauben, verstärkt aus westlicher Richtung 
über Jordanien Angriffe gegen den Irak zu fliegen. Gleichzeitig wäre mit den vorhandenen Depots die
Instandhaltung und Wartung der dort stationierten Kampfflugzeuge gewährleistet.

Außerdem verfügt die israelische Armee durch die Einsätze in den palästinensischen Autonomiegebieten über 
wichtige Erfahrung im Häuserkampf und der Nutzung von unbemannten, mobilen Aufklärungssystemen in
diesem Umfeld. Israel hat den USA bereits Trainings-Stätten für den Häuserkampf zur Verfügung gestellt. Sie 
sollen eine große Ähnlichkeit mit den realen Bedingungen in arabischen Städten wie Bagdad haben.

Wesentlich brisanter ist das dritte Kooperationsszenario eines gemeinsamen Einsatzes im Westirak. Unter 
Nutzung israelischer Aufklärungsergebnisse und amerikanischer Satellitenbilder sollen noch vor Beginn der 
eigentlichen Militäraktion gegen Bagdad gemeinsame Operationen im Westirak durchgeführt werden. Ihr Ziel 
ist die Lokalisierung und Zerstörung potentieller irakischer Raketenstellungen. Seit Wochen soll bereits die 
israelische Spezia leinheit Sayeret Matkal im Westirak sein.

Auch wenn es hierzu bislang keine offizielle Stellungnahme der US-Regierung gibt. Aus Sicht der USA hätte 
eine solches Vorgehen durchaus Vorteile. Denn einen solcher Einsatz würde das Risiko eines – möglicherweise 
nuklearen - israelischen Vergeltungsschlages mindern.

Sharon hat sich mit seinem Angebot vor allem der amerikanischen Sorgen um den Einsatz israelischer
Atomwaffen bedient. Dies könnte sich in zweifacher Hinsicht bezahlt machen:

Erstens bei den Neuwahlen im Frühjahr. Denn um sich gegen seinen parteiinternen Konkurrenten Netanjahu 
durchzusetzen, muss Sharon sich noch deutlicher als kompromissloser Verfechter israelischer Interessen
präsentieren.

Zweitens hat die Offerte des Regierungschefs Auswirkungen auf die Israel-Politik der USA. Jerusalems 
Sicherheitsbedürfnisse dürften in Washington mehr Verständnis und Berücksichtigung finden. Sharons
Überlegungen könnten darauf hinauslaufen, durch eine größere strategische Rolle Israels in den amerikanischen 
Einsatzplanungen den Handlungsspielraum gegenüber der Palästinensischen Autonomie - behörde zu erweitern 
- gerade mit Blick auf die künftigen Verhandlungen über einen Palästinenser-Staat.

Die gegenwärtige Fokussierung der USA auf die Terrorismusbekämpfung und den Irak wird sich für Israel 
auch in finanzieller Hinsicht bezahlt machen. Bislang erhielt Israel jährlich zwei Milliarden US-Dollar an
Militärhilfe, von denen sogar ein Teil für eigene Rüstungsgüter ausgegeben werden durfte. Ende November hat 
sich Sharon nun an die US-Regierung gewandt und um weitere Militärhilfe im Wert von vier Milliarden US-
Dollar gebeten sowie um zehn Milliarden US-Dollar Wirtschaftshilfe. Sharon führt als Begründung an, die 
finanziellen Belastungen durch den Kampf gegen die Intifada, den drohenden Krieg gegen den Irak sowie die 
allgemein schlechte Wirtschaftslage.
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Man kann Sharon's Anfrage aber auch als ein erstes Preisetikett für das israelische Stillhalten im Irak-Krieg
verstehen bzw. als Vorgeschmack auf weitere israelische Hilfe-Ersuchen, die auch an andere Bündnispartner 
der USA, wie z.B. auch Deutschland, gerichtet werden. Für Washington könnte dies allerdings ein durchaus 
vernünftiger Preis sein, vergleicht man ihn mit den erwarteten politischen Kosten und Konsequenzen im Falle 
eines nuklearen Vergeltungsschlages Israels.

Sharon legt zugleich den Finger in die eigentliche Wunde der US-Politik: Ohne ein politisches Gesamtkonzept 
für diese Region wird Washington zum Gefangenen der eigenen Ad-hoc-Politik. Versagt diese auch nur an 
einem Punkt, kann bereits ein Funke ausreichen, um die gesamte Region in Brand zu stecken.

 11. Februar 2003, NDR info, Interview 

Wutgeheul der Amerikaner gegen altes europäisches 
Selbstbewusstsein 
NDR info Interview mit Otfried Nassauer

Die Empörung der Amerikaner ist maßlos. Worte wie "unentschuldbar" und
"wirklich schändlich" kommen aus Washington. Belgien, Frankreich und
Deutschland hatten sich in der NATO quer gelegt, wollten nicht quasi schon mal 
vorbeugend für alle Fälle Schutzmaßnahmen für die Türkei im Falle eines Irak-
Krieges zusagen. Sie legen die Axt an die Wurzel der NATO an, hatte der Ex-
Bundeswehrchef Klaus Naumann gesagt. Fragen dazu an den Leiter des Berliner 
Informationszentrums für Transatlantische Sicherheit, Ottfried Nassauer.

Herr Nassauer, sehen Sie das auch so?

Nassauer:  Nein, das sehe ich im Prinzip genau umgekehrt. Es ist so, dass die NATO gestern eine sehr, sehr 
seltsame Sitzung erlebt hat. Auf der einen Seite ist der Türkei indirekt genau das zusagt worden, was die Türkei 
wollte, nämlich auf der einen Seite: Sie hat ihre sicherheitspolitischen Konsultationen über eine potentielle 
Bedrohung bei einer weiteren Eskalation bekommen. Sie hat dann, nicht in der NATO aber trilateral mit 
Deutschland und Holland, die Zusage bekommen, dass Patriot-Raketen stationiert werden. Was ich verstehen 
kann, das ist, dass die Vereinigten Staaten sich so ärgern. Sie wollten nämlich den Fall Türkei benutzen, um 
ihre gesamte Unterstützungsforderung an die NATO für einen Krieg gegen den Irak jetzt durchzudrücken, zu 
einem jetzigen Zeitpunkt. Und die Verärgerung resultiert daraus, dass der Wunsch der USA abgelehnt worden 
ist, aber gleichzeitig die Wünsche der Türkei berücksichtigt worden sind, beziehungsweise der Türkei das 
Signal gegeben worden ist, dass diese Wünsche berücksichtigt werden.

Das heißt, die Türkei kann eigentlich ganz zufrieden sein: Die haben bekommen, sagen Sie, was sie wollten 
– eigentlich?

Nassauer:  Sie haben bekommen, was sie zum jetzigen Zeitpunkt wollten, das ist exakt richtig. Sie haben noch 
nicht das bekommen, was sie vielleicht in Zukunft zusätzlich noch brauchen werden. Das ist aber aus Sicht von 
Ankara auch jetzt gar nicht so geschickt das einzuklagen und einzufordern, weil die Türkei ja selber noch nicht 
beschlossen hat, dass amerikanische Kampftruppen auf türkischen Boden stationiert werden dürfen. Erst dann, 
wenn das in der Türkei beschlossen werden würde, wenn das ausgehandelt wäre, wenn die Bedingungen dafür 
klar wären, dann würde die Türkei möglicherweise noch zusätzliche Anforderungen haben.

Also, um es mal klar zu kriegen: Das Veto bedeutet eigentlich nichts anderes, als dass Belgien, Frankreich 
und Berlin sagen, "wir geben euch jetzt kein Plazet für einen Krieg. Das würden wir tun, wenn wir das so 
beschließen würden"?

Nassauer: Genau das ist richtig. Es ist ein Veto gegen den amerikanischen Zeitplan, aber nicht gegen türkische 
Unterstützungsbitten.
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Wenn wir jetzt mal die Wut der Amerikaner nehmen, zeigt sich da Ihrer Meinung nach so etwas wie ein 
neues europäisches Selbstverständnis, die NATO eben nicht mehr zu akzeptieren, als, ich sage mal, 
Vollzugsorgan der Amerikaner?

Nassauer:  Umgekehrt: Da zeigt sich das alte europäische Selbstbewusstsein. Das Selbstbewusstsein, dass die 
NATO eines der Instrumente ist, mit denen man transatlantisch gemeinsam Politik macht, und in dem es nicht 
darum geht, dass man Erfüllungsgehilfe der Führungsmacht ist. Das wäre vielleicht die Vorstellung gewesen, 
die Washington jetzt gehabt hätte. Dieses ist nicht eingetreten, dem ist widersprochen worden. Und gerade 
deswegen auch, ich sag‘ mal, das Wutgeheul.

Nun sagt Washington, "wir ziehen das notfalls auch ohne euch, ohne die NATO durch." Wird Ihrer Ansicht 
nach durch diesen Affront gegen die USA die Rolle Europas eher geschwächt oder vielleicht sogar gestärkt?

Nassauer:  Das lässt sich Moment noch nicht sagen, und zwar hängt das natürlich sehr stark davon ab, ob die 
Europäer hier mit einer einheitlichen Stimme sprechen würden. Das tun sie voraussichtlich nicht, weil einige 
der europäischen Staaten lieber dem amerikanischen Führungsanspruch, auch im Blick auf eine schnelle 
Eskalation am Golf, gefolgt wären. Und insofern lässt sich das schwer vorhersagen. Aber im Prinzip ist das 
Signal, das hier gegeben worden ist: Die NATO kann nicht instrumentalisiert werden um amerikanische Politik 
sozusagen ohne Diskussion und ohne Mitspracherecht der Europäer zu realisieren. Und das ist ein wichtiges 
Signal, weil dass natürlich auch ein wichtiges Signal für den zukünftigen Charakter der NATO ist.

Wird die NATO das überleben Ihrer Ansicht nach?

Nassauer:  Ziemlich sicher, sie hat schon ganz viele andere Krisen überlebt. Und ich sag‘ mal so: Wenn jetzt 
keiner einschnappt, dann wird dabei sogar am Ende eine politische Lösung herauskommen, die vernünftig ist 
für die Interessen beider Seiten, diesseits und jenseits des Atlantiks.

11. Februar 2003, Tagesanzeiger 

«Die USA sehen die Nato als Instrument» 
 Peter Fürst sprach mit Otfried Nassauer

Die US-Regierung von George W. Bush hat einen Konsens des
Multilateralismus verlassen, der in der Nato über 50 Jahre lang gegolten hat.

Wie gross ist der Graben, der sich innerhalb der Nato in diesen Tagen 
auftut?

Das Veto, das Frankreich, Belgien und Deutschland ausgesprochen haben, ist 
kein Veto, das sich gegen die Türkei richtet. Es ist vielmehr ein Veto, das sich 

dagegen richtet, dass die USA der Nato vorschreiben, was die Türkei im Falle eines Irak-Krieges benötigt und 
wann. Es ist Ausdruck eines transatlantischen Spannungsverhältnisses und nicht Ausdruck mangelnder
Bereitschaft, die Türkei zu unterstützen, wenn sie bedroht würde. Die drei Veto-Staaten signalisieren damit, 
dass sie zwar bereit sind, die USA als Führungsmacht in der Nato zu sehen, aber dass dies nicht bedeuten kann, 
dass Washington allein entscheidet, was wann in der Nato passiert.

Wird die Nato somit zu einem Auslaufmodell?
Nein, das glaube ich nun wirklich nicht. Die Nato hat schon andere Krisen überstanden. Es ist aber ein
Aufbäumen gegen die in der Administration Bush vorhandene Vorstellung, dass die Nato zunehmend zu einem 
Instrument amerikanischer geopolitischer und aussenpolitischer Vorstellungen wird. Die Nato, so die Meinung 
der Veto-Staaten, behält nur dann ihre Bedeutung, wenn die Mitgliedsländer von den USA bei Entscheidungen 
über Krieg und Frieden nicht nur konsultiert werden, sondern diese auch mitbeeinflussen können.
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Deutschland fällt in diesem Zusammenhang eine Sonderrolle zu. Warum?

Bei der deutschen Rolle muss man zweierlei unterscheiden. Einerseits die Grundfragestellung und dann jene im 
Zusammenhang mit dem Irak. Das wiedervereinigte Deutschland ist weiter geprägt von den Lehren des 
verlorenen Zweiten Weltkrieges, zu denen gehört, dass Deutschland in seiner Verfassung ein Verbot für die 
Vorbereitung eines Angriffskrieges niedergeschrieben hat. Zudem wurde Deutschland während des ganzen 
Kalten Krieges dazu gedrängt, sich auf Europa zu konzentrieren und hier sicherheitspolitisch aktiv zu werden 
und nicht geopolitisch. Und dann hat Deutschland auch noch gelernt, dass legitime nationale
Interessenvertretung im multilateralen Rahmen stattzufinden hat. Also etwa in der EU, der Nato und der Uno. 
Im Irak-Konflikt werden alle diese Grundpräjudizien deutscher Aussen- und Sicherheitspolitik durch die USA 
in Frage gestellt.

Inwiefern?

Washington ist bereit, ohne Uno-Mandat zu operieren, und geht damit das Risiko eines nicht legitimierten
Angriffskrieges ein. Washington setzt auf das Prinzip des Multilateralismus nur noch à la carte. Und
Washington will, dass die Nato geopolitisch aktiv wird - natürlich nur dann, wenn die USA das wünschen.

Ist hinter dem Veto eine Abnabelung des «alten Europa» von den USA zu sehen?

Man kann es so interpretieren. Man kann aber auch umgekehrt sagen, dass Washington den Konsens des 
Multilateralismus verlässt, der in der Nato über 50 Jahre gegolten hat. Die USA entwickeln eine Politik, in der 
die Nato als Instrument für die Umsetzung amerikanischer Politik betrachtet wird. Eine Politik, in der Europa 
vor allem das ungeliebte «nation building» nach von den USA geführten Kriegen übernehmen sollte, wird in 
Europa nicht durchzusetzen sein. Washington wird akzeptieren müssen, dass Europa einen
Mitentscheidungsanspruch erhebt und dass es Bündnispartner braucht, um Weltordnung gestalten zu können.

Frankfurter Rundschau, 20. März 2003 

Plan trifft Wirklichkeit - Fehler in komplexer Strategie 
haben komplexe Folgen 
Otfried Nassauer

Wie wird der kommende Krieg gegen Irak wirklich aussehen? Was plant 
Washington, um das Regime in Bagdad binnen weniger Tage oder Wochen 
entscheidend zu besiegen? Die Antwort auf diese Fragen gehört zu den
bestgehüteten Geheimnissen des US-Militärs am Golf. In den "Opplan", die 
Operationsplanung für "Iraqi Freedom", lässt sich der für die Region
zuständige kommandierende General Tommy Franks nicht hineinschauen.

Mehr als zwei Jahre reichen die militärischen Vorbereitungen zurück. Auf ausdrücklichen Wunsch des
Pentagons wurden schon bald nach dem Amtsantritt Donald Rumsfelds als Verteidigungsminister ganze
Lehrgänge von Offizieren an der Generalstabsakademie in Fort Leavenworth an Szenarien für einen neuen 
Golf-Krieg geschult. Sie begannen, neue Operationspläne zu entwerfen.

Der Krieg wird keine Wiederholung des Golf-Kriegs von 1991. Mehrfach veranlasste Donald Rumsfeld seine 
Generäle zur Überarbeitung ihre Pläne, weil diese ihn zu stark an eine Neuauflage des vergangenen Krieges 
erinnerten. Er forderte, den Krieg mit Hochtechnologie, Schockwirkung und Geschwindigkeit, nicht aber durch 
schiere Masse zu gewinnen. Rumsfeld hat seine eigenen Vorstellungen, wie dieser Krieg zu führen sei. Seinen 
auf Vorsicht und alle Eventualitäten bedachten Militärs fuhr er wiederholt in die Parade und forderte sie auf, 
mit kleineren Kräften schneller auf Sieg zu planen. Sein Ziel ist es, das Regime und das Militär Bagdads per 
Schockwirkung zu paralysieren, ein schneller Sieg mit möglichst wenig Krieg.

Binnen kürzester Zeit - so sickert aus den Kommandoständen in Katar - sollen bis zu 3000 von Schiffen und 
Flugzeugen aus abgefeuerte Präzisionswaffen, Marschflugkörper, gelenkte Bomben und Spezialwaffen zur 
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Zerstörung von Bunkern, wichtigen zivilen wie militärischen Infrastrukturanlagen sowie
Regierungseinrichtungen Irak treffen. Die irakische Luftabwehr - oder was von ihr nach den monatelangen 
Bombardements in den Flugverbotszonen noch funktionsfähig ist - soll ausgeschaltet werden.
Luftlandeeinheiten und Spezialeinheiten sollen Stützpunkte tief innerhalb Iraks aufbauen und möglicherweise 
wichtige zivile und zivil-militärische Einrichtungen besetzen. Sie sollen sicherstellen, dass Saddam Hussein
keine Möglichkeit hat, Israel mit reichweitengesteigerten Scud-Raketen zu bedrohen, falls er solche Waffen 
noch besitzt. Sie sollen verhindern, dass Iraks Ölfelder in Brand gesteckt werden. Sie sollen von Süden her 
schnell bis in den kurdischen Norden vordringen, um auch dort amerikanische Präsenz sicherzustellen und zu 
verhindern, dass ein autonomer Kurdenstaat ausgerufen wird.

Der Aufbau einer zweiten Invasionsfront in der Türkei war bislang nicht realisierbar. Schon in einer sehr frühen 
Phase des Krie ges sollen gepanzerte Verbände von Kuwait aus in Irak eindringen. Ein Teil dieser Kräfte soll 
verhindern, dass irakische Kräfte gegen Ziele in Kuwait vorgehen können, ein anderer Basra und die südlichen 
Ölfelder einnehmen. Gepanzerte, logistisch sehr autonome Einheiten vor allem der Marineinfanterie sollen mit 
hoher Geschwindigkeit entlang von Euphrat und Tigris in Richtung Bagdad vorstoßen.

Die geballte Kraft all dieser Schläge und deren Schockwirkung, so hoffen die US-Militärs, wird sehr bald zu 
einem Zusammenbruch der irakischen Streitkräfte führen, deren Mehrzahl Wehrpflichtige sind. Einheiten, die 
kapitulieren, soll das Angebot unterbreitet werden, ihre schweren Waffen abzugeben und mit ihren
Handfeuerwaffen in die Kasernen zurückzukehren. Und schon wäre man die mühsame Fürsorge für
zehntausende Kriegsgefangene los - so das Gedankenspiel. Der Vormarsch könnte ungehindert weitergehen. 
Irak soll enthauptet, Saddam Hussein und seinen Getreuen die Möglichkeit genommen werden, effektiv
Führung auszuüben - fast so, wie es bei einem Putsch von innen her wäre. Das Regime soll implodieren. Dann, 
so die Hoffnung, wäre der Krieg in wenigen Tagen, vielleicht auch wenigen Wochen vorüber.

Washington kann heute in der Tat viel stärker auf so genannte intelligente Abstandswaffen, auf
computergestützte und vernetzte Angriffsplanungen, auf elektronisch erworbenes und aufbereitetes Wissen
bauen. Und doch ist keineswegs sicher, dass sich die Hoffnung auf einen solchen schnellen Sieg auch wirklich 
bewahrheitet.

Dafür gibt es zu viele Unwägbarkeiten. Schnelle, weiträumige Militärkampagnen dieser Art erfordern eine 
exzellente, in dieser Form noch in keinem Krieg erprobte Logistik über große Entfernungen. Was aber, wenn 
der Nachschub für tief im irakischen Hinterland abgesetzte Einheiten zu lange auf sich warten lässt? Was, wenn 
die irakischen Streitkräfte nicht oder nicht so schnell kollabieren? Was, wenn zum Beispiel witterungsbedingte 
Unbill und damit Mr. Murphy auf den Plan tritt, so dass trotz umfassender Planung und elektronischer
Intelligenz "schief geht, was schief gehen kann"? Die Hoffnung auf einen schnellen Sieg in einer so hoch 
komplexen Aktion könnte sich genauso schnell zerschlagen. Nicht, weil die irakischen Streitkräfte so viel
stärker wären als erwartet, sondern schlicht, weil Fehler in komplexen Systemen oft auch komplexe Wirkungen 
nach sich ziehen.



BITS  Querschnitt 2003 Seite 17

 Einblick, Nr. 6 /  2003 

Das letztlich Gewollte ist eingetreten. US-Präsident George W. Bush und die 
Hardliner im Pentagon führen ihren Krieg ohne völkerrechtliche
Legitimation. Einen Krieg, der viele Opfer fordern wird. Menschliche und 
politische. Je länger er dauert, desto größere. Das befürchtet Otfried 
Nassauer, Leiter des Berliner Informationszentrums für Transatlantische 
Sicherheit - BITS

Über den Krieg hinaus - "No War" allein genügt nicht 
Otfried Nassauer

Als Bush die Notwendigkeit, Krieg zu führen, begründete, machte er klar, dass 
es ihm nicht vorrangig um die Abrüstung irakischer Massenvernichtungswaffen geht, sondern um einen
Regierungswechsel im Irak. Davon erhoffen sich Washingtons Falken auch ein verändertes Kräfteverhältnis im 
israelisch-palästinensischen Konflikt, in der arabischen Welt und unter den Ölproduzenten.

Schon jetzt ist deutlich, dass der politische Preis immens sein wird. Washington hat in weniger als zwei Jahren 
Präzedenzfälle für militärische Interventionen zur Bekämpfung des Terrorismus, der Weiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen und zur Auswechslung missliebiger Regime geschaffen. Fälle, auf die sich die 
präzedenzfallorientierte angelsächsische Rechtstradition künftig gerne berufen wird.

Nicht zuletzt deshalb warnt Bundesaußenminister Joschka Fischer vor einer "Serie von Abrüstungskriegen". 
Dahinter steckt die bange Frage, ob sich der nächste Schlag gegen Nordkorea, den Iran oder wen auch immer 
sonst richten wird. Und die Frage, ob diese Kriege nicht letztlich auf eine andere Weltordnung zielen. Eine 
Weltordnung, in der nicht die Stärkung des Rechts die dominierende Tendenz darstellt, sondern die Stärkung 
des Rechts des Stärkeren. Washington, so die Befürchtung, setzt bewusst auf eine Deregulierung der
internationalen Beziehungen, weil eine Welt, in der das Recht des Stärkeren herrscht, die Dominanz der USA 
auf mittlere und lange Sicht am besten absichert.

Dazu passt es, wenn führende Mitglieder der Regierung Bush davon reden, dass man einen "Multilateralismus à 
la carte" pflege und "Koalitionen der Willigen" zur Durchsetzung seiner Ziele bevorzuge. Dieses Vorgehen 
belässt die politische Initiative in Washington, und allen anderen nur die Wahl, US-Entscheidungen
mitzutragen - oder ignoriert zu werden. An jenen multilateralen Institutionen, die bislang
Entscheidungsgremien waren, wurden Exempel statuiert. Die NATO und die UNO wurden zu
Konsultationsgremien herabgestuft. Sie hatten nur die Wahl, als Erfüllungsgehilfen zu agieren oder beiseite 
geschoben zu werden.

Wenn es aber - und darauf verweist auch die konsequente Ablehnung des Irak-Krieges durch Frankreich, 
Russland und Deutschland - um mehr geht als um diesen einen Krieg, nämlich um Weltordnungsfragen, dann 
kann das schlichte "Kein Krieg - No War" auf Dauer der Aufgabe nicht gerecht werden. Es bedarf einer 
positiven Perspektive und Alternative. Aufgabe von Politik, Wissenschaft und sozialen Bewegungen muss es 
sein, gemeinsam und in konstruktiver Konkurrenz Alternativen zu entwickeln, die über das "Nein"
hinauswachsen.

Ich sehe vier Ansatzpunkte: Erstens bedarf es - ähnlich wie im Fall des Kosovo-Krieges - politischer Initiativen 
zur Beendigung des Krieges im Irak. Zweitens bedarf es politischer Initiativen zur Stärkung der multilateralen 
Institutionen, insbesondere der UNO. Sie muss ihr Monopol, allein legitimerweise über Krieg und Frieden zu 
entscheiden, zurückerhalten. Drittens bedarf es einer europäischen Initiative zur Lösung des Nahost-Konfliktes.
Diese muss Israelis und Palästinensern eine Zukunftsperspektive aufzeigen. Und schließlich: Wann endlich
starten wir - aus sicherheitspolitischen Gründen - eine konzertierte Aktion für eine größere Unabhängigkeit von 
den fossilen Energie trägern Öl und Gas?

Ein staatlich geförderter "Schnellstart" in neue Energieträger wie Wasserstofftechnologie bzw. Brennstoffzelle 
und ein intensiver Ausbau der Nutzung regenerativer Energien stellt eine hocheffiziente sicherheitspolitische 
Investition dar. Positive Nebenwirkungen inbegriffen - für den Technologiestandort Deutschland, für die
Umwelt und vor allem in Sachen Krisenprävention. Der Aufgabe, am Wettbewerb um solche positiven
Perspektiven der Transformation mitzuwirken, müssen sich auch die Gewerkschaften stellen. So weit mein 
Appell zur konstruktiven Energieverschwendung.
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Neues Deutschland, 05. April 2003 

Schlingerkurs vor Gibraltar - Bundesmarine schert aus 
Sicherungskommando an der Meerenge aus 
Gerhard Piper

Die Straße von Gibraltar ist kaum 13 Kilometer breit. Obwohl der Krieg weit 
entfernt ist, können die Anwohner den vorbeiziehenden Truppenaufmarsch
der US-Streitkräfte vom Strand aus zusehen. Und es gibt immer mehr zu
schauen: Das Angriffskontingent im Golf wird um 100.000 Soldaten verstärkt.
Die Mobilmachung gilt auch für Verbände aus Deutschland, deren
Militärgerät zum Teil über Antwerpen verschifft wird und das Nadelöhr
Gibraltar passieren muß.

Spaniens Sicherheitsbehörden befürchten nach den Terroranschlägen auf den US-Zerstörer "Cole" im Jahr 2000 
und den französischen Tanker "Limburg" ein Jahr später gerade dort weitere Schläge. Bereits Anfang Juni 2002 
nahmen die marokkanischen Sicherheitsdienste drei Mitglieder der Al Qaida fest. Es handelte sich um Zuher Al 
Tbaiti, Hilal Yaber Alissiri und Abdullah Al Ghamdi. Sie hatten die Örtlichkeiten ausgespäht und waren auf der 
Suche nach einem geeigneten Schlauchboot, um damit einen weiteren Anschlag zu verüben.

Um dies zu verhindern, starteten die Marinestreitkräfte der NATO am 9. Februar 2003 eine
Überwachungsoperation zum Schutz ihrer Kriegsschiffe, die Operation "Strong Escort". Im Einsatz sind die 
amerikanische Fregatte "Halyburton", die portugiesische Fregatte "Vasco da Gama", die spanische Fregatte 
"Numancia" und das spanische Patrouillenboot "Barceló". Ein Seeraumüberwachungsflugzeug "Orion" und
mehrere Hubschrauber "Sea King" sichern jeden Konvoi aus der Luft. Erleichtert wird die Kontrolle durch das 
Radarüberwachungssystem "Sistema Integrado de Vigilancia Exterior" (SIVE), das eigentlic h zur Abwehr 
illegaler Einwanderer aus Afrika errichet wurde. Rund um die Uhr tasten die Radarkeulen 5.000 qkm
Wassermassen ab und erfassen auch kleine Boote in zehn Kilometer Entfernung. Deutsche Rüstungsfirmen sind 
am SIVE-Aufbau beteiligt.

Zu einem ernsten Zwischenfall ist es bisher nicht gekommen. Allerdings gab es einen Fall von "friendly fire" 
im spanischen Marinestützpunkt Rota bei Cadiz. Beim Manövrieren rammte die portugiesische Fregatte "Vasco 
da Gama" die spanische Fregatte "Victoria", die jetzt repariert werden muß. Nachdem die
Umweltschutzorganisation Greenpeace mit ihrem Schiff "Rainbow Warrior" die US-Kriegsschiffe "Dalles" und 
"Cape Horn" am Ein- bzw. Auslaufen gehindert hatte, kaperte ein Prisenkommando der Guardia Civil am 14. 
März das Protestschiff. Kapitän Daniel Rizzoti und die beiden Friedensaktivisten Carlos Bravo und Phil Lloyd 
wurden vorrübergehend festgenommen.

Am 9. März 2003 beschloß die NATO, beim maritimen Begleitschutz mitzuwirken. Schon nach dem 11. 
September hatte die Allianz den Bündnisfall verhängt und am 26. Oktober 2001 die Operation "Active
Endeavour" zur Überwachung des Schiffsverkehrs im östlichen Mittelmeer initiiert. Bisher wurden fast 25.000 
Handelsschiffe kontrolliert. Die Kontrollen werden abwechselnd durch die Ständige Eingreifflotte Atlantik
(STANAVFORLANT) mit den deutschen Fregatten "Emden" und "Spessart" und die Ständige Eingreifflotte 
Mittelmeer (STANAVFORMED) mit der Fregatte "Ausgsburg" durchgeführt. Gegenwärtig ist der
Mittelmeerverband an der Reihe, an dem sich acht NATO-Mitgliedsstaaten mit jeweils einem Schiff beteiligen. 
Nun soll die Operation auf den Konvoischutz in der Straße von Gibraltar ausgeweitet werden. In der
Bundesregierung war erwogen worden, zu diesem Zweck drei zusätzliche Schnellboote zu entsenden, aber 
schließlich sagte man ab. Auch die Fregatte "Augsburg" wird sich nicht am Begleitschutz in der Straße von 
Gibraltar beteiligen, wie Verteidigungsminister Struck dieser Tage erklärte. Damit stellt sich die
Bundesregierung gegen eine Entscheidung der NATO, die sie zunächst mitgetragen hatte. Sollte
STANAVFORMED nach Gibraltar verlegt werden, müßte die "Augsburg" im östlichen Mittelmeer
zurückbleiben, wodurch der multinationale NATO-Schiffsverband auseinander gerissen würde.

Die Entscheidung der Bundesregierung steht im Gegensatz zur bisherigen Interventionspolitik. Im Rahmen der 
Operation "Enduring Freedom" hat die Bundesmarine am Horn von Afrika bisher dreißig Mal US-
Kriegsschiffe eskortiert. An der internationalen "Task Force 150" sind zur Zeit die Fregatte "Mecklenburg-
Vorpommern", der Tender "Elbe", ein Patrouillenflugzeug "Breguet Atlantic" und zwei Hubschrauber "Sea 
Lynx" beteiligt. Ein weitgefaßtes Bundestagmandat, dem die SPD-Fraktion zugestimmt hat, deckt diese
Bundeswehrmission ab. Das Hickhack um die Verlegung von deutschen Schnellbooten nach Gibraltar ist ein 
weiteres Indiz für das außenpolitische Lavieren der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Golfkrieg.
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Sicherlich hat uns der Krieg im Irak im Jahr 2003 mit am meisten beschäftigt. Die Online 
Redaktion der Frankfurter Rundschau hat die drei Wissenschaftler, Jochen Hippler (INEF), 
Mischael Lüders (FES) und Otfried Nassauer (BITS) um kurze tägliche Kommentare zum 
Krieg, zu wenig beachteten Nachrichten und zu Aspekten der Debatte, die leicht übersehen 
werden könnten gebeten. Diese wurden unter dem Titel "Notizen zum Krieg" veröffentlicht und 
geben somit einen etwas anderen aber sicherlich interessanten Rückblick auf die Kriegstage. Im 
Folgendem einige Auschnitte der Kurzkommentare, die von Otfried Nassauer beigesteuert 
wurden. 
 

Enthauptungsschlag 
Geschrieben am 20.03.2003 um
19.00 Uhr 

Kaum ist das Ultimatum
abgelaufen, beweist George W.
Bush seinen unbedingten Willen
zum Krieg. Erste

Marschflugkörper und Bomben schlagen in Bagdad
ein - nein, nicht das angekündigte Riesen-
bombardement mit dem Ziel, Furcht und Schrecken zu 
verbreiten bis die irakische Führung und das Militär 
kollabieren, sondern ein begrenzter Schlag. Wechselt 
Washington die Strategie?

Wohl kaum. Wir werden Augenzeugen des ersten
Versuches von leadership targetting. Des Versuchs,
gezielt die generische Führung auszuschalten.
Irgendwer hat Washington Hinweise auf den oder die 
Aufenthaltsorte wichtiger Führungskader der
irakischen Führung gegeben. Sie sollen gezielt
getroffen werden. Für die Gelegenheit eines solchen
Enthauptungsschlages zieht man auch schon mal den 
Beginn eines geplanten Angriffs um ein oder zwei
Tage vor.

Warum vermute ich das? In der Regierung George W. 
Bush sitzen an entscheidender Stelle genau jene
Personen, die schon unter Ronald Reagan die
Enthauptung, das leadership targetting als militärische 
Strategie gegen die damals noch existente Sowjetunion 
vorgeschlagen haben. Allesamt Zivilisten, nicht
Militärs. Christopher Payne zum Beispiel, der Mann,
der damals mit Colin S. Gray den berühmten Aufsatz 
"Sieg ist möglich" schrieb. Heute, mehr als 20 Jahre 
später und unter einem Präsidenten, der der CIA die 
Ermordung ausländischer Regierungsmitglieder
explizit wieder erlaubt hat, haben sie die Chance
bekommen, ihre Konzepte endlich in der rauen
Wirklichkeit zu erproben.

Reaktive Nuancen 
Geschrieben am 21.03.2003 um 19.00 
Uhr

Politisch kritisiert und verurteilt
haben ihn viele, den Angriff auf
den Irak. Doch in welcher Form
und mit welchen Konsequenzen sie

es tun, das ist bemerkenswert. Das Bedauern, dass 
Washington der Diplomatie und den Inspektoren keine 
echte Chance mehr gegeben habe, überwiegt bei den 
westlichen, gegen den Krieg eingestellten
Regierungen. Klare und deutliche Kritik, die nicht nur 
die unbestreitbare Tatsache erwähnt, dass dieser Krieg 
ohne Mandat der Vereinten Nationen geführt wird,
sondern auch festhält, dass es sich um einen
völkerrechtswidrigen Angriff handelt, ist da schon
seltener.

Sie kommt vor allem von Russland, China und einigen
anderen. Noch seltener sind Reaktionen, in denen
Konsequenzen angekündigt oder gezogen werden. Und 
die kommen überraschenderweise vor allem von
kleineren Staaten: So hat Belgien schon vor einigen
Tagen angekündigt, es werde in einem solchen Fall
sein Staatsgebiet und seinen Luftraum für den
Nachschubtransport ins Kriegsgebiet sperren. Die
Schweiz hat gestern nachgezogen und zudem ein
Waffenembargo gegen die kriegführenden Nationen
verkündet.

Apropos Waffenembargo: Liefert Berlin eigentlich
unbeeindruckt weiter? Gegenteiliges ist bislang nicht 
bekannt geworden.

Rechtmäßige 
Befehlsverweigerung 
Geschrieben am 25.03.2003 um 19.45 
Uhr

Australische Piloten bereiten der
US-Militärführung
Kopfzerbrechen im Kampf gegen
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den Irak. Sie verweigern Einsätze, begehen
Befehlsverweigerung und berufen sich auch noch auf 
die internationale Rechtslage. Weil die positive
Identifizierung von zu bombardierenden Zielen laut
Zusatzprotokollen zur Genfer Konvention eine
völkerrechtliche Pflicht ist, die dem Schutz der
Zivilbevölkerung dient, verweigern australische F-18-
Piloten im Golfkrieg den Einsatz ihrer mitgeführten
Waffen, wenn ihnen diese Identifizierung nicht
gelingt. Australien hat die Zusatzprotokolle zur Genfer 
Konvention ratifiziert.

Amerikanische Piloten sind da freier, weil Washington 
sich der Ratifizierung dieser kriegsvölkerrechtlichen
Normen bislang verweigert hat. Genauso wie dem
Ottawa-Vertrag, der den Einsatz von Anti-
Personenminen mit der gleichen Zielsetzung ächtet.
Neu ist dieses Problem nicht. Es tauchte bereits im 
Kosovo-Krieg auf, als spanische F-18-Piloten
Einsatzbefehle verweigerten. Und selbst britische
Kampfflieger sollen bestimmte Einsätze während des 
Afghanistan-Feldzuges per Veto herhindert haben.
Zwei interessante Beobachtungen folgen daraus.

Zum einen bekommt Washington nun auch in einer 
Koalition der Willigen ähnliche Probleme wie es sie 
nach der NATO-Kampagne gegen Serbien so heftig als 
warfighting by committee, als Kriegführung per
Gremium kritisierte. Da unterschiedliche Staaten sich 
in unterschiedlicher Intensität den Regeln des
humanitären Kriegsvölkerrechtes unterworfen haben,
erachten sie unterschiedlich viele Krieg-
führungsaktionen als legitim. Mancher zieht engere
Grenzen als Washington, dem es - wenn es um die 
Anerkennung von Rechtsnormen geht - immer auch 
um die eigene Handlungsfreiheit, die Möglichkeiten
zum Ausspielen der eigenen Stärke geht. Nicht zuletzt 
deshalb zog die Regierung Bush die Unterschrift
Clintons unter die Gründungsdokumente des
Internationalen Strafgerichtshofes (für Kriegs-
verbrecher) zurück und betreibt auch darüber hinaus 
eine aktive Politik der Entrechtlichung der
internationalen Beziehungen - so z.B. durch die
einseitige Aufkündigung von Rüstungskontroll-
verträgen.

Zum anderen fällt ein Widerspruch ins Auge:
Washington hat offensichtlich keine Probleme, Krieg
außerhalb des Rechtssystems der Vereinten Nationen 
zu führen und so das Völkerrecht zu brechen. Es
investiert eine Menge Phantasie, rechtsfreie Räume zu 
generieren und die Behandlung der Afghanistan-
Gefangenen in Guantanamo Bay als nicht rechtswidrig 
erscheinen zu lassen. Es verweist immer wieder
darauf, dass es bestimmte Regeln der humanitären
Kriegsvölkerrechtes nicht akzeptieren wird, weil diese 
die Effizienz des eigenen militärischen Handelns
einschränken könnten. Zugleich aber brandmarkt es
andere, so die vom Irak ermöglichten Fernsehbilder

über US-Kriegsgefangene als schwere Verletzung der 
Genfer Konvention. Wenn dieser Vorwurf nicht vor 
allem den Zweck hatte, die amerikanischen Medien
dazu zu bewegen, diese Bilder nicht auszustrahlen, so 
bleibt vor allem nur eine Deutung. Washington stellt 
klar: "Quod licet Iovi, non licet bovi." (lat. Sprichwort: 
"Was Jupiter - dem höchsten Gott der Römer - erlaubt 
ist, ist einem Ochsen noch lange nicht erlaubt.")

Atommüllentsorgung im 
Irak 

Geschrieben am 27.03.2003 um
23.15 Uhr

Nur damit es nicht in
Vergessenheit gerät: Immer
dann, wenn US Panzer vom Typ 

M1 Abrams schießen, wenn A-10-Kampfflugzeuge
aus ihrer Bordkanone feuern, wenn Tomahawk-
Marschflugkörper einschlagen - immer dann wird auch 
Atommüll entsorgt. Panzerbrechende Granaten und
Geschosse sowie Trimmgewichte amerikanischer
Marschflugkörper werden aus abgereichertem Uran,
Depleted Uranium (DU), hergestellt. Abgereichertes 
Uran entsteht in großen Mengen bei der
Urananreicherung und ist beim Militär beliebt, weil es 
ein hohes spezifisches Gewicht besitzt, bzw.
Munitionen aus diesem Material eine besonders hohe 
Durchschlagskraft besitzen.

Aber halt: Haben die USA diese Munitionen nicht
bereits im zweiten Golfkrieg eingesetzt? Mehrere
hundert Tonnen abgereichertes Uran wurden damals 
"entsorgt". Gab es nicht eine ausführliche Debatte, ob 
die Verwendung von Uranmunition die Ursache des 
Golfkriegssyndroms sein könne, jener rätselhaften
Krankheit mit den vielen unterschiedlichen
Symptomen, die Zigtausende von Soldaten der USA, 
Großbritanniens und anderer Länder später befiel? Hat 
sich nicht nach dem Kosovo-Krieg - wieder wurden 
solche Munitionen eingesetzt - herausgestellt, dass
ganze Chargen der Uranmunition mit winzigen
Mengen hochgiftigen Plutoniums verunreinigt waren? 
Gab es nicht eine Debatte, diese Munitionsarten zu
ächten bzw. ihren Einsatz solange auszusetzen, bis
endgültig geklärt sei, welche Risiken mit diesen
Munitionen verbunden seien?

Richtig, all das gab es. Aber so heiß wie die
verschiedenen Theorien diskutiert wurden, so
(vor)schnell wurde die Debatte auch wieder beerdigt. 
Die radiologische und die toxische Wirkung des DU 
und seiner Rückstände kann nicht die Ursache der
aufgetretenen Leukämieerkrankungen und der Vielzahl
der Symptome des Golfkriegssyndroms sein. Darin
sind sich die Experten weitgehend einig. Bis heute
wird deshalb weiter gestritten, welche Ursache die
Krankheiten der Golfkriegsveteranen haben, warum so 
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viele von ihnen an Krebs erkrankten. Je länger dies 
unklar ist, desto länger braucht niemand
Entschädigungen zu zahlen oder Versorgungs-
leistungen zu erbringen.

Vielleicht deshalb ist eine der Folgen des Einsatzes 
von DU-Munition bis heute unerforscht. Wird ein
gepanzertes Ziel von dieser Munition getroffen, so
entstehen hohe Temperaturen, in denen das Innere des 
getroffenen Panzerfahrzeugs verdampft. Da die
Temperaturen aber geringer sind, als in einer
Giftmüllverbrennungsanlage, entsteht ein hochgiftiger
Aerosol-Cocktail mit Rückständen der DU-Munition,
des Panzerinneren oder auch der explodierenden
Munition, die im Zielfahrzeug gelagert war. Dieser
wird unter hohem Druck ausgeblasen und durch den 
Wind weitergetragen. Freigesetzt werden auf diesem 
Wege nicht nur Uranoxide als Überbleibsel des DU, 
sondern auch hochgiftige und krebserregende Stoffe 
wie Dioxine, Furane, PCB oder das gefährliche
Radium 226, das in manchen Fahrzeugen der
Zifferblattbeleuchtung dient.

Böse Schurken - gute 
Schurken 
Geschrieben am 31.03.2003 um
21.45 Uhr

Im Kreis der alternden
Heißsporne Washingtons ist

Colin Powell ein fast schon bedächtiger, weiser
Jüngling. Was aber reitet den amerikanischen
Außenminister, dem Iran und Syrien mit ernsten
Konsequenzen zu drohen, wenn sie die Unterstützung 
palästinensischer "Terrorgruppen" nicht einstellen?
Will Powell neben dem Irak auch diesen beiden
Staaten mit einer militärischen Intervention drohen?

Kein Zweifel: In Washington gibt es
Regierungsmitglieder, die liebend gerne auch Syrien
und den Iran mit Krieg überziehen würden. Für sie ist
die Intervention gegen Bagdad nur das Einfallstor für 
eine grundsätzlichere Veränderung in der arabisch-
islamischen Welt. Syrien, der Iran, Saudi-Arabien -
das alles sind weitere Kandidaten für einen durch
Washington zu erzwingenden Machtwechsel. Zugle ich
sind es einflussreiche Akteure der Gegenseite, wenn es 
darum geht, eine für Israel möglichst vorteilhafte
Nachkriegsordnung im Nahen Osten vorzubereiten.
Dass, sollte es in diesen Staaten zu Regierungs-
wechseln kommen, die neuen Herrscher kaum
Demokraten westlicher Prägung sein dürften, stört
Washington genausowenig wie in Moldowa. Dort wird 
eine autoritäre postkommunistisch-kommunistische,
aber pro-amerikanische Regierung ebenfalls mit
Unterstützung der USA an der Macht gehalten.

Powells Drohung verweist nichtsdestoweniger auf ein 
amerikanisches Dilemma. Die bedingungslose
Gegnerschaft und die militärische Interventions-

drohung Washingtons gegen all jene, die den Terror 
unterstützen oder an der Beschaffung von
Massenvernichtungswaffen werkeln, bringt
Washington in die Bredouille. Soll es viele Kriege
führen oder im Umgang mit diesen Staaten viele
Standards praktizieren? Schon die Politik der
Regierung Bush gegenüber dem Irak einerseits und
Nord-Korea andererseits offenbarte das Dilemma.
Werden unterschiedliche Standards praktiziert, so
muss auch sehr schnell zwischen den
unterschiedlichen Schurken differenziert werden:
"Böse Schurken" werden mit dem Schwert
konfrontiert, "tolerable Schurken" werden eingedämmt 
und bei den "akzeptablen Schurken" schaut das
republikanische Washington geflissentlich in die
andere Richtung.

Colin Powell ist vielleicht aufgegangen, dass auf
dieser Logik keine glaubwürdige, wertebasierte neue 
Weltordnung aufgebaut werden kann. Aber geht das 
mit der Drohung vieler Kriege? Oder meinte der
amerikanische Außenminister eher die Falken in den 
eigenen Reihen, als er diese Drohung äußerte?

 

Der Faktor Geschwindigkeit 

Geschrieben am 07.04.2003 um
21.58 Uhr

Die Ereignisse scheinen sich zu
überschlagen: Heute morgen ist
eine US-Brigade vom Flughafen 

ins Zentrum von Bagdad vorgedrungen, hat
publikumswirksam eine zentrale Saddam-Statue
geschleift, einen der wichtigsten Präsidentenpaläste
besetzt und kontrolliert möglicherweise auch das
irakische Informationsministerium. Die Ziele sind
Symbole, Symbole der untergehenden Macht Saddam 
Husseins. Eine zweite Brigade soll aus dem Norden im 
Anmarsch sein und eine Marineinfanteriedivision ist
vom Südosten und bald wohl auch vom Osten her auf 
dem Weg in die Stadt. Der irakische Widerstand wird -
so die zunehmend westlich dominierte
Berichterstattung - sichtlich schwächer. Manchmal ist 
er - nach den Erfahrungen der letzten zwei Wochen -
sogar überraschend schwach. Auf jeden Fall ist er
überraschend unkoordiniert - wohl ein Zeichen dafür, 
dass viele Führungsstrukturen nicht mehr
funktionieren, Koordination fehlt.

Ob „Marsch auf Bagdad“, „Shock and Awe“ aus der 
Luft oder jetzt die überraschenden Vorstöße ins
Zentrum der irakischen Macht - das militärische
Vorgehen vor allem der US-Truppen konzentriert sich 
auf den Faktor Geschwindigkeit. Geschwindigkeit
verspricht das Heft des Handelns in der Hand des 
Schnellen. Geschwindigkeit wurde genutzt, um Städte 
und um irakische Verbände zu umgehen, um irakische 
Verteidigungsplanungen wertlos zu machen und die
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irakischen Verteidiger immer wieder zu überraschen. 
Die Überlegenheit der militärischen Technik der USA 
stand vor allem im Dienste der Geschwindigkeit,
ebenso ihre überwältigende Zerstörungskraft. Die
Nachteile dieser Vorgehensweise, so die Probleme mit 
dem Nachschub und die Unterschätzung der
Wirksamkeit paramilitärischer irakischer Kräfte in den 
Anfangstagen des Kriegs, wurden – soweit es ohne 
vollständige Gefährdung des Gesamtziels der
Operation möglich war - zugunsten der Ge-
schwindigkeit billigend in Kauf genommen. Mit hoher 
Wahrscheinlichkeit wird diese Vorgehensweise
militärisch zum Erfolg führen – ganz gleich, wie lange 
sich der verbleibende irakische Widerstand noch
halten kann, ganz gleich, wie viele Opfer dieser Krieg 
noch fordern wird. Soweit zu einer vorläufigen Bilanz 
der militärischen Aspekte des dritten Golfkrieges.

Fragen wir deshalb nun für einen Moment nach der 
Rolle der Geschwindigkeit bei den kommenden
politischen Entscheidungsprozessen in Sachen Irak.
Fragen wir z.B. nach den Perspektiven des
Multilateralismus und multilateraler Entscheidungs-
strukturen.

Heute trifft der britische Premier Tony Blair den US-
Präsidenten George W. Bush in Nordirland. Lassen wir 
die potentielle Symbolik des Treffpunktes im Blick auf 
die potentielle Langwierigkeit militärischer
Interventionen als Nebensächlichkeit beiseite. Fragen
wir nach dem wichtigsten Tagesordnungspunkt dieses 
Gipfels, nach der Rolle der internationalen
Gemeinschaft nach einem militärischen Sieg der USA 
und ihrer Verbündeten. Fragen wir nach der Rolle des 
Faktors „Geschwindigkeit“ bei diesem
Entscheidungsprozeß.

Einige Beobachtungen fallen sofort ins Auge: Wie
schon bei Entscheidung über den Krieg selbst, möchte 
Tony Blair erreichen, dass wesentliche
Entscheidungen über die Zukunft des Iraks in der
UNO getroffen werden, multilateral durch die
internationale Staatengemeinschaft abgesegnet wird.
Damit will er unter anderem britische Interessen
absichern. Aber: Zugleich kann man seine
Vorstellungen auch als Versuch der Entschleunigung
und damit Demokratisierung der politischen
Entscheidungsprozesse zur Zukunft des Iraks
verstehen. Tony Blair hat möglicherweise einen
wichtigen Verbündeten. US-Außenminister Colin S.
Powell möchte die Entscheidungen über die Zukunft 
des Iraks international einbinden, der Legitimation
wegen und der Rückwirkungen auf die internationale 
Perzeption des weiteren Vorgehens. Den damit
verbundenen Zeitverlust nähme er ebenso in Kauf wie 
die Reibungsverluste, die jeder internationalen
Abstimmung zueigen sind. Zugleich haben Powell und
Blair aber auch ein Problem. Sie haben - übrigens 
konsistent im Rahmen ihrer Position - keine „fertige“ 

Lösung für eine künftige Regierung in der Tasche,
können aber, je schneller sich der militärische Erfolg 
einstellt, umso mehr zu Opfern des schnellen
militärischen Erfolges werden. Denn der könnte zu
raschem Handeln zwingen. Powell ist damit
innenpolitisch bereits in der Defensive.

Tony Blair sitzt George W. Bush gegenüber, der in der 
Irak-Politik bislang in wesentlichen Punkten den
politischen Ratschlägen seiner neokonservativen
politischen Berater und nicht denen Powells gefolgt
ist. Diese wollten weder auf dem Weg in den Krieg 
einen Umweg über die UNO nehmen, noch wollen sie 
dies jetzt hinsichtlich der Zukunft des Iraks. Sie sehen 
die amerikanischen Interessen am besten gewahrt,
wenn Washington die erforderlichen Entscheidungen
alleine und möglichst schnell trifft - stehen also für 
eine Beschleunigung des Entscheidungsprozesses, der 
Dritte vor die „Vogel-friss-oder-stirb-Frage“ stellt. Sie 
haben sich intensiv auf den Nachkriegsirak vorbereitet 
und halten in Kuwait unter dem Deckmantel der
humanitären Hilfeleistung und unter Führung des
irakerfahrenen Ex-Generals Jay Garner eine fast
komplette Okkupationsregierung samt (exil)irakischer
Beratergruppe für diesen Fall bereit. Eine soweit
bekannt - ebenso skurrile wie prominente und
skeptisch machende Mannschaft. Sie lancierten den
Vorschlag, eine neue Regierung einzusetzen noch
bevor die alte kapituliert hat und drücken aufs Tempo. 
Zudem haben sie Platzvorteil: Die Macht
amerikanischer Gewehrläufe kann im Irak ausgeübt
werden, befehligt durch einen der ihren, US-
Verteidigungsminister Rumsfeld.

Mit anderen Worten: Der Faktor „Geschwindigkeit“
kann und wird mit Sicherheit eine wichtige Rolle für 
die Entscheidungen über die Zukunft des Iraks spielen. 
Je schneller der militärische Erfolg kommt, desto mehr 
leidet aber die demokratische Partizipation in ihrer
spezifischen Form des Multilateralismus. Denn
angesichts einer Beschleunigung politischer
Entscheidungsprozesse, stehen multilaterale Ent-
scheidungsstrukturen vor derselben Problematik wie
Soziale Bewegungen in innenpolitischen
Auseinandersetzungen. Sie sind kein einheitlicher,
sofort handlungsfähiger Akteur, sondern brauchen
Zeit. Zeit zur Mobilisierung und Positionsfindung.

Das sollten auch die Bundesregierung, Frankreich und 
Russland bedenken, wenn sie der Frage nachgehen, in 
welcher Weise der Multilateralismus, die Rolle der
Vereinten Nationen, bei den Entscheidungen über die 
Zukunft des Iraks gestärkt werden kann, ohne als
Beigabe eine Ex-Post-Legitimation des Angriffs auf 
den Irak zu schaffen. Die Zeit, der Faktor
„Geschwindigkeit“ arbeiten höchstwahrscheinlich
gegen sie. Sie müssen sich gemeinsam mit Tony Blair 
fragen: Kann man in diesem Fall wirklich durch
Mitmachen mitentscheiden? Ist auf diesem Wege –
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unter Zeitdruck und aus einer Abwehrhaltung heraus -
überhaupt eine Stärkung echten Multilateralismuses
möglich?

Inspektoren - die Dritte 
Geschrieben am 08.04.2003 um
23.00 Uhr

Der Krieg in Bagdad geht – auch 
wenn es noch vereinzelt
Widerstand gibt und dieser

möglicherweise noch einmal aufflammen wird -
seinem Ende entgegen. Bislang hat Saddam Hussein 
keine Massenvernichtungswaffen einsetzen lassen.
Gerätselt wird, warum nicht. Besaß das Regime in
Bagdad keine solchen Waffen mehr? Entschied
Saddam letztlich, auch diese Waffen würden sein
Regime nicht retten können? Hatte er letztlich doch ein 
Einsehen mit dem irakischen Volk, hielt er das
Ausmaß der Opfer eines Einsatzes für nicht zu
rechtfertigen? Oder wird er den Einsatz solcher
Waffen noch anordnen?

Eine endgültige Antwort steht bis auf weiteres aus. Die 
meisten Experten haben im Gegensatz zu den
Regierungen in Washington und London bezweifelt,
dass Husseins Regime noch über größere militärisch 
verwendbare Bestände an chemischen oder
biologischen Waffen verfügt. Die Regierungen in
Washington und London gehen davon aus, dass solche 
Waffen noch vorhanden sind. Unklar ist, ob sie an
dieser These festhalten, weil es für kriegführende
Staaten nur klug wäre, weil man auch auf den
schlimmsten Fall vorbereitet sein will oder ob sie
weiter vertreten wird, weil der Krieg als Ab-
rüstungskrieg legitimiert wurde, diese Waffen offiziell 
der Kriegsgrund waren. Die Inspektoren fanden vor 
dem Krieg keinen Beweis, dass im Irak weiterhin
Massenvernichtungswaffen existieren. Sie mussten den 
Irak bei Kriegsbeginn aber mit offen gebliebenen
Fragen verlassen. Auch die Interventions-streitkräfte
haben bislang keine Massen-vernichtungswaffen oder 
Beweise für deren Existenz gefunden.

Die Suche nach solchen Waffen wird weitergehen.
Politisch wichtig könnte es sein, wer letztlich die noch 
offenen Fragen für die Weltöffentlichkeit beantworten 
wird. Tun dies die Interventionstruppen oder die
Inspektoren? Da die UNO-Resolutionen 1284 und
1441 weiter in Kraft sind, könnten die Inspektionen
jederzeit nach Beendigung der Kämpfe wieder
aufgenommen werden. Von jeder künftigen Regierung 
des Irak wäre mit der Bereitschaft zu intensiver
Kooperation mit den Inspektoren zu rechnen.

Die Vereinten Nationen oder die Inspektoren könnten 
ein solches Vorgehen initiieren. Das wäre aus
mehreren Gründen vorteilhaft: Es wäre ein erster
Schritt dazu, den Vereinten Nationen die ihnen

zustehende Bedeutung zurückzugeben. Es wäre ein
wichtiges Symbol für die künftige Bedeutung der
UNO für die Zukunft des Iraks. Allein die Inspektoren 
können vollständig auf die Kenntnisse der bisherigen
Inspektionen zurückgreifen. Und schließlich wäre ein 
erneuter Einsatz der Inspekteure die bestmögliche
Rückversicherung gegen das Entstehen von
Konspirationstheorien für den Fall, dass doch noch
Massenvernichtungswaffen auf irakischem Territorium 
gefunden werden sollten.

Achse der Obstruktion? 

Geschrieben am 10.04.2003 um
21.32 Uhr

Ein Nebensatz in einer Kolumne 
zu den amerikanisch-russischen
Beziehungen und schon ist die
„Achse der Obstruktion“

produziert. Sie besteht aus Deutschland, Frankreich,
Russland – und falls er kommen sollte – Kofi Annan, 
dem UNO-Generalsekretär. Man will sich in Sankt
Petersburg treffen, um über die Nachkriegsordnung im 
Irak zu diskutieren. Da die Teilnehmer gegen ein
UNO-Mandat für den Krieg gegen dieses Land waren, 
sind sie der Obstruktion schuldig. Kriegsdienst-
verweigerer, Vasallen, die ihren Tribut nicht zahlen. 
Und natürlich auch jetzt, in Fragen des Wiederaufbaus
auf Obstruktion aus. Ich liebe die Klarheit
angelsächsischer Kommentare. Heute hat es mir Anne 
Applebaum angetan, eine Kolumnistin der Washington 
Post.

Die Gedanken dahinter: Wer nicht für uns ist, ist gegen 
uns. Was gut für Amerika ist, ist gut für die Welt. 
Natürlich sind die Interessen der USA auch die
Interessen Westeuropas und aller demokratieliebenden 
Nationen. Wer das nicht begreift, betreibt Obstruktion 
– wenn nicht Widerwärtigeres.

Dass die Sichtweisen außerhalb Washingtons anders 
sein könnten, dass dort die Politik der Administration 
George W. Bushs, die deutlich auf eine
Flexibilisierung der Anwendung überlegener
amerikanischer Machtmittel, z.B. des Mittels Militär
ausgerichtet ist und sich am Recht des Stärkeren
orientiert, nicht überall mit Freuden aufgenommen
wird, ist manchem in Washington unverständlich. Dass 
diese Politik als Obstruktion, gerichtet gegen die
Gültigkeit internationalen Rechts, gegen multilaterale
Entscheidungsprozesse und kollektive Lösungsansätze 
betrachtet werden könnte, kommt dort nicht in den
Sinn. Tatsächlich aber stehen die Auseinander-
setzungen um die Irak-Politik der USA für ein
grundsätzliches Unbehagen an der Außen- und
Sicherheitspolitik der gegenwärtigen Administration.

Washingtons Politik einer Deregulierung der
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internationalen Beziehungen, einer Devaluierung
beziehungsweise Entwertung multilateraler
Institutionen mit Entscheidungsbefugnis und einer
Entrechtlichung der internationalen Beziehungen mag
zwar die Durchsetzungsfähigkeit der einzigen,
verbliebenen Supermacht verbessern, allen Nicht-
Supermächten aber muss sie suspekt sein. Sie
brauchen multilaterale Institutionen mit
Entscheidungsbefugnis, die Gültigkeit und
Verlässlichkeit des internationalen Rechts und eine
weitere Verrechtlichung der internationalen Be-
ziehungen, weil sie nicht an anarchischen
Verhältnissen in der Staatenwelt interessiert sein
können. Ein solches kann sich nur der Stärkste –
vielleicht vorübergehend – leisten. Außerhalb
Washingtons herrscht vielmehr die Befürchtung vor,
Washington könne zu einer „Supermacht der
Obstruktion“ werden, wenn es sich immer mehr auf 
einen „Multilateralismus à la carte“ beschränkt.

Anne Applebaums „Achse der Ostruktion“, die
Kriegsdienstverweigerer, verstehen sich wohl eher als 
Koalition zur Rettung multilateraler Institutionen und
zur Erhaltung des internationalen Rechts. Das Symbol 
dafür: Bundeskanzler Schröder und Russlands
Präsident Putin nehmen in St. Petersburg gemeinsam 
an einer Konferenz über internationales Recht teil.

Eine Vorliebe für die 
Anarchie? 
Geschrieben am 11.04.2003 um
23.00 Uhr

Amerikas Neokonservative, die
treibende Kraft hinter dem Krieg 

im Irak, scheinen eine Vorliebe für die Anarchie zu
haben. Sie betrachten - so Robert Kagan, einer ihrer 
Vordenker - das Verhältnis zwischen Staaten als
zumeist anarchisch. Deshalb müsse der Starke das
Recht des Stärkeren exekutieren. Ganz so wie im Fall 
Irak geschehen. Doch nun gibt es Anarchie - im Irak -
und darauf, so scheint es, sind sie schlecht vorbereitet, 
weil die Stärke der US-Verbände im Lande nicht
ausreicht, um Sicherheit und Ordnung zu
gewährleisten. Oder ist das alles gar nicht so schlimm 
und vor allem eine gute Begründung, um Milliarden in 
die rechten Hände fließen zu lassen?

Kaum zwei Tage nach den Bildern jubelnder Iraker, 
die den Untergang der Diktatur feiern, beherrschen
andere Motive die Berichterstattung aus dem Irak:
Regierungsgebäude, Universitäten, Hotels und selbst
Krankenhäuser werden geplündert. Mancherorts bricht 
sogar das Telefon zusammen, weil die Technik der 
Vermittlungsstellen geklaut wurde. Bewaffnete
Banden und Milizen rauben alles, was nicht niet- und 
nagelfest ist. Ein Menschenleben zählt dabei wenig. 
Erste Kämpfe zwischen bewaffneten Gruppen von
Irakern flackern auf. Das Militär der Sieger und
künftigen Besatzungsmächte schaut bislang zu. Noch 

hat es andere Prioritäten, den verbliebenen Widerstand 
regimetreuer Irakis. UNO-Generalssekretär Annan
sieht sich genötigt, auf die Verantwortung der
kriegführenden Parteien für Sicherheit und Ordnung
hinzuweisen.

Doch so kampfkräftig und überlegen die Truppen der 
Alliierten während des Krieges auch gewesen sein
mögen - nun stehen sie vor der eigentlichen
Herausforderung: Zu verhindern, dass der Irak auf
Dauer im Chaos versinkt, ein "failing state" wird. Das 
dürfte kompliziert werden, nicht nur wegen der vielen 
widerstreitenden Interessen im Irak, sondern auch,
weil die Kampftruppen weder für diese Aufgabe
ausgebildet sind, noch das Peacekeeping lieben.
Zudem darf bezweifelt werden, dass die im Irak
eingesetzten Kräfte - auch einschließlich der noch
verfügbaren, aber nicht schnell heranführbaren
Reserven - ausreichen werden, um die öffentliche
Sicherheit bald wieder zu garantieren.

Das Wundermittel, das Washington für solche Fälle 
bereithält, heißt Outsourcing. Private Dienstleister,
mittlerweile ganze Konzerne, übernehmen den Job,
Polizisten, Justizangestellte und andere Fachleute für 
das von den Militärs ungeliebte Nation-Building zu
rekrutieren und bereitzustellen. Sie erfüllen schon
heute allerlei Aufgaben bis hin zu paramilitärischen
Funktionen - verdingen sich sogar als moderne
Söldner. Ihr Ruf ist oft nicht der Beste. Dyncorp z.B., 
eine Tochterfirma von CSC, die Milliarden mit dem
Pentagon umsetzt, in Kolumbien Drogenbekämpfung
im US-Auftrag durchführt, in Afghanistan
Regierungschef Karzai schützt, in Bosnien
Polizeidienstleistungen erbringt und in Amerika die
Flugzeug- und Hubschrauberflotte von George
W.Bush operiert, hat bereits begonnen, Polizei- und
Justizpersonal aller Art für den Irakeinsatz zu
rekrutieren - ein Milliardengeschäft winkt.

Die Weitsicht bei Dyncorp erinnert an eine andere
Firma "Kellog, Brown und Root", eine Tochter der Ex-
Firma von Vizepräsident Cheney, Halliburton. Sie
erhielt ohne Ausschreibung vom Pentagon den äußerst 
lukrativen Auftrag zur Bekämpfung von Ölbränden im 
Irak. So hellseherisch man bei Dyncorp oder der
Mutter CSC auch gewesen sein mag, die Firma hat 
keinen besonders guten Ruf: In Bosnien sollen etliche 
Polizei-Trainer von Dyncorp in Prostitution und den
Handel mit Prostituierten verwickelt und deshalb zur 
Kündigung gezwungen gewesen sein; im Kosovo
sollen andere Beschäftigte der Firma Menschenhandel 
und Sklaverei betrieben haben. Aber vielleicht ist ja 
auch hier an eine Auftragsvergabe ohne
Ausschreibung gedacht.

Denn eines steht außer Zweifel. Chaos und Anarchie 
sind günstige Gelegenheiten für das Recht des
Stärkeren und sind somit eine günstige Gelegenheit zur 
Selbstbereicherung.
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Aargauer Zeitung /Schweiz , 28. April 2003 

"Den Streß im Bündnis hat Washington verursacht." 
Interview mit Otfried Nassauer

Aargauer Zeitung: US-Präsident George W. Bush und sein
Verteidigungsminister Rumsfeld haben in den letzten Wochen und Monaten 
keine Gelegenheit ausgelassen, um zu betonen, dass sie von Europa nicht viel 
halten. Sind auf dieser Grundlage, nach dem Krieg im Irak, überhaupt noch 
Freundschaften zu schliessen?

Otfried Nassauer: Amerikaner und Europäer wissen genau, dass sie mehr
gemeinsame Interessen haben als Differenzen. Laute, gegenseitige Anwürfe , wie 
sie im Moment üblich sind, sind Teil des politischen Geschäfts. Sie sind Ausdruck 

eines Machtkampfes um die Zukunft der Beziehungen und um die Frage, wer, wie viel und was zu sagen hat.

Die USA sind nach dem Ende des Kalten Krieges die stärkste Militärmacht. Ihr unilaterales Handeln vorbei an
den Vereinten Nationen und ihre Vorstellung von einer neuen Weltordnung nach amerikanischem Vorbild 
findet in Europa wenig Unterstützung. Wie lässt sich dieser Dissens überbrücken?
Der grundsätzliche Dissens besteht darin, dass die Neokonservativen, die  im Moment die Aussen- und
Sicherheitspolitik Washingtons bestimmen, simpel nach dem Recht des Stärkeren vorgehen. Es vollzieht sich eine 
Deregulierung der internationalen Beziehungen.

Was heisst das?

Die Spielregeln werden verändert. US-amerikanische Machtpolitik wird unter Rückgriff auf das Recht des
Stärkeren durchgesetzt. Damit kann aber nur der Stärkste gut leben. Alle diejenigen, die weniger stark sind, also 
auch die grossen europäischen Staaten, haben dagegen ein vehementes Interesse daran, dass sich alle, auch der 
Stärkste, an die gemeinsamen Spielregeln, z.B. das Völkerrecht halten. Nur so können sie sicher sein, dass auch 
ihre Interessen gewahrt bleiben. Ohne funktionierenden Mulitlateralismus, also ohne multinationale
Organisationen...

...wie die Vereinten Nationen...

laufen sie Gefahr, zu Vasallen einer einzigen Macht degradiert zu werden, die immer wieder mal ihren Tribut 
einfordert.

Fraglich, ob jeder diesen Tribut auch zahlt. Die Türkei, der traditionelle Aussenposten der Nato, hat den 
Amerikanern die kalte Schulter gezeigt.

Die Türken haben den USA den Aufbau einer Nordfront im Irak-Krieg versagt. Zu einem hohen Preis. Denn sie 
haben in Kauf genommen, dass die USA ihnen rund 30 Milliarden Dollar zugesagter Hilfsgelder streicht. Eine 
Dreieckskoalition mit den USA und Israel wäre in der islamisch-arabischen Welt für die Regierung in Ankara aber 
glatter politischer Selbstmord gewesen. Natürlich haben die Kontinentaleuropäer mit ihrer mehrheitlich
ablehnenden Haltung zum Irak-Krieg der Türkei ihre Entscheidung erleichtert. Aber letztlich haben sich die Türken 
aus nationalem Interesse gegen die USA entschieden. Als Mittelmacht, so wie sich die Türkei versteht, will sie sich 
ihre Aussen- und Sicherheitspolitik nicht von einer Supermacht aufzwingen lassen. Im Übrigen ist auch die Türkei 
der Auffassung, dass es allgemein verbindliche Spielregeln geben muss, an die sich jeder, auch die USA, zu halten 
haben.

Ein ungelöstes Problem für die Türken bleibt die Kurdenfrage. Eine zu weitgehende Autonomie der Kurden im 
Irak riefe Ankara auf den Plan. Inwieweit können die Europäer hier vermitteln oder müssen wieder die 
Amerikaner als Ordnungsmacht eingreifen?

Die gegenwärtige Administration in Washington erhebt den Anspruch, über die Zukunft des Irak alleine zu
entscheiden. Die Europäer können nur beratend zur Seite stehen und werden mit diskutieren. Schon weil viele 
Kurden und Türken in europäischen Staaten leben. Aber entschieden wird dieses Problem zwischen Amerikaner, 
Kurden und Türken. Die USA haben kein Interesse an einem kurdischen Staat. Sie wollen Irak als einheitlichen 
Staat erhalten.
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Sie sprechen von der gegenwärtigen US-Administration. Die ist durchaus gespalten. Es gibt Falken und 
Tauben. Der Streit geht darum, ob die USA auch künftig gegen alles Böse in der Welt allein antreten oder sich 
im Konfliktfall dem Votum der UNO beugen. Wer wird sich durchsetzen?

Der schnelle Sieg im Irak hat den neokonservativen Republikanern wie Wolfowitz, Perle oder Rumsfeld politisch 
genutzt. Sie schreiben sich den militärischen Erfolg auf ihre Fahnen. Sie sagen: Amerika ist die einzige
Supermacht. Das muss so bleiben. Dazu gehört eine Form der Politik, die sich noch entwickeln muss. Diese Politik 
kann man nun imperialistisch oder hegemonistisch nennen.

Was ist die Grundidee dieser Leute?

Sie wollen das Heft des Handelns in der Hand behalten. Das heisst: Nicht reagieren, sondern stets agieren. Dabei 
räumen sie all das aus dem Weg, was sie dabei stören könnte. Sie ignorieren notfalls völkerrechtlich bindende 
Verträge, sie setzen sich über multinationale Entscheidungsgremien hinweg. Die UNO oder die NATO werden 
lediglich noch konsultiert. Ich nenne das die Deregulierung der internationalen Beziehungen. Die Falken in der US-
Administration wollen Multilateralismus à la carte. Koalitionen entstehen zur Durchsetzung einzelner Schritte auf 
diesem Weg in Form kurzfristiger Interessensvereinigungen. Es geht nicht mehr um die Stärkung des Rechts,
sondern um das Recht des Stärkeren.

Woher kommt diese Haltung?

Diese Ideen sind über zehn Jahre alt. Sie stammen aus der Zeit des ersten Golfkrieges. Damals war einer der 
Grundgedanken, dass Amerika den Kalten Krieg gewonnen hat und auserwählt ist, eine neue Weltordnung zu 
schaffen. Niemand sollte die Vormachtstellung der USA herausfordern können. Nach acht Jahren der Demokraten 
im Weissen Haus unter Clinton haben die Republikaner dort weitergemacht, wo sie seinerzeit aufgehört haben. 
Dabei kommt, daß strenggläubige Christen einen gewaltigen Einfluss bekommen haben und damit ein
missionarisches Selbstbewusstsein hinzugesellt.

Die Probleme unserer Zeit, ob Terrorismus, Proliferation oder Klimawandel, lassen sich doch nicht im 
Alleingang lösen?

Mit Sicherheit nicht und höchstwahrscheinlich auch nicht am besten mit militärischen Mitteln. Aber das Militär ist 
das Machtmittel, bei dem die größte Überlegenheit der USA gegeben ist und bei dessen Einsatz am leichtesten ein 
unilateraler Führungsanspruch auf die Neugestaltung von Weltordnung erhoben werden kann . Dazu kommt, dass 
diese Administration auch starkes Interesse an einer dominanten US-Rüstungsindustrie hat.

Wem nützt der Unilateralismus Amerikas im Fall Irak? Krieg aus ökonomischen Gründen, als Mittel gegen die 
Rezession?

Ganz klar: Er soll auch der Machtposition Washingtons und der amerikanischen Industrie nützen. Natürlich sollen 
vor allem US-amerikanische, Energie -, Bau- oder Rüstungsfirmen profitieren, wenn soviel Steuergelder
ausgegeben werden. Krieg oder allgemeiner, Investitionen in die innere und äußere Sicherheit sind für die
Republikaner ideologisch eine Chance, finanzielle Ressourcen lenkend einzusetzen, z.B. um Wirtschaftspolitik und 
Industriepolitik zu machen. Ansonsten vertreten sie ja eher die Haltung dass der Zentralstaat sich so wenig wie 
möglich lenkend und regelnd die Angelegenheiten der Wirtschaft und der Bürger einmischen soll. Da gilt das freie 
Spiel der Kräfte.

Würde sich die Bush-Regierung ohne den 11. September 2001 anders verhalten?

Die Neokonservativen hätten sich nicht so einfach durchsetzen können. Womöglich hätte sich die US-
Administration dann auch stärker der Wirtschaftskrise im eigenen Land widmen müssen. So aber ist die Aussen-
und Sicherheitspolitik, der Kampf gegen Terrorismus und die Schurkenstaaten, zu einem wesentlichen Element der 
Machterhaltung von Bush geworden.

Was hat Europa von dieser US-Administration noch zu erwarten?

So lange diese Administration am Ruder ist und ihre Politik aktiver Veränderung innenpolitisch mit Erfolg
verkaufen kann, wird es keinen Strategiewechsel im Weissen Haus geben.

Das bedeutet, Bush braucht neue militärische Siege, um wiedergewählt zu werden?

Die neokonservativen Hardliner werden ihm dazu raten. Es gibt genügend "Schurkenstaaten" wie Syrien, Iran und 
Nordkorea. Dabei besteht die latente Gefahr, dass die USA im Kampf gegen Terrorismus und Proliferation das 
Gegenteil dessen erreichen, was sie vorgeben, erreichen zu wollen: Mehr Instabilität, mehr Terrorismus und mehr 
Proliferation.
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Welche Rolle spielt dabei die Ungleichbehandlung der "Schurkenstaaten" Irak und Nordkorea?

Eine nicht zu unterschätzende. Denn mancher könnte die Schlussfolgerung ziehen: Je schneller ich mich mit 
Atomwaffen eindecke, desto sicherer bin ich vor einem Angriff der USA.

Schauen wir auf Europa. Die EU hat bald 25 Mitglieder. Die Grösse steht nicht für Geschlossenheit und Stärke. 
Streit über die gemeinsame Politik überschattet zur Zeit konstruktive Zusammenarbeit. Spielt man so nicht den 
Amerikanern in die Hände, denen ein zerstrittenes und schwaches Europa eher nützen kann?

Je grösser die Europäische Gemeinschaft, desto schwieriger wird es, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen. 
Das gilt auch für die gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik. Angesichts des neokonservativen Anspruches der 
USA, die Welt unilateral gestalten und umgestalten zu können, müsste Europa aber gerade jetzt als eigenständiger 
sicherheitspolitischer Akteur auftreten. Das wird eine Herkulesaufgabe.

Wie kann Europa die nötige Eigenständigkeit erreichen?

Europa kann mit den USA nicht militärisch konkurrieren. Dazu ist es zu schwach. Aber Europa sollte dort politisch 
aktiv werden, wo die Eskalation von Konflikten droht. Indem es die Ursachen von Konflikten präventiv bekämpft. 
Durch Ursachenbekämpfung mit Diplomatie, Wirtschaft, Sanktionspolitik, Entwicklungszusammenarbeit und
durch eine Stärkung des Multilateralismus.

Ist der Vierergipfel am Dienstag in Belgien der richtige Weg zur nötigen Geschlossenheit in der EU?

Ich würde den Vierergipfel nicht überschätzen. Der gehört zur Kategorie Brainstorming. Eines steht aber fest: Ohne 
gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik wäre eine Europäische Union unvollständig. Also muss die 
Diskussion auf der Tagesordnung bleiben.

Seit wann ist ein Minigipfel mit Luxemburg, Belgien, Frankreich und Deutschland Ausdruck Gemeinsamer 
Aussen- und Sicherheitspolitik Europas?

Es muss doch erlaubt sein, dass vier Staaten neue Gedanken anstossen, ohne dass gleich von Spaltung die Rede ist. 
Ob die Auswahl der vier Länder so fürchterlich glücklich ist, darf bezweifelt werden. Die Niederländer müssen sich 
vor den Kopf gestossen fühlen. Allein schon, weil sie ihre Heeresstreitkräfte weitgehend unter deutschen
Oberbefehl gestellt haben und auch ansonsten eine enge Zusammenarbeit mit der Bundeswehr praktizieren. [Aber 
auch das Eurokorps wurde ursprünglich von wenigen Staaten gegründet und dann für weitere geöffnet.]

Wie funktioniert denn eine europäische Verteidigungspolitik ohne die Briten?
Schlechter. Die Briten sind ein Sonderfall. Nicht deshalb, weil sie - wie die Franzosen -Atommacht und Vetomacht 
in der UNO sind und ihre sicherheitspolitische Souveränität erst ganz zuletzt aufgeben werden. Sondern aus einem 
anderen Grund: Die Briten lassen sich immer erst dann einbinden, wenn sie mit einem maximalen finanziellen und 
politischen Nutzen rechnen können – bereitgestellt von beiden Partnern, der EU und den USA.

Würde eine Euro-Armee die NATO beeinträchtigen?

Viele Amerikaner sehen alles als Beeinträchtigung der NATO an, was Europa mehr eigenständiges Handeln
erlaubt. Europa ist zwar ein freundlicher Konkurrent, aber ein Konkurrent. Europa stellt für die USA eine echte 
Herausforderung dar, nicht zuletzt wirtschaftlich und währungspolitisch. Und die NATO ist das wichtigste
Instrument US-amerikanischer Gestaltungspolitik innerhalb Europas. Deshalb ist die NATO auch kein Klotz am
Bein der USA, wie manche meinen.

Europa spricht nicht mit einer Stimme. Die meisten der zehn neuen EU-Länder haben sich im Irak-Konflikt auf 
die Seite der USA gestellt. War das eher ein Zeichen aussenpolitischer Naivität oder Kalkül?

Beides. Natürlich spielt eine Rolle, dass diese Länder erst seit 10 oder 13 Jahren eine echte nationale Souveränität 
haben und sich eben erst auf dem Weg zu einer Integration in multilaterale Strukturen befinden. Dazu kommt, dass 
die USA – anders als die EU - mit aller Deutlichkeit Unterstützung eingefordert haben. Der US-Senat muss einer 
NATO-Mitgliedschaft ja in manchen Fällen auch erst noch mit Zwei-Drittel-Mehrheit zustimmen. Die EU dagegen 
hat erst nach Beginn dieses Konfliktes europäische Geschlossenheit angemahnt.

Hatte Frankreichs Präsident Jacques Chirac denn nicht Recht, die neuen Partner für ihre US-Anhänglichkeit
zu kritisieren?

Klar hat er im Prinzip Recht, aber er hat es mit ungeschickt hegemonialer Attitüde gemacht. Zugleich ist jetzt aber 
auch allen klarer: Wir müssen schon aus derselben Partitur spielen, wenn Europa Musik machen will.
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Es sieht so aus, als wollte die US-Administration durch Einteilung der Europäer in alte und neue,
Beitrittsländer wie Polen, Tschechien, Ungarn oder Balten instrumentalisieren. Soll Europa so gespalten und 
der eigene Einfluss auf dem Kontinent gestärkt werden?

Die USA nutzen ihren Startvorteil. Sie haben sich seit 1989 beispielsweise stärker als die Europäer um die 
Ausbildung der Eliten in den mittel- und osteuropäischen Ländern gekümmert. Das rächt sich jetzt. Aber vielen, 
wie den Polen, ist auch klar geworden, dass eine reine Pro-Amerika-Haltung genau zu dem führen könnte, was 
Polen auf jeden Fall verhindern will – sich je wieder als Zwischeneuropa zu fühlen.

Mit den Osteuropäern ist Russland der EU noch ein Stück näher gerückt. Muss dem europäisch-russischen
Verhältnis nicht der gleiche Stellenwert eingeräumt werden wie dem transatlantischen?

Sowohl Europäern als auch Russen ist bewusst, dass das transatlantische Verhältnis auf Jahre oder Jahrzehnte noch 
wichtiger sein wird als das zu Russland. Aber es gibt angesichts des US-Unilateralismus auch ein wachsendes 
Interesse an einem eher gleichschenkligen Dreieck. Die einzige Supermacht liefe Gefahr zur einsamen Supermacht 
zu degenerieren, wenn sie vergisst, dass sie Partner braucht.

Wie verlässlich ist der russische Partner?

Sehr verlässlich. Die Russen sind stolz. Ihre Sicherheits- und Aussenpolitik ist nicht primär auf Taktik ausgerichtet, 
sondern orientiert sich an strategischen Zielen. Sie benötigen Stabilität und Kontinuität für den eigenen
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wiederaufbau. Dazu brauchen sie Unterstützung.

Welche Rolle spielt die Positionierung Frankreichs für die Zukunft der transatlantischen Beziehungen?

Eine gewaltige. Denn Frankreich hat in der Irak-Frage keineswegs opportunistischen Überlegungen nachgegeben. 
Es ist ja bekannt, dass die Franzosen in gewisser Weise ein Glaubwürdigkeitsproblem haben. Sie wollen wie die 
USA machtpolitisch so viel Einfluß auf die Weltordnung nehmen wie möglich. Das ist nicht gerade echter 
Multilateralismus. Aber angesichts der Grundsätzlichkeit der Fragestellung aber sind die Franzosen jetzt, wie 
Russen und Deutsche, standhaft geblieben.

Die "Grand Nation" hatte schon immer eine kritische Einstellung zu den Amerikanern. Das hat sich mithilfe 
der Deutschen nun noch mal verstärkt. Stellt die Achse Paris, Berlin, Moskau die transatlantischen
Beziehungen grundsätzlich in Frage?

Der Kern des Problems liegt in der umgekehrten Blickrichtung: Der Stress in den transatlantischen Beziehungen ist 
entstanden, weil die Amerikaner so auf das Tempo gedrückt haben. Hätten sie vorgeschlagen, über eine Anpassung 
des Völkerrechts zu reden, wie das den Herausforderungen des Terrorismus besser gerecht werden könnte, hätten 
alle an einem Strang ziehen können.

Die Briten stehen an der Seite der USA. Könnte Bundeskanzler Gerhard Schröder seinen britischen
Amtskollegen und politischen Gesinnungsgenossen Tony Blair als Brückenbauer zwischen Amerika und 
Europa einspannen?

Es geht weniger um Blair als um die Zukunft der Vereinten Nationen. Wir stehen jetzt wieder vor der Frage, 
welche Rolle die UN beim Wiederaufbau im Irak spielen sollen. Anstatt die UN mit den Irakern über die politische 
und wirtschaftliche Zukunft des Landes entscheiden zu lassen, wollen die Neokonservativen in der Bush-Regierung
die UN auf eine humanitäre Hilfsorganisation reduzieren.

Und die Schweizer sind gerade der UNO beigetreten....

...nach langem Zögern, und auch wegen der Bedeutung des Mulitlateralismus. Genau das wird durch einen einzigen 
Staat jetzt ausgehebelt. Angesichts solch radikaler Veränderungen der Spielregeln in der Weltordnung ist es schon 
ganz gut, wenn Europa klar Standpunkt bezieht.

Ausgerechnet die Deutschen haben die Anti-Kriegs-Front angeführt. Dabei haben erst die Amerikaner den 
Deutschen eine vollwertige Mitgliedschaft in der Staatengemeinschaft ermöglicht. Ohne die USA hätte es auch 
keine Wiedervereinigung gegeben. Gibt es in der Politik keine Dankbarkeit?

Eltern müsse immer damit klar kommen, dass ihre Kinder auch erwachsen werden. Übrigens waren es die 
Amerikaner, die den Deutschen beigebracht haben, keine Angriffskriege zu führen, eine internationale
Wertegemeinschaft und die Anerkennung der Gültigkeit des Rechts zu akzeptieren.
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05. Mai 2003 

Polen will die Bundeswehr in den Irak mitnehmen - Eine 
äußerst geschickte Attacke 
Otfried Nassauer

Auf Verteidigungsminister Peter Struck wartete eine dicke Überraschung, als er 
gestern in Washington eintraf: Die Washington Times, eine erzkonservative
Tageszeitung mit besten Verbindungen in die Regierung Bush, hielt sie bereit:
"Germans wanted for forces in Iraq" lautete die Schlagzeile.

Die zweite Überraschung folgte gleich auf dem Fuße: Nicht Strucks
amerikanischer Kollege, Donald Rumsfeld, war Urheber des Gedankens, sondern 
Jerzy Szmajdzinski, der polnische Kollege Strucks. Szmajdzinski, wie Struck zu 

Besuch in der amerikanischen Hauptstadt, hatte der Zeitung erklärt: "Wir würden gerne Deutsche Truppen
dabeihaben". Schließlich gebe es bereits ein Deutsch-Dänisch-Polnisches Korps, und damit eine fertig
bereitstehende Kommandostruktur. Und: "Ich bin sicher, daß die USA daran ein Interesse haben", fügte er hinzu 
und so werde er es seinem Kollegen Rumsfeld auch vorschlagen. Szmajdzinski und den polnischen Streitkräften 
kommt in den Vorstellungen Washington’s eine wichtige Rolle im Nachkriegsirak zu. Sie sollen in einer der drei 
Zonen, in die der Irak aufgeteilt werden soll, für Sicherheit und Ordnung sorgen. Bis zum 22. und 23. Mai, wenn 
sich die Nationen, die Truppen in den Irak entsenden wollen, in Warschau treffen, sei Zeit, über die einzelnen 
nationalen Kontingente und die Finanzierung des Vorhabens zu entscheiden.

Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. Schlicht ein gutnachbarlicher Vorschlag, um dem wegen des Irak-Krieges
angeschlagenen deutsch-amerikanischen Verhältnis eine Brücke zu bauen? War nicht auch aus Struck’s Delegation 
kurz vor seinem Treffen mit Rumsfeld verlautet, man könne sich vorstellen, daß die NATO im Irak, ähnlich wie in 
Afghanistan eine Rolle spiele? War nicht angedeutet worden, daß ein UNO-Mandat wünschenswert sei, aber nicht 
zwingend notwendig?

Der polnische Vorstoß ist äußerst geschickt. Er ist sogar so geschickt, daß die Idee aus Washington stammen 
könnte. Über Bande gespielt – wie bei einem guten Billiardstoß: Einfallwinkel gleich Ausfallwinkel. Die Kugel 
rollt. Washington regte an, daß Polen einen der künftigen Militärsektoren im Irak befehligt. Warschau fühlt sich 
geehrt, will sein Bestes tun und stellt fest: Die erforderlichen, modernen Führungsfähigkeiten eines verlegbaren 
Hauptquartiers bestehen nur in Stettin, am Sitz des Dänisch-Deutsch-Polnischen Korps. Zudem: Die Diskussion 
über die mögliche Rolle der NATO hat eingesetzt. Mit anderen Worten: Auch der Allianz könnte ihre Rolle im Irak 
finden, ähnlich wie in Afghanistan. Und schließlich die Partnernationen: Dänemark war für den Krieg, kann aber 
nur im Verbund mit anderen eine dauerhafte Präsenz generieren. Deutschland war gegen den Krieg, wurde vom 
Bannstrahl der Hardliner Washingtons getroffen und braucht Chancen, das deutsch-amerikanische Verhältnis 
wieder zu verbessern. Also gesagt, getan. Den Vorschlag gemacht, der Berlin nun gleich mehrfach in die Predouille 
und in die Defensive bringt. Fragt sich nur, ob Washington, als es Polen die große, schwere ehrenvolle Aufgabe 
anbot, wirklich übersehen haben sollte, daß Warschau, um sie wirklich erfüllen zu können, das Stettiner
Hauptquartier brauchen werde? Kaum vorstellbar. Eher schon ein perfekter Billiardstoß über die Bande:
Einfallwinkel gleich Ausfallwinkel. Die Kugel rollt.

Position der Bundesregierung war es bislang, eine Stationierung von Bundeswehrsoldaten im Irak abzulehnen. Der 
Wiederaufbau des Iraks müsse unter dem Dach der Vereinten Nationen geschehen und in diesem Kontext sei 
Deutschland auch bereit, seinen Beitrag zu leisten. Eine Beteiligung deutscher Truppen ergebe sich aber auch 
daraus nicht zwingend. Afghanistan und der Balkan seien jene Orte, an denen die Bundesrepublik derzeit ihre 
Bereitschaft signalisiere, international Verantwortung zu übernehmen. Zudem: Eine nachträgliche Legitimation des 
Krieges im Irak durch die Völkergemeinschaft dürfe es nicht geben.

Doch nun dräut Unbill: Sagt Berlin dauerhaft "Nein", so kommt die Antwort zunächst nicht aus Washington, 
sondern aus Warschau und vielleicht Brüssel. Verweigert Deutschland Polen und der NATO erneut die Solidarität? 
So, wie angeblich der Türkei? Verhindert Berlin den Einsatz eines NATO-Hauptquartiers, auf das Polen
angewiesen wäre? Würden die deutschen Soldaten aus dem gemeinsamen Hauptquartier ausrücken? Es
funktionsunfähig machen? Obwohl Polen es braucht?

Richtig, Berlin hat das Problem nicht geschaffen. Aber dies galt auch schon im Fall der Türkei. Obwohl
Deutschland, Belgien und Frankreich in der NATO zu jeder Zeit klarstellten, jede türkische Bitte um benötigte 
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Unterstützung werde gewährt, wenn sie von der Türkei komme, obwohl deutlich gemacht wurde, daß man ein Veto 
nur deshalb einlege, weil Washington den angeblichen Bedarf der Türkei vortrage und mit eigenen Wünschen nach 
NATO-Unterstützung eines Angriffs auf den Irak verbunden habe – trotzdem entstand in der Öffentlichkeit das 
Bild der unsolidarischen Neinsager. Per medialer Definitionsmacht.

Gegen eine Wiederholung solcher Umdeutungen im Falle Polen spricht wenig. Zumal die Schwelle bis zum Bruch 
des politischen Widerstands niedriger ist. Ging es damals darum, zu verhindern, daß ein Krieg ohne UN-Mandat
gerechtfertigt würde, so geht es heute "nur" darum, ihn auch nicht scheinbar im Nachhinein zu rechtfertigen. Das 
ist schwerer vermittelbar. Zumal, wenn der Vorwurf droht, den Wiederaufbau des Iraks zu behindern, Chaos und 
Unordnung zu verlängern und Prinzipienreiterei über vernünftige Kompromisse zu stellen. Mit anderen Worten: 
Die Argumentation aus der Defensive ist vorprogrammiert. Auf dieser Ebene.

Doch es gibt auch eine andere Ebene: Berlin fordert mit vielen anderen Staaten einen Wiederaufbau des Iraks unter 
dem Dach der Vereinten Nationen als Voraussetzung seiner Bereitschaft zu einer Mitwirkung, die über die 
selbstverständliche humanitäre Hilfe hinausgeht. Gemeint ist damit hoffentlich, daß New York die politische und 
wirtschaftliche Entscheidungsmacht erhalten müsse und ein UNO-Mandat erforderlich sei. Denn nur dies – die 
Wiedereinsetzung der Vereinten Nationen in ihre durch die Charta gegebenen und von Washington zeitweilig
enteigneten Rechte – könnte eine hinreichende Legitimationsbasis sein. Mit dieser Frage kann und darf nicht 
gespielt werden, ganz ähnlich wie mit der Frage, wer über die Rechtmäßigkeit eines Krieges entscheiden soll.

Mit dieser Frage befaßt sich der polnische Vorschlag nicht. Er würde aber in erheblichem Umfang dazu beitragen, 
daß die Entscheidung erneut zu Ungunsten der Vereinten Nationen ausfallen könnte: Er bände zusätzliche Staaten 
aktiv in den Wiederaufbau des Iraks ein, darunter den Kriegsgegner Deutschland und – indirekt – die NATO als 
multilaterale Institution. Mithin, die Legitimität eines Wiederaufbaus außerhalb der politischen Autorisierung und 
Kontrolle der Vereinten Nationen würde steigen; die Zahl der Nationen, die diese Legitimität behaupten müßten, 
ebenso. Dies würde es den USA wesentlich erleichtern, die Vereinten Nationen aus politischer und wirtschaftlicher 
Verantwortung herauszudrängen und sie auf eine humanitäre Rolle zu beschränken. Auf dieses Ziel ist die Politik 
vieler neokonservativer Hardliner in Washington schon seit einiger Zeit ausgerichtet: Sie versuchen den Vereinten 
Nationen die verbliebenen Machtinstrumente zu nehmen und den Handlungsspielraum der USA im Irak zu
vergrößern: Washington will, daß die wegen des potentiellen Besitzes von Massenvernichtungswaffen gegen den 
Irak verhängten Sanktionen aufgehoben werden und das Programm "Lebensmittel für Öl" ausläuft. Dann hätte der 
Irak – gemeint sind die von den Siegermächten eingesetzte Übergangsregierung und – verwaltung – deutlich mehr 
Ressourcen für den Wiederaufbau verfügbar und könnte weitreichendere Entscheidungen treffen.

Auf dieser Ebene wäre ein "Nein" Berlins verständlich und öffentlich vertretbar. Dazu müßte die Bundesregierung 
den Mut finden, aufzuzeigen, daß es um prinzipielle Fragen wie die künftige Rolle der UNO geht. Ob sie diesen 
Mut erneut findet, wird sich zeigen.

Es "pleugert" und "ischingert" wieder – Ein Nachtrag vom 7.5.2003 

"Niemand sollte die Nato als Geisel nehmen", sagte die amerikanische Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice heute 
in einem Interview für mehrere spanischer Tageszeitungen. "Es war sehr beunruhigend, daß Deutschland und 
Frankreich versuchten, die Nato daran zu hindern, die Sicherheit der Türkei zu verstärken." Und in Berlin
verlautete, auf den polnischen Vorschlag, gemeinsam in den Irak zu gehen, werde man nicht eingehen.

Noch nicht! Denn die Bundesregierung baut eine Position auf, aus der sie kaum ohne deutsche Truppen im Irak 
oder eine erneute Schädigung des deutsch-amerikanischen Verhältnisses herauskommen wird. Der deutsche 
Botschafter in Washington, Wolfgang Ischinger und andere deutsche Spitzendiplomaten haben nach Gesprächen in 
Washington verlauten lassen, man wolle gemeinsam mit Washington an einer UNO-Resolution arbeiten, die den 
Wiederaufbau des Irak ermögliche. Deutschland werde einer Aufhebung der Sanktionen gegen den Irak nicht im 
Weg stehen und nicht – wie Frankreich oder Rußland – auf einer engen Verbindung zwischen einer neuen 
Resolution und dem Nachweis, daß es im Irak keine Massenvernichtungswaffen mehr gibt bestehen: "Unsere 
Botschaft lautet: Lassen sie uns Ihren Plan wissen und wir werden einer pragmatischen Lösung nicht im Weg 
stehen.", sagte Ischinger der Zeitschrift USA Today. An dieser Resolution wird bereits gearbeitet. Sie soll den 
Wiederaufbau des Iraks ermöglichen und die US-gestützte Interimsregierung des Iraks unterstützen. Dem
Vernehmen nach, soll sie so weit gefaßt sein, daß auch die NATO sie zum Anlaß nehmen könne, sofort auch 
offiziell mit Planungen für einen NATO-Beitrag zum Wiederaufbau des Irak zu beginnen. Der UNO würde eine 
humanitäre Rolle im Irak zukommen, nicht die Entscheidungsgewalt über die politische und wirtschaftliche
Zukunft des Landes.
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Wie schon vor dem Irak-Krieg, als der deutsche Botschafter bei den Vereinten Nationen, Pleuger, per Interview 
eine mögliche Zustimmung Deutschlands zu einer Interpretation der UNO-Resolution 1441 als Kriegslegitimation 
verkündete und hernach von Bundeskanzler Schröder nur mit einer Notbremse – auf die die rot-gelbe Karte folgte -
gestoppt werden konnte, so deutet jetzt Botschafter Ischinger wieder an, daß Deutschland seine wichtigste
Grundposition – die Vereinten Nationen zu stärken und nicht weiter zu schwächen – bereits vor der eigentlichen 
Diskussion aufgeben könnte. Deutsche Außenpolitik im Dienste der Bush Administration.

Setzt Ischinger sich aber durch, so dürfte es der Bundesregierung schon in Kürze äußerst schwer fallen, einen guten 
Grund zu finden, warum keine deutschen Soldaten im Irak stationiert werden sollten. Wahrscheinlich bleibt dann 
nur ein kindlich-trotziges "Ich will aber nicht!"

Frankfurter Rundschau, 13. Mai 2003 

Die Rückkehr der Atomkrieger 
Wie die US-Regierung die Rüstungskontrolle von der Intensivstation in die 
Leichenhalle befördert / Otfried Nassauer über das neue nukleare Zeitalter

Die US-Amerikaner stehen an der Schwelle zur Produktion neuer atomarer Waffen, 
so genannter Mini-Nukes, die vor allem Ziele tief in der Erde knacken sollen. 
Welche politische und militärische Strategie hinter dem Vorhaben steckt und wer 
diese Politik vorantreibt, hat Otfried Nassauer untersucht. Wir dokumentieren
seinen Text im Wortlaut.

Das Ergebnis der Kongress-Wahlen im November vergangenen Jahres war schlicht 
der Traum eines jeden US-Präsidenten: Eine Mehrheit in beiden Häusern für die eigene Partei - die Aussicht auf 
zwei Jahre fast ungestörten Regierens. Solche Mehrheiten wollen zu sonst kaum durchsetzbaren Entscheidungen
genutzt werden, mag sich George W. Bush gedacht haben und begann, den Einstieg in die Produktion einer neuen 
Generation atomarer Waffen für neue Formen der nuklearen Kriegführung durchzusetzen. Eine wichtige erste 
Hürde wurde am vergangenen Freitag genommen: Der Streitkräfte-Ausschuss des Senats stimmte dem Vorhaben 
zu.

1.Neue Atomwaffen 
So mancher Abgeordnete im amerikanischen Kongress dürfte sich im März verwundert die Augen gerieben haben, 
als er den Entwurf für das neue Verteidigungshaushaltsgesetz auf den Tisch bekam. Darin fand sich nicht nur - wie 
erwartet - ein Etatansatz von 15,5 Mio US-Dollar, der die Entwicklung einer neuen Atomwaffe zum Zerstören tief 
unter der Erde verbunkerter Ziele ermöglichen sollte. Darüber hinaus aber gab es einen unscheinbaren Passus, in 
dem die Aufhebung des SprattFurse Amendements aus dem Verteidigungshaushaltsgesetz für das Jahr 1994
vorgeschlagen wurde.

Dieses Amendment, ein rechtlich bindender Gesetzeszusatz, verbietet konkrete Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten an Nuklearwaffen mit einer Sprengkraft von weniger als 5 Kilotonnen. Er stellt eine Hürde 
gegen die Entwicklung und Einführung von Mini-Atomwaffen und Nuklearwaffen kleiner Sprengkraft dar, auch 
wenn Grundlagenforschung und Konzeptstudien nicht verboten werden. Er ist das einzig existente rechtlich
bindende Verbot im Bereich der Atomwaffenentwicklung in den USA. Würde er aufgehoben, so wäre der
Entwicklung neuer US-Atomwaffen Tor und Tür geöffnet. Genau das ist das Bestreben.

Seit Jahren beklagt ein kleiner, eingeschworener Kreis konservativer Republikaner und Nuklearwaffenlobbyisten, 
Washington betreibe nukleare Selbstbeschränkung, habe keine geeigneten Nuklearwaffen, um den militärischen 
Anforderungen der Zukunft gerecht und mit den potenziellen Gegnern der Zukunft fertig zu werden. Die
Nuklearwaffeninfrastruktur - von den Atomwaffenlaboren über die Fertigungsstätten bis hin zu den Testanlagen -
veralte und vergammele systematisch. Schon seit geraumer Zeit werde der wissenschaftliche Nachwuchs
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vernachlässigt. All das gelte es schnellstens zu ändern.

Kaum war Präsident Bush an der Macht, begann diese Lobby, ihre gegen Ende des Kalten Krieges entwickelten 
Konzepte und Ideen wieder auszupacken, verstärkt zu präsentieren und forderte, sie in die Tat umzusetzen. Der 
Einsatz von Nuklearwaffen, so die Vorstellung dieser Apologeten, muss glaubwürdig angedroht werden können, 
damit mit der Drohung eine echte Abschreckungs- und Erpressungswirkung verbunden ist. Deshalb müssen die 
Waffen glaubwürdig in der Lage sein, die vorgesehenen gegnerische Ziele auch zerstören zu können. Die Ziele und 
Gegner aber haben sich seit dem Ende des Kalten Krieges deutlich gewandelt, und für jene Ziele, um die es jetzt 
gehe, seien bislang nicht die richtigen Waffen vorhanden, um eine gesicherte Zerstörung glaubwürdig androhen zu 
können.

Angeregt wird deshalb die Entwicklung einer ganzen Reihe neuer Nuklearwaffen. Da sind zum einen die atomaren 
Bunkerknacker, Atomwaffen, die wichtige Ziele auch dann zerstören sollen, wenn diese sehr tief unter der Erde 
liegen und verbunkert sind. Heutige konventionelle Bunkerknacker können bis zu sieben Meter Stahlbeton
durchdringen, künftige sollen leistungsfähiger sein. Neun, zehn oder mehr Meter werden für möglich gehalten.

Die einzige Nuklearwaffe im US-Arsenal, die Bunkerknacker-Qualitäten besitzt, ist die mit einem besonders harten 
äußeren Mantel umgebene Atombombe B-61-Modell 11, ein relativ großer Nuklearsprengsatz. Tests ergaben, dass 
auch diese Waffen ihre Grenzen hat: Sie muss in einem bestimmten Winkel auftreffen, dringt nur begrenzt tief ein 
und - wegen ihrer hohen Sprengkraft - ist mit sehr viel radioaktivem Fallout zu rechnen, sollte sie je eingesetzt 
werden. Begonnen werden soll deshalb mit der Entwicklung des "Robust Nuclear Earth Penetrators", RNEP, einer 
Atomwaffe, deren Mantel aus abgereichertem Uran (Depleted Uranium) bestehen könnte und die mit zusätzlichen 
Eindringhilfen ausgestattet sein könnte, um deutlich tiefer in den Untergrund vordringen zu können als bisherige 
Atomwaffen.

Doch selbst wenn die Waffe mit ihrer unterirdisch erzeugten Druckwelle deutlich mehr Bunkeranlagen ausschalten 
könnte als bisherige Waffen - halten, was die Lobbyisten zu versprechen scheinen, wird auch diese Waffe nicht: Es 
wird Bunker geben, die auch sie nicht zerstören kann; eine (fast) fallout-freie Atomexplosion wird es mit ihr nicht 
geben. Mit dieser Waffe kann weder die Zerstörung besonders gut verbunkerter Ziele noch die von Zielen
glaubwürdig angedroht werden, bei denen es darauf ankäme, den fallout-bedingten Kollateralschaden gering zu 
halten - z. B. weil sie in dicht besiedelten Gebieten liegen. Zudem haben Physiker wiederholt darauf hingewiesen, 
dass der Entwicklung von tief in die Erde eindringenden Atomwaffen quasi-naturgesetzliche Grenzen gesetzt seien,
die sich daraus ergeben, dass der Zünd- und Funktionsmechanismus der Waffe beim Eindringen ja nicht beschädigt 
werden dürfte.

Das Problem des großen und schwer zu rechtfertigenden Kollateralschadens soll mit einer anderen Neuentwicklung 
atomarer Waffen angegangen werden - der Entwicklung kleiner und kleinster Atomsprengköpfe. Diese Mini-
Nukes, so das Argument, könnten als Bunkerknacker gegen nicht ganz so gut geschützte Ziele genutzt, werden, die 
konventionell nicht zerstört werden können, aber nuklear nur mit erheblichem Folgeschaden. Auch hier haben 
Kritiker nachgewiesen, dass Zweck und Mittel nicht zueinander passen.

Eine Waffe, die kaum noch radioaktiven Fallout produziert, könnte nicht tief genug in die Erde eindringen, um die 
angepeilten Ziele sicher zu zerstören. Denn je tiefer ein Ziel unter der Erde liegt, desto größer müsste der atomare 
Sprengsatz sein, der es wirklich zerstören könnte und desto wahrscheinlicher würde damit, dass sehr viel
radioaktiver Fallout entsteht und freigesetzt wird. Vie lmehr sei es wahrscheinlich, dass die Einführung solcher 
Waffen zu der Illusion führe, man sei im Besitz einer besonders sauberen Atomwaffe. Deren Einsatz werde dann 
wahrscheinlicher, weil die Grenze zwischen der Wirkung der größten konventionellen Waffen und der kleinsten 
nuklearen verschwimme. Die mit der Entwicklung der Neutronenbombe verbundenen politischen Diskussionen
könnten fröhliche Urstände feiern.

Ein dritter Grund für den Bau neuer Atomwaffen wird in der gesicherten Zerstörung chemischer und biologischer
Kampfstoffe gesehen. Um diese mit hundertprozentiger Sicherheit rückstandslos verbrennen zu können, sei eine 
Nuklearexplosion mit ihren extrem hohen Temperaturen der sicherste Weg. Auch das - so haben Kritiker 
nachgewiesen - stimmt so nicht: Zum einen sind auch wirksame konventionelle Waffen zur Zerstörung denkbar 
bzw. schon vorhanden. Zum anderen könne die große Gewalt einer Nuklearexplosion gerade auch dazu führen, 
dass Kampfstoffe freigesetzt würden.

Weitere gute Gründe, endlich eine neue Generation atomarer Waffen durchsetzen zu können, werden noch gesucht. 
So lässt Verteidigungsminister Donald Rumsfeld durch das Defense Science Board, ein wissenschaftliches
Beratungsgremium des Pentagons, derzeit untersuchen, ob Atomsprengköpfe ein probates Mittel zur
Raketenabwehr sein könnten. Ausgerechnet Donald Rumsfeld, der Mann der in seiner ersten Amtszeit als
Verteidigungsminister vor mehr als 20 Jahren die damalige Raketenabwehr der USA wegen Wirkungslosigkeit 
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stilllegen ließ.

2. Eine neue Strategie  
Mit dem gleichen Elan, mit dem die neue Regierung den Einstieg in eine neue Generation nuklearer Waffen
betreibt, begann sie bereits kurz nach dem Amtsantritt von George W. Bush auf Veränderungen in der
Nuklearstrategie Washingtons hinzuarbeiten. Mit Keith B. Paine, Robert G. Joseph und anderen wurden führende 
Vertreter der konservativen Nuklearwaffen-Lobby, die seit Jahren an einem Konzept für ein "Zweites Zeitalter der 
nuklearen Abschreckung" gearbeitet hatten, auf entscheidende Posten in der neuen Administration berufen. Mit 
dem "Nuclear Posture Review", einer geheimen Überprüfung der Nuklearstrategie und des
Nuklearwaffenpotenzials der USA, der im Januar 2002 an den Kongress übergeben wurde, läuteten sie gravierende 
Veränderungen ein, die in der Folgezeit implementiert wurden.

Die Nuklearwaffen Washingtons unterstehen künftig nicht mehr einem gesonderten Nuklearwaffen-
Oberkommando, sondern einem neuen, veränderten "Strategic Command", das für alle, auch die konventionellen, 
strategischen Angriffsoptionen der US-Streitkräfte zuständig ist. Mithin können die Planer dieses Oberkommandos 
nun der politischen Entscheidungsebene sowohl konventionelle als auch nukleare Optionen zum Erreichen
spezifischer Ziele präsentieren.

Dies geschah in der Vergangenheit immer durch konkurrierende Teile der US-Kommandostruktur. Während die 
Verfechter dieser Idee argumentieren, so werde die Wahrscheinlichkeit eines Nuklearwaffeneinsatzes reduziert, 
dürfte das Gegenteil eintreten. Weil auch mit konventionellen Operationen betraut, könnte sich eine Tendenz 
einschleichen, Nuklearwaffen als "quasi-normale" Mittel der Kriegführung zu betrachten, deren Einsatz
effizienzorientiert zu planen ist. Die wachsenden Fähigkeiten konventioneller Waffen und die Aussicht auf
reduzierte Kollateralschäden beim Einsatz neuer, kleiner Atomwaffen könnte diese Tendenz verstärken und über 
die Jahre dazu beitragen, dass der atomare Krieg wieder als führbar erscheint.

Dem dürfte es Vorschub leisten, dass die Gegner in einem solchen Krieg kaum nukleare Großmächte mit einem 
substanziellen Vergeltungspotenzial sein werden, sondern eher Terroristen, so genannte Schurkenstaaten und
andere Akteure mit begrenzten Möglichkeiten, den USA signifikanten Schaden androhen zu können. In einer 
solchen Situation könnte die Selbstabschreckung vor dem Einsatz eigener Atomwaffen kleiner ausfallen.

Dafür sprechen auch weitere Änderungen der Nuklearstrategie Washingtons. Mit der National Security Presidential 
Directive (NSDP) 17 erklärte die Bush-Administration am 14. 9. 2002 ganz offen: "Die Vereinigten Staaten werden 
weiterhin klar machen, dass sie sich das Recht vorbehalten, auf den Einsatz von gegen die USA, unsere Streitkräfte 
im Ausland und unsere Freunde und Verbündeten mit überwältigender Macht zu Antworten - einschließlich
möglicherweise mit dem Einsatz von Nuklearwaffen."

Obwohl der Wortlaut Kontinuität gegenüber der Vergangenheit insinuiert, repräsentiert er Veränderung: Zwar hatte 
Washington den Einsatz nuklearer Waffen zur Vergeltung in der Vergangenheit nie explizit und grundsätzlich 
ausgeschlossen. Wohl aber war es - wie auch alle anderen klassischen Atommächte - politisch verbindliche 
"Negative Sicherheitsgarantien" gegenüber den nicht-nuklearen Mitgliedern des Atomwaffensperrvertrages (NPT) 
eingegangen und hatte deren Gültigkeit - zuletzt 1995 anlässlich der Überprüfungskonferenz für diesen Vertrag -
erneut bestätigt. Diese besagen, dass Washington auf den Einsatz von Nuklearwaffen verzichten wird, wenn kein 
Angriff einer anderen Nuklearmacht oder von mit einer Nuklearmacht Verbündeten Staaten auf die USA, deren 
Streitkräfte und deren Verbündete vorliegt.

Der Unterschied wird offensichtlich: Galt die potenzielle nukleare Drohung Washingtons im Rahmen der
Negativen Sicherheitsgarantien nuklear bewaffneten Staaten und deren Verbündeten, so gilt sie nun den Besitzern 
aller Arten von Massenvernichtungswaffen, also auch jenen, die über biologische und chemische Kampfstoffe bzw. 
über geeignete Trägermittel verfügen.

Doch damit nicht genug: In einer neuen "Nationalen Sicherheitsstrategie" und in der "Nationalen Strategie zur 
Bekämpfung von Massenvernichtungswaffen" aus dem Dezember 2002 macht die Bush-Administration deutlich, 
dass sie zu präemptiven und präventiven militärischen Schlägen gegen Gefahren bereit ist, die von
Massenvernichtungswaffen ausgehen. Mit einem konventionellen oder nuklearen Angriff der USA wird nicht 
länger nur als Vergeltungsmaßnahme gegen einen gegnerischen Angriff gedroht, sondern auch zur Verhinderung 
eines Angriffs, der in Kürze bevorstehen könnte und sogar -präventiv - für den Fall, dass von einem Gegner 
angenommen wird, dass er sich in Zukunft die Fähigkeit schaffen könnte, Massenvernichtungswaffen einzusetzen. 
Christopher Paine, Nuklearwaffenexperte am Natural Ressources Defense Council argumentiert: "Die Bush-
Doktrin besagt, dass Länder, die versuchen, biologische oder chemische Waffen zu beschaffen oder einzusetzen, 
Ziel eines präventiven, atomaren Erstschlages der USA sein könnten."
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Nordkorea, Irak, Iran, Syrien und Libyen sind die Staaten, die die  Bush-Administration explizit genannt hat. 
Jayantha Dhanapala, der stellvertretende UN-Generalsekretär für Abrüstung, warnte deshalb kürzlich in der ARD-
Sendung Monitor: "Es gibt einige Länder, die, weil sie von der gegenwärtigen Führung der USA namentlich
genannt wurden, ein akutes Gefühl der Unsicherheit haben. Wir müssen verstehen, dass auf diese Weise weitere 
Staaten ermutigt werden, sich auf geheimen Wegen, die keinen Verdacht erregen, Atomwaffen zu beschaffen." 
Dhanapala sieht auch die Gefahr, dass das seit Nagasaki geltende Tabu hinsichtlich des Einsatzes von
Nuklearwaffen gebrochen werden könnte. "Dann bricht wirklich die Hölle los. Dann werden sich andere Länder 
finden, die Atomwaffen einsetzen, und Terroristen, die sie einsetzen. Dann sind wir auf dem Weg nach
Armageddon"

3. Vorläufer unter Bill Clinton 
Immer deutlicher wird, dass Washington sich offen zu einem potenziellen Nuklearwaffeneinsatz als Vergeltung 
gegen den Einsatz chemischer und biologischer Waffen bekennt und präventive Angriffe gegen staatliche und 
nichtstaatliche Akteure, die dabei sein könnten, sich Massenvernichtungswaffen zuzulegen, für legitim hält.

Der Hinweis auf diese gefährliche Entwicklung wäre allerdings unvollständig, würden die Vorarbeiten für eine 
solche Doktrin unter George Bush Senior und William Clinton verschwiegen.

Die Zielplanung für die Nuklearwaffen der USA war gegen Ende der achtziger Jahre vor allem auf die zerfallende 
Sowjetunion und auf einige Ziele in der Volksrepublik China ausgerichtet. Mit dem Zerfall des Warschauer Paktes 
und der Sowjetunion und der Reduzierung der Nuklearpotenziale beider Seiten in der Folge hat sich dies nunmehr 
gründlich geändert. Eine fixe Zielplanung für Tausende von Zielen, bei denen bereits vor Kriegsbeginn feststeht 
und im SIOP, der integrierten Nuklearzielplanung, niedergelegt wäre, welche Atomwaffe im Kriegsfall primär und 
welche sekundär gegen jedes einzelne Ziel eingesetzt werden würde, gibt es in dieser Form nicht mehr.

Bereits zu Beginn der neunziger Jahre begann unter dem Stichwort "adaptive Nuklearplanung" das große
Umdenken. Zunächst im Hinblick auf die taktischen oder substrategischen Nuklearwaffen. Die reduzierte
Bedrohung aus der Sowjetunion, später Russland, erlaubte eine höhere Flexibilität. Zunehmend gerieten Ziele in 
Staaten, die Washington im Besitz oder bei der Arbeit an Massenvernichtungswaffen wähnte, in den Blickwinkel 
der atomaren Zielplaner: Libyen, Irak, Syrien, Nordkorea und natürlich verstärkt auch China.

Den regionalen Oberkommandeuren der US-Streitkräfte, aber auch dem Nato-Oberbefehlshaber, wurde
aufgetragen, Eventualfallplanungen aufzunehmen. Listen mit den Koordinaten und atomaren
Bekämpfungsmöglichkeiten Hunderter, wenn nicht Tausender zusätzlicher Ziele wurden aufgestellt. Ziel war es 
nicht, eine feste Zielplanung zu erarbeiten, wohl aber, die Möglichkeit zu schaffen, binnen kürzester Zeit auch eine 
nukleare Planung zur Kriegführung gegen diese oder andere Staaten aufstellen zu können. Ein Nebeneffekt war es, 
die fortgesetzte Existenz nuklearer Waffen besser begründen zu können.

Mit der wachsenden Bedeutung militärischer Optionen zur Verhinderung der Weiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen - der so genannten "Counterproliferation" - während der ersten Hälfte der neunziger 
Jahre, bekam dieser Ansatz deutlich Rückenwind. Die zweite Hälfte der neunziger Jahre war davon
gekennzeichnet, die adaptive Zielplanung zu verfeinern.

Schon 1995 werden erstmals "nicht-staatliche Akteure" - gemeint sind zum Beispiel religiöse Extremisten,
internationale Terroristen oder auch transnationale Konzerne - in nuklearen Dienstvorschriften der US-Streitkräften
als potenzielle Bedrohung genannt, da sie sich in den Besitz von Massenvernichtungswaffen bringen könnten. 
Bereits ein Jahr später, 1996, sieht eine andere Vorschrift für den Einsatz taktisch-nuklearer Waffen in ihnen 
potenzielle Ziele für den Einsatz von Atomwaffen.

Immer wieder wurde indirekt - im Sinne einer freiwilligen Zweideutigkeit - auch unter Präsident Clinton darauf 
verwiesen, dass Washington sich auch die Möglichkeit einer nuklearen Vergeltung als letztes Mittel gegebenenfalls 
offen halten müsse.

4. Von der Intensivstation in die Leichenhalle? 
Die neue Nuklearpolitik der Bush-Administration legt die Axt an die Wurzel der nuklearen Abrüstung und
Nichtverbreitung. Die Aussicht, dass für neue Atomwaffen auch neue Nuklearwaffentests erforderlich sein
könnten, die Verkürzung der notwendigen Vorbereitungszeit für solche Tests, die Aufkündigung des ABM-
Vertrages und die direkte Missachtung der Negativen Sicherheitsgarantien Washingtons durch die nukleare
Drohung gegen die Besitzer biologischer und chemischer Waffen in der Präsidenten-Direktive NSDP 17 - all das 
sind schwere Schläge für Rüstungskontrolle und Abrüstung.

Schon allein die Absicht des Einstiegs in die Entwicklung einer neuen Generation nuklearer Waffen signalisiert 
vielen nicht-nuklearen Mitgliedern des NPT, dass unter dieser Administration nicht mit substanziellen Fortschritten 
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in der atomaren Rüstungskontrolle zu rechnen ist, dass die Verpflichtung auf das Ziel der Abschaffung aller 
Atomwaffen, die im Artikel VI des Vertrages verankert ist, zu Lebzeiten dieser Administration keine Chance hat.

Besorgt sehen viele Staaten, dass die Politik der Bush-Administration befördern könnte, was sie zu verhindern 
vorgibt - die Weiterverbreitung auch nuklearer Waffen. Noch mehr besorgt viele, dass dies in ihrer Nachbarschaft 
geschehen könnte. "Die nukleare Rüstungskontrolle liegt bereits auf der Intensivstation", meint Daniel T. Plesch, 
vom Royal United Services Institute in London. "Die Entwicklung neuer Atomwaffen und erneute Atomtests 
würden die atomare Abrüstung in die Leichenhalle verlegen."

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 17. Mai 2003 

Die Verteidigungspolitischen Richtlinien - Fehlerhafter 
Kompass für die Bundeswehr? 
Otfried Nassauer

Vor fast elf Jahren, im November 1992, unterzeichnete Volker Rühe die bis heute 
gültigen "Verteidigungspolitischen Richtlinien". Voraussichtlich am 21. Mai soll
das Bundeskabinett über ein Nachfolgedokument beraten. Es wird seit Monaten 
mit großer Dringlichkeit erwartet, da es die Grundlage für weitere Entscheidungen 
in Sachen Bundeswehrreform darstellen soll. "Verteidigungspolitische
Richtlinien" so hieß es damals, "definieren Grundsätze zur Sicherheitspolitik, den 

Auftrag der Bundeswehr und die wesentlichen Aufgaben der Streitkräfte." An dieser Definition sind auch die neuen 
Richtlinien zu messen.

Sie aktualisieren die Aufgabenstellung für die Bundeswehr auf Grundlage der Einsatzerfahrungen der letzten Jahre. 
Hinzukommen künftig zusätzliche Missionen. Zum einen aufgrund der Beschlüsse des Prager NATO-Gipfels, zum 
anderen im Zuge der europäischen Bemühungen, eigene, autonome Krisenmanagementfähigkeiten aufzubauen. 
Außerdem sollen deutsche Soldaten die Vereinten Nationen unterstützen. Kurz gesagt: Die Bundeswehr wird von 
einer Armee zur Landes- und Bündnisverteidigung zu einer Einsatzarmee ohne geographische Grenzen. In den 
Verteidigungspolitischen Richtlinien wird diese Veränderung wie folgt formuliert: "Für die Bundeswehr stehen
Einsätze der Konfliktverhütung und Krisenbewältigung sowie zur Unterstützung von Bündnispartnern, auch über 
das Bündnisgebiet hinaus, im Vordergrund." Oder an anderer Stelle - Zitat: "Künftige Einsätze lassen sich wegen 
des umfassenden Ansatzes zeitgemäßer Sicherheits- und Verteidigungspolitik und ihrer Erfordernisse weder
hinsichtlich ihrer Intensität noch geographisch eingrenzen. Der politische Zweck bestimmt Ziel, Ort, Dauer und Art 
des Einsatzes." Zitat Ende. Da das Grundgesetz in Artikel 87a festschreibt, der Bund stellt Streitkräfte zur 
Verteidigung auf, wird die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes über die Zulässigkeit von
Bundeswehreinsätzen im Rahmen von Systemen Kollektiver Sicherheit zusätzlich herangezogen. Es wird mit
einem "weiten Verständnis von Verteidigung" argumentiert, das die Verhütung von Konflikten und Krisen und die 
gemeinsame Bewältigung von Krisen sowie die Krisennachsorge umfasst. Die Schlussfolgerung daraus - Zitat: 
"Dementsprechend lässt sich Verteidigung geographisch nicht mehr eingrenzen, sondern trägt zur Wahrung unserer 
Sicherheit bei, wo immer diese gefährdet ist." Nichts ist unmöglich – solange der Bundestag zustimmt und
argumentiert werden kann, der Einsatz werde in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht durchgeführt.

Abgeleitet wird diese Veränderung der Aufgaben der Bundeswehr aus einer deutlich veränderten Sicherheitslage. 
Wörtlich heißt es in den Richtlinien: "Eine Gefährdung deutschen Territoriums durch konventionelle Streitkräfte 
gibt es derzeit und auf absehbare Zeit nicht." Trotzdem sei das internationale Umfeld ungeachtet der politisch 
vorteilhaften Veränderungen der vergangenen Jahre "nicht frei von militärischen und nicht-militärischen Risiken, 
die Sicherheit und Stabilität gefährden und bedrohen." Terrorismus und organisierte Kriminalität, religiös
motivierter Extremismus und Fanatismus, sowie die weitere Verbreitung von Massenvernichtungswaffen machten 
das deutlich. Die Notwendigkeit, auf dem Balkan weiter stabilisierend zu wirken, sei offensichtlich. Viele regionale 
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Konflikte und Krisen seien für die Sicherheit Europas von erheblicher Bedeutung.

Deshalb ist für die Autoren der Richtlinien die Verteidigungspolitik in eine breiter angelegte Sicherheitspolitik
einzubetten. Diese hat vorbeugenden Charakter und ist auf Konfliktverhütung und Krisenbewältigung ausgerichtet. 
Die Bundeswehr sei dabei ein unverzichtbares Instrument. Die Richtlinien erkennen an, dass angesichts der neuen 
Risiken wie Terrorismus und Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen kein Staat auf Dauer allein im 
nationalen Rahmen die Sicherheit seiner Bürger garantieren kann. Sie berücksichtigen, dass Rüstungskontrolle und 
Nichtverbreitung die wichtigsten Hilfsmittel gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen sind, dass
Sicherheit – so wörtlich – "weder vorrangig noch allein durch militärische Maßnahmen gewährleistet werden" 
kann.

Die Verteidigungspolitischen Richtlinien bekräftigen, dass Deutschlands Sicherheitspolitik multinational
eingebunden bleibt. Und zwar in die NATO als Grundlage, aber auch in die Europäische Union, die in strategischer 
Partner der NATO werden müsse. Erwähnt werden aber auch UNO und OSZE, denen die Aufgabe zukomme, den 
Menschenrechten und dem Völkerrecht weltweite Geltung zu verschaffen.

Im Vergleich zu früheren Entwürfen wurden einige bedeutsame Änderungen in den Richtlinien vorgenommen: Die 
Anbindung von Bundeswehreinsätzen an Völkerrecht und Charta der Vereinten Nationen wurde gestärkt.
Gestrichen wurden missverständliche Formulierungen aus früheren Entwürfen, die den Schluss zugelassen hätten, 
die Bundeswehr halte sich die Option offen, bei der Bekämpfung von Terrorismus und Proliferation mit
militärischen Instrumenten auch präventiv vorzugehen. Die Beschreibung von Bundeswehraufgaben im Inneren 
wurde an die gültige Rechtslage gekoppelt.

Soweit der sicherheitspolitische Teil der neuen Richtlinien. Wie aber lauten die Vorgaben für die weitere Reform 
der Bundeswehr? Die Passagen, die die Beibehaltung der Wehrpflicht begründen sollen, wurden deutlich gestärkt.
Sie lassen erkennen, welch große Mühe die Verfasser mit ihren Rechtfertigungsversuchen hatten. Gestrichen wurde 
dagegen ein Entwurfs-Passus, in dem zunächst ausdrücklich gefordert war "Eingriffe in die Personalstruktur und 
die Verringerung des Personalumfangs" weiter zu prüfen. An seine Stelle trat die fast schon allgemeingültige 
Feststellung "strukturelle Neuausrichtung und materielle Modernisierung" stünden aufgrund begrenzter
Finanzmittel "noch nicht in Übereinstimmung". Das ist in der Tat richtig. Was aber ist zu tun? Notwendig sei eine 
Umschichtung innerhalb des Verteidigungshaushaltes zugunsten der Investitionen, heißt es in den Richtlinien.
Denn, so wörtlich: "Die mittelfristige Finanzplanung ist eine verbindliche Grundlage für die Planungen der
Bundeswehr." Auch das ist richtig. Aber können so ausreichende Mittel erwirtschaftet werden? Ziel ist daher eine 
Rationalisierung. Durch europäische Kooperation auf allen Ebenen – von der Planung bis zum Betrieb von
Waffensystemen – soll zu einer höheren Effizienz beitragen. Außerdem will man sich künftig vor allem darauf 
konzentrieren, militärische Kernfähigkeiten zu verbessern. Vorrang habe, die Fähigkeiten der Bundeswehr als 
Ganzes zu stärken, und nicht die einzelnen Teilstreitkräfte. Priorität haben dabei leistungsfähige und interoperable 
Führungssysteme, der weltweite Aufklärung und strategischen Verlegungsmöglichkeiten.

Deutlich wird: Für den seit Jahren wichtigsten Grundwiderspruch in der deutschen Verteidigungspolitik zeigen
auch die neuen Richtlinien keine Lösung auf. Gleichzeitig den Haushaltsrahmen einzuhalten, die Bundeswehr 
nachhaltig zu modernisieren und die Wehrpflicht beizubehalten – das bleibt die Quadratur des Kreises. Auch der 
Nachfolger von Rudolf Scharping scheint an der Herkulesaufgabe zu scheitern, seinem Ministerium den für eine 
Modernisierung erforderlichen radikalen Personalab- und -umbau zu verordnen. Das Versprechen – Zitat -
"Auftrag, Aufgaben, Ausrüstung und Mittel werden in ein ausgewogenes Verhältnis gebracht" - dieses Versprechen
bleibt bis auf weiteres unerfüllt. Doch was nicht ist, kann ja noch werden. Die Verteidigungspolitischen Richtlinien 
werden nämlich künftig – so wörtlich - "angesichts der Dynamik der sicherheitspolitischen Herausforderungen 
regelmäßig überprüft und weiterentwickelt." Na dann bis zum nächsten Versuch. Sollten aber die
Verteidigungspolitischen Richtlinien als Ersatz für das seit Jahren angekündigte Weißbuch gedacht sein, so wäre 
dieses Vorgehen als Sparmaßnahme gut zu begründen: Weniger Schreibtischarbeit und geringere Druckkosten -
das heißt mehr Geld für Investitionen in die Kernfähigkeiten.
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 28. Juni 2003 

Die EU-Sicherheits-Doktrin - Realistischer Gegenentwurf 
zur offensiven US-Strategie? 
Otfried Nassauer

Es wäre wahrlich ein Wunder gewesen, hätte Javier Solana jenen Wunsch erfüllen 
können, den ihm die Außenminister der EU-Staaten im Mai auf Rhodos
übermittelt hatten: Der Hohe Repräsentant der EU-Außen- und Sicherheitspolitik 
möge, so die Minister, bis zum EU-Gipfel in Thessaloniki knapp sieben Wochen 
später, eine Sicherheitsstrategie für die EU entwerfen.

Wunder dauern bekanntlich etwas länger. So auch in diesem Fall. Als Solana 
vergangene Woche vor die Staats- und Regierungschefs trat, konnte er zwar mit ersten Grundlinien für eine 
europäische Sicherheitsstrategie aufwarten, nicht aber mit einem fertigen Strategie -Dokument. Seit fast drei Jahren 
mahnen Experten die Notwendigkeit an, eine grundlegende Zielbestimmung und Beschreibung der europäischen 
Sicherheitspolitik vorzunehmen. Doch erst jetzt haben sich die EU-Staaten endlich dazu durchringen können, das 
Vorhaben politisch zu billigen und praktisch anzugehen. Nun sollte auch Zeit sein, die Aufgabe mit der gebotenen 
Gründlichkeit zu bearbeiten.

Fragen wir also zunächst: Was muss eine sicherheitspolitische Strategie der Europäischen Union theoretisch
mindestens leisten? Sie müsste

1) den Sicherheitsbegriff der EU beschreiben und den geographischen Raum, in dem die EU sicherheitspolitisch 
aktiv sein will;

2) die sicherheitspolitischen Risiken und Herausforderungen analysieren, vor denen die EU steht;
3) aufzeigen, welche zivilen und militärischen Mittel die EU hat bzw. brauchen würde, um die Sicherheit der EU-

Staaten und ihrer Bürger angesichts der bestehenden Risiken zu gewährleisten;
4) die europäischen Interessen regional und global bestimmen;
5) die Prioritäten der Außen- und Sicherheitspolitik Europas festlegen
6) Kriterien nennen, nach denen entschieden werden kann, wann die EU sich aktiv beim zivilen und militärischen 

Krisenmanagement engagiert und wann nicht;

Und schließlich müsste eine sicherheitspolitische Strategie beschreiben, auf welchem Wege Europa seine Mittel 
wirksam verknüpfen will und wie diese gezielt und koordiniert zum Einsatz gebracht werden können.

Gemessen an diesen theoretischen Anforderungen enthalten Solanas Grundzüge für eine europäische
Sicherheitspolitik Licht und Schatten, richtige Ansätze aber auch Lücken, die noch ausgefüllt werden müssen. 
Richtig sind beispielsweise viele seiner Ausgangsüberlegungen. Zitat: "Als Union von 25 Staaten mit mehr als 450 
Millionen Menschen, die ein Viertel des Bruttosozialproduktes der Erde erwirtschaften, ist die Europäische Union -
man mag das gut finden oder nicht – ein globaler Akteur. Sie sollte bereit sein, ihren Teil der Verantwortung für die 
globale Sicherheit zu übernehmen." Für manchen eine vielleicht unbequeme Wahrheit. Die EU kann sich ihrer 
Mitverantwortung für die Gestaltung von Weltordnung nicht entziehen.

Auch macht das Papier deutlich, dass den Risiken der Zukunft, ob Terrorismus, die Weiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen, das Versagen von Staaten oder gar eine Kombination aus all diesen Faktoren, kaum 
mit ausschließlich militärischen Mitteln begegnet werden kann. Klimaerwärmung und Organisierte Kriminalität
werden als Risiken betrachtet. Das Papier nennt drei vorrangige Ziele für die Außenpolitik der EU: Erstens müsse 
Brüssel an Stabilität und funktionsfähigen Regierungen in Europas Nachbarschaft einschließlich des Kaukasus, des 
Nahen und Mittleren Ostens und Nordafrikas interessiert sein. Zweitens sei Europa an einer Weltordnung
interessiert, die auf einem funktionsfähigen, effektiven Multilateralismus beruhe, also auf einer Stärkung der
multilateralen Institutionen. Und drittens müsse Europa sich mit den bestehenden "alten" wie neuen Risiken
befassen.

Schwächen zeigt Solanas Papier, wenn es darum geht, aus richtigen Erkenntnissen die notwendigen
Schlussfolgerungen zu ziehen. Zwar erkennt der EU-Beauftragte an, dass viele der neuen Risiken nicht alle in mit 
militärischen Mitteln angegangen werden können, dass erfolgreichen militärischen Interventionen selten ein
erfolgreicher Wiederaufbau folgte und dass ein Zusammenwirken verschiedener sicherheitspolitischer
Wirkungsinstrumente erforderlich ist. Zitat: "Diplomatie, Entwicklungspolitik, Handel und Umweltpolitik sollten
derselben Tagesordnung folgen. In einer Krise gibt es keinen Ersatz für die Einheitlichkeit der Befehls- und 
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Kommandogewalt." Aber sie verzichten darauf, aufzuzeigen, wie die Integration der verschiedenen
Wirkungsinstrumente zu einer Sicherheitspolitik aus einem Guss angegangen werden könnte und welche
Notwendigkeiten für veränderte Entscheidungsstrukturen und welche neuen Ressourcenverteilung daraus folgen 
müssten. Deshalb stehen Forderungen nach einer Verbesserung der zivilen und militärischen Krisenmanagement-
Fähigkeiten der EU kommentarlos aber auch fast ohne Zusammenhang nebeneinander.

Seltsam allgemein oder gar traditionell bleibt das Papier vor allem, wenn es um die künftige militärische Rolle der 
EU geht. Es stellt fest, angesichts der neuen Risiken liege die erste Verteidigungslinie immer häufiger im Ausland. 
Gefordert wird eine strategische Kultur für frühzeitige, schnelle und wenn nötig robuste Interventionen. Damit steht 
es im Einklang mit den jüngst verabschiedeten "Grundprinzipien für eine EU-Strategie gegen die Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen", in denen ebenfalls militärische Interventionen als letztes Mittel offen gehalten
werden. Solanas Papier fordert mehr Ressourcen für militärische Aufgaben. Aber eine erkennbare, klare
Konzeption für Voraussetzungen, Ziel, Art und Charakter militärischer Interventionen fehlt. Da wundert es nicht, 
dass manch wichtiges Thema derzeit noch ausgeblendet wird. Zum Beispiel die Frage nach dem künftigen
Verhältnis von innerer und äußerer Sicherheit. Oder die Frage nach den Kriterien, die angelegt werden sollten, 
wenn über ein militärisches Engagement der EU entschieden werden muss. Soll dies entlang des kleinsten
gemeinsamen Nenners nationaler Interessenslagen geschehen? Oder entwickelt die Europäische Union bindende 
Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, wenn ein militärisches Eingreifen erwogen werden soll? Sind
beispielsweise ein UN-Mandat oder klare militärische Zielvorgaben zwingend? Bedarf es klarer Vorgaben für eine 
Exit-Strategie? Also einen Abbruch der Mission, wenn diese sich als undurchführbar erweist? Sollen präventive 
oder präemptive militärische Schläge zulässig oder unzulässig sein?

Und doch: Gemessen an der Größe der Aufgabenstellung ist das Zwischenergebnis, das in Thessaloniki präsentiert 
wurde vor allem eines: entwicklungsfähig. Niemand durfte erwarten, dass es der EU und ihren Mitgliedstaaten aus 
dem Stand gelingen könnte, in wenigen Wochen ein perfektes, stimmiges Gegenstück zur Nationalen
Sicherheitsstrategie der USA zu entwickeln. Um dieses Dokument zu schreiben, benötigte Condoleezza Rice rund 
20 Monate. Und einfach abschreiben? Das kann weder sinnvoll noch politisch gewollt sein. Dafür sind die Akteure 
USA und EU zu verschieden. Dafür sind auch die Instrumente, derer sie sich bedienen können, um Sicherheit zu 
schaffen und Weltordnung zu gestalten, zu unterschiedlich und zu unterschiedlich stark ausgeprägt. Hier die USA 
als einheitlicher Akteur, der auf militärische Stärke und Überlegenheit setzt. Da die Europäische Union, heute 15, 
morgen 25 Staaten, die sich auf gemeinsame Zielsetzungen und die Wege zu deren Umsetzung erst einigen müssen. 
Eine Europäische Union, deren eigentliche Stärke in der Vielfalt ihrer nichtmilitärischen Instrumente besteht, deren 
militärische Abstützung aber erst langsam aufwächst.

Europa, die Europäische Union, braucht ihre ureigene, an den eigenen Stärken und Fähigkeiten orientierte
Sicherheitsstrategie. Diese darf nicht in den Fehler verfallen, die Politikansätze Washingtons zu kopieren. Sie muss 
asymmetrisch auf die Fähigkeiten und Stärken Europas ausgerichtet sein, will man ein wichtiger Partner der USA 
bleiben. Sonst würde Europa Stand- und Spielbein verwechseln.

Frankfurter Rundschau, 23. Juni 2003 

Diktat gegen den Hass - In Mazedonien wächst die Gefahr 
neuer Unruhen 
Peter H. Matthiesen

1999 hat die Flüchtlingskrise ausgelöst durch den Krieg in Kosovo die
Unverträglichkeit der Ethnien in Mazedonien wieder ins Bewusstsein gerückt. 2001
wurde die Verhinderung eines blutigen Bürgerkriegs durch die Internationale
Gemeinschaft als Erfolg gefeiert. Demokratisierung und wirtschaftliche
Unterstützung sollten die Lösung bringen. Doch wächst inzwischen die Gefahr
sozialer Unruhen oder eines neuen Waffengangs wieder. Mazedonien hatte in allen 
Kriegen auf dem Balkan eine Schlüsselrolle inne.
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Die offizielle Lesart, das Land sei ruhig, erweist sich faktisch als falsch. Allein im Januar 2003 wurden nach 
offiziellen Angaben in Tetovo, der größten albanischen Stadt in Mazedonien, mehr als 30 Menschen ermordet. 
Neben dem Kampf um die Führung innerhalb der Organisierten Kriminalität haben sich im Norden und Westen des 
Landes kriminelle Banden einen rechtsfreien Raum geschaffen. Freipressungen von rechtskräftig Verurteilten 
durch Straßenblockaden sind an der Tagesordnung. Die durch den UN- Verwalter in Kosovo, Michael Steiner, als 
Terrororganisation verbotene albanische AKSh sucht Schutz und Einfluss in Mazedonien. Weder Kfor noch die 
mazedonischen Grenzposten können das verhindern.

Die Mazedonier verarmen durch die von der Weltbank erzwungenen Steuererhöhungen. Bei einer Arbeitslosigkeit 
von offiziell 32 Prozent wächst das Potenzial der Unzufriedenen. Mit vorsichtig geschätzt 500 000 Waffen aller Art 
im Land erhöht sich das Risiko, dass sich der offene Hass zwischen den Ethnien gewaltsam entlädt. Im August 
2001 akzeptierten die Anführer der slawischen Parteien unter dem Druck der Staatengemeinschaft im Friedensplan 
von Ohrid weitere Minderheitenrechte für die Albaner. Die Verfassung wurde geändert. Für die slawischen
Mazedonier ein Diktat. Seitdem gibt es in der Bevölkerung das Gefühl des "Halbprotektorats". Der Staat ist 
offiziell zwar souverän, aber Entscheidungen trifft die Internationale Gemeinschaft mit Beratern in allen
Ministerien und fordert Ergebnisse.

Der aus den Aufständischen um Ali Ahmeti entstandenen albanischen Partei BDI laufen die Anhänger davon. Ihr 
mangelnder Erfolg in der Koalition fördert interne Spannungen. So ist der Erziehungsminister gefährdet, weil es 
ihm nicht gelingt, in den Schulen ethnisch gemischten Unterricht durchzusetzen. Die stärkste Regierungspartei, die 
sozialdemokratische SDSM, hat ihrerseits den Verteidigungsminister und die Außenministerin zur
Bedeutungslosigkeit degradiert. Unter diesen Voraussetzungen muss die von der Staatengemeinschaft aufgegebene 
Quadratur des Kreises wie Einführung kommunaler Selbstverwaltung und Nutzung beider Sprachen sowie
Bekämpfung von Korruption und Organisierter Kriminalität bei fehlenden Finanzen angegangen werden. Über 
allem steht die Unverletzlichkeit der Grenzen auf dem Balkan. Erfolge sind Mangelware. Erzwungene Grundsätze 
vermindern Stolz und Hass nicht.

Die Opposition ist in der Selbstfindung. Ex-Premier Ljubco Georgievski hat den Vorsitz in der bisherigen
Regierungspartei niedergelegt. Die albanischen Abgeordneten von der oppositionellen DPA lassen ihr Mandat 
ruhen. Ihr Chef Arben Xhaferi hat die Führung ebenfalls aufgegeben und setzt sich Richtung Kosovo ab. Einig sind 
sich beide Oppositionsparteien mit wachsender Zustimmung aus Kosovo und Serbien darüber, dass die Umsetzung 
von Ohrid gescheitert sei und Mazedoniens Zukunft im Föderalismus liege. Sie fordern die Gründung ethnisch 
reiner Teil-Staaten. Hier spricht die Opposition vielen Bürgern aus der Seele, die nicht mit der jeweils anderen 
Ethnie leben wollen.

Die Mehrheit der Bevölkerung sieht die Internationale Gemeinschaft als hassenswerte Besatzer. Die mazedonische 
Regierung fordert das Ende des ersten EU-Truppeneinsatzes in einem Land. Der Nationalstolz wird sich wie in 
anderen Ländern durchsetzen, denen Fremdbestimmung aufgezwungen wurde. Diese Entwicklung wird endgültig 
die Krise herbeiführen, spätestens mit der Entscheidung über den Status Kosovos zum Konflikt führen.

Die EU hat erst nach dem Irak-Konflikt festgestellt, dass sie eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
entwickeln muss. Nicht der Balkan, sondern der Präventivkrieg der USA ließ die Erkenntnis reifen, dass beliebige 
Forderungen und Grundsätze allein nicht reichen. Wie sagte Erhard Busek, Sonderkoordinator des Stabilitätspakts 
für Südosteuropa, kürzlich: "Nur ist nicht die Region verantwortlich, sondern es trifft die Internationale
Gemeinschaft. Wenn man sich auf keine Standpunkte einigen kann... ist es nicht einfach, Stabilität zu
ermöglichen."

Hoffnung bleibt, doch die Zeit zu verantwortlichem Handeln der Staatengemeinschaft ist für Mazedonien fast 
abgelaufen. Lehren hätten seit Bosnien gezogen werden können, doch es fehlt bis heute am politischen Willen. Die 
Europäische Union versucht, durch Implementierung westlicher Standards in der Innen- und Sicherheitspolitik 
Frieden herzustellen, lässt aber die zentrale Frage nach dem künftigen Status der Staaten der Region und Kosovos 
offen. Die Politik hat für den Balkan keine Zielvorstellung und keine Strategie, wie in und nach Krisen zu handeln 
ist. Dieses betrifft besonders Mazedonien, dass ab Herbst auf sich allein gestellt sein wird.
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03. Juli 2003, Vortrag IFSH 

Die Bush-Administration - Rüstungskontrolle und 
Nonproliferation vor neuen Herausforderungen 
Otfried Nassauer

Einleitung 
Im letzten Jahr der Präsidentschaft von George Bush Senior, 1992, erschien ein 
bemerkenswertes Buch: "House of Cards – Why Arms Control Must fail". Der 
Autor war Colin S. Gray. Gray nutzte ein Zitat von Winston Churchill aus dem 
Jahre 1934 als Motto: "It is the greatest possible mistake to mix up disarmament 
with peace. When you have peace you will have disarmament." Dieses Motto 
dekliniert Gray in seinem Buch: Er hält Rüstungskontrolle für einen

"nichttödlichen Virus, der unausrottbar die Politik befallen" habe. Rüstungskontrolle müsse fehlschlagen, weil
nicht Waffen, sondern Politik über Krieg und Frieden entscheiden, weil Rüstungskontrolle keine Stabilität schaffe, 
ihre positiven Wirkungen wie theologische Dogmen von der politischen Klasse lediglich geglaubt würden.
Rüstungskontrolle führe vor allem dann zu wirksamen Rüstungsbeschränkungen, wenn die beteiligten Staaten
hinreichendes Vertrauen zueinander hätten, also Rüstungsbeschränkungen gar nicht zwingend erforderlich seien. 
Zwischen verfeindeten Staaten aber sei effektive Rüstungskontrolle dagegen so gut wie unmöglich.
Rüstungskontrolle schade bestenfalls nicht, aber wirklich nützlich sei sie erst recht nicht. Die Titel der Buchkapitel
sprechen Bände: "The Magic Kingdom of Arms Control", "Verification without Compliance", "To Bury Arms 
Control, Not to Praise it".

Colin S. Gray ist ein einflußreicher strategischer Denker, dessen Überlegungen die amerikanischen
Neokonservativen erheblich beeinflußt haben. Gray’s skeptisch-negative Grundhaltung gegenüber
Rüstungskontrolle und Abrüstung spiegelt sich in weiten Teilen der heutigen Bush-Administration. Adepten seiner 
Position, wie der Staatssekretär im US-Außenministerium, Henry Bolton, oder Keith Payne, bis vor kurzem
Staatssekretär im Pentagon, übersetzten Gray’s Überlegungen dieser Tage in praktische Politik.

Ich möchte mich meinem heutigen Thema in fünf Schritten nähern
 In einem ersten Schritt werde ich einige Kernlinien der Außen- und Sicherheitspolitik unter Präsident Bush 

skizzieren,
 In einem zweiten die Nichtverbreitungs- und Rüstungskontrollpolitik kurz beschreiben
 In einem dritten einige relevante Schwächen dieses Ansatzes aufzeigen
 In einem vierten will ich einige rüstungskontroll- und nichtverbreitungspolitische Herausforderungen für die 

Bundesrepublik und Europa benennen und in einem
 Fünften und letzten Schritt versuchen, einige erste Überlegungen zu weiterführenden Politikelementen und –

ansätzen zu benennen.

1. Außen- und Sicherheitspolitik unter George W. Bush 
Die Außen und Sicherheitspolitik der Bush-Administration wird bisher von Neokonservativen dominiert, die
argumentieren, daß die USA sich ihrer Rolle als alleinige Supermacht erst noch bewußt werden und daraus die 
Konsequenzen ziehen müssen. Es gelte, die Weltordnung so neu zu gestalten, daß diese die Aufrechterhaltung der 
alleinigen amerikanischen Führung erleichtere und die Herausbildung regionaler Konkurrenten erschwere. Eine 
deutliche Flexibilisierung der amerikanischen machtpolitischen Handlungsmöglichkeiten – vor allem auch der
militärischen - sei vonnöten. Ein verstärkter Rückgriff auf das Recht des Stärkeren, das Naturrecht, sei angemessen, 
weil das Verhältnis der Staaten untereinander anarchisch sei. Nicht Legalität und Recht, sondern Legitimität und 
Rechtfertigbarkeit rücken dabei in den Vordergrund. Flexiblere Optionen zur Ausübung von Macht werden durch 
eine aktive Deregulierung der internationalen Beziehungen erreicht. Diese hat verschiedene Formen:

1. Sie drückt sich in einer Entrechtlichung der internationalen Beziehungen aus. Rechtliche Regeln, die die eigene 
Handlungsfreiheit einschränken, werden beseitigt (ABM-Vertrag) oder gar nicht erst eingegangen
(Internationaler Strafgerichtshof). Praktiziert wird ein Multilateralismus a la carté: Nur Vereinbarungen, die –
wie der Nichtverbreitungsvertrag - dem nationalen Interesse dienlich sind, bleiben erhalten.

2. Mit der Entrechtlichung einher geht eine Politik der Renationalisierung von Entscheidungsbefugnissen und
Rechtssetzungsansprüchen. Die Bush-Administration verlagert zentrale politische Entscheidungsbefugnisse
von internationalen Institutionen zur nationalen Regierung. Die Entscheidung über den Irak-Krieg wurde von 
New York nach Washington umgezogen.
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3. Die Deregulierung zeigt sich damit auch in einer Devaluierung internationaler Organisationen, die bisher die 
Aufgabe hatten, multilateral kollektive Entscheidungsprozesse zu organisieren. Sie werden vor die Wahl
gestellt, "freiwillig" zu Erfüllungsgehilfen nationaler Entscheidungen der USA zu werden oder nur noch als 
potentielle Konsultationsgremien zu dienen bzw. ins Abseits geschoben zu werden. Sowohl die NATO als auch 
die Vereinten Nationen waren bereits betroffen.

4. In der Bündnispolitik wird ebenfalls Multilateralismus a la carté praktiziert: Die "Coalition of the Willing". 
Nicht Strukturen, die wie die NATO als Orte gemeinsamer Entscheidungsfindung konzipiert sind, dienen als 
vorrangiges Instrument multilateraler Absicherung, sondern ad-hoc-Koalitionen, die sich entlang der nationalen
Zielsetzung ergeben bzw. als möglich erweisen. Donald Rumsfeld’s "The mission defines the coalition, not the 
coalition the mission".

5. Die Bush-Administration verfolgt eine Ausweitung der als legitim erachteten Interventionsgründe. Neben die 
"humanitäre Intervention" treten die Bekämpfung des Terrorismus und der Proliferation von
Massenvernichtungswaffen an staatliche wie an nichtstaatliche Akteure. Das amerikanische Rechtsverständnis 
ist präzedenzfallorientiert. War Kosovo der Präzedenzfall für eine humanitäre Intervention, so ist Afghanistan 
jener für die Bekämpfung des Terrorismus und der Irak sollte es für die Bekämpfung der Proliferation sein. Auf 
Präzedenzfälle kann man sich berufen, wenn es gilt, künftige Interventionen als legitim darzustellen.

6. Schließlich werden die Umstände, unter denen legitimerweise Krieg geführt werden darf, erweitert: Prävention 
und Präemption mit militärischen Mitteln wurden in den Kanon politischer Handlungsmöglichkeiten
aufgenommen. Dieser Schritt findet seine Analogie in einer Politik, die sich abzeichnende geopolitische
Veränderungen oder Krisen nicht abwartet und darauf reagiert, sondern unter dem Vorzeichen, Weltordnung 
neu zu gestalten, selbst einleitet.

Die Deregulierung der internationalen Beziehungen ist kein Selbstzweck, sondern Schritt und Phase auf dem Weg 
zu einer den neuen Risiken und Gefährdungen angepaßten Ordnung unter dauerhafter Führung der USA. Richard 
N. Haass, damals Planungsdirektor im US-Außenministerium, spricht davon, eine "Doktrin der Grenzen nationaler
Souveränität" zu entwickeln, also ein Set von Werten, an das sich Regierungen halten müssen, wenn sie vor 
Interventionen der internationalen Staatengemeinschaft oder der USA sicher sein wollen. Regierungen müssen 
Werte wie Demokratie, Menschenrechte, freie Marktwirtschaft, Nichtunterstützung von Terrorismus oder
Proliferation gewährleisten. Tun sie das nicht oder können sie das nicht, so darf und muß ein "Regime Change", ein 
Regimewechsel erzwungen werden können. Die internationalen Organisationen müssen entweder Instrumente der 
Implementierung dieser neuen Weltordnung werden oder aber – wenn sie sich dazu unfähig bzw. unwillig zeigen -
durch neue, unter Führung Washingtons zu gründende Institutionen abgelöst werden. Ähnliches gilt für das
internationale Recht. Es muß angepaßt werden oder es verliert seine Bindungskraft für die USA.

2. Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung unter George W. Bush 
Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung unter George W. Bush sind gute Beispiele für die These, daß die
gegenwärtige Administration in Washington eine Politik der Entrechtlichung der internationalen Beziehungen und 
des Multilateralismus a la carté betreibt. Nach zweieinhalb Jahren im Amt gibt es bereits eine Vielzahl von
Beispielen dafür:

 Der ABM-Vertrag wurde gekündigt und mit ihm entfallen auch viele Begrenzungen für eine künftige
Militarisierung des Weltraums.

 Der START-2-Vertrag zur Begrenzung der strategischen Nuklearrüstung ist durch den Moskauer SORT-
Vertrag ersetzt worden, der den Vertragsstaaten – USA und Rußland – einerseits größere Freiheiten und 
Spielräume läßt und andererseits weniger Pflichten enthält als START-2.

 Die Unterschrift der USA unter die römische Konvention des internationalen Strafgerichtshofs ist
zurückgezogen worden.

 Abgelehnt wurde das Protokoll für ein Verifikationsabkommen, mit dem das Verbotsabkommen für
biologische Waffen wirksamer gemacht werden sollte; eigene Vorschläge für ein solches Protokoll präsentierte 
Washington nicht. Die Verhandlungen sind damit vorerst gescheitert.

 Verhindert wurde, daß im Juli 2001 bei der ersten UN-Konferenz über den illegalen Handel mit Kleinwaffen 
ein zwar nur sehr begrenztes, trotzdem aber doch sinnvolles Aktionsprogramm zur Begrenzung des
Kleinwaffenhandels verabschiedet werden konnte.

 Zurückgezogen wurde die Zusage der Regierung Clinton, bis zum Jahr 2006 auf Antipersonenminen zu
verzichten und dem Ottawa-Vertrag über ein Verbot dieser Waffen beizutreten.
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Weitere Schritte sind in Überlegung: Auf Wunsch des Pentagons wird überprüft, ob die USA auch ihre Unterschrift 
unter den CTBT, den Teststopp-Vertrag, zurückziehen. Im Verteidigungsministerium ist man der Auffassung, der 
Vertrag behindere die Entwicklung einer neuen Generation nuklearer Waffen. Im Energieministerium wird z. Zt. 
die Vorbereitungszeit für die Wiederaufnahme nuklearer Tests signifikant verringert. Die Bush-Administration
hofft, im Haushaltsjahr 2004 mit Forschungs- und Entwicklungsarbeiten für eine neue Generation nuklearer
Waffen beginnen zu können. Auf längere Sicht ist damit zu rechnen, dass auch der Weltraumvertrag in Frage 
gestellt werden könnte, weil er die Weltraumrüstungspläne der US-Administration behindert. Im
Verteidigungsministerium ziehen konservative Hardliner und Militärs in Zweifel, ob der INF-Vertrag, mit dem 
einst die nuklearen Mittelstreckenraketen in Ost und West abgebaut wurden, noch im Interesse Washingtons ist. Er 
verbiete nur Washington und Moskau den Bau und Besitz auch konventioneller Mittelstreckenraketen, deren
Bedeutung angesichts der Integration konventioneller und nuklearer strategischer Offensivkapazitäten im Rahmen 
der neuen Strategischen Triade des Nuclear Posture Reviews wachsen könnte, weil sie den militärischen Optionen 
zusätzliche Flexibilität verleihen könnten. Manche in den Washingtoner Amtsstuben würden gar am liebsten die 
Wiener Konvention über internationale Verträge – wie etliche völkerrechtliche Rechtsakte von Washington zwar 
unterzeichnet jedoch nie ratifiziert – durch einen Widerruf der US-Unterschrift aus dem Verkehr ziehen. Diese 
Konvention fordert u.a. von den Signatarstaaten eines Abkommens, das noch nicht ratifiziert ist, sich so zu
verhalten als sei der Vertrag bereits in Kraft. Die Bedeutung dieser Konvention zeigte sich sowohl bei SALT 2 als 
auch beim START 2 –Vertrag. Obwohl beide Verträge nie in Kraft getreten sind, haben sich alle Beteiligten an 
deren Regelungen gebunden gefühlt.

"Multilateralismus a la cartè" in der Rüstungskontrolle bedeute, so erläuterte Richard N. Haass, der damalige 
Direktor für Politische Planung im US-Außenministerium schon vor zwei Jahren, daß Washington sich jeden
einzelnen Rüstungskontroll- und Nichtverbreitungsvertrag anschauen werde, überprüfen werde, ob er den
Interessen der USA (noch) entspreche und dann entscheiden werde, wie weiter zu verfahren sei. Allzuviele
Verträge, die dieser kritischen Überprüfung standhielten, scheint man nicht gefunden zu haben. Denn positive 
Bezüge auf Rüstungskontrollverträge sind in den offiziellen Stellungnahmen Washingtons selten geworden. Auch 
im internationalen Kontext, z.B. in den Kommuniques der NATO-Ministertagungen oder NATO-Gipfel finden sie 
sich – auf Wunsch der Bush-Administration und oft gegen den Widerstand vieler anderer NATO-Staaten immer 
seltener.

Positiven Bezug nimmt die Bush-Administration vor allem, aber dennoch nur gelegntlich, auf rechtlich
verbindliche Nichtverbreitungsregelungen wie zum Beispiel den NPT, die Chemiewaffenkonvention und das B-
Waffen-Übereinkommen. Ebenso bezieht sie sich positiv auf etliche multilaterale Institutionen zur Überprüfung der 
Implementierung dieser Abkommen, wie die IAEO oder die OPCW. Positive Bezüge gibt es manchmal auch auf 
die Ausschüsse, in denen Staaten, die über bestimmte proliferationsrelevante Technologien verfügen, sich für deren 
Export und dessen Überwachung gemeinsame Regeln geben, so das Zangger-Committee, die Nuclear Suppliers 
Group, die Australische Gruppe und den MTCR. In der im Dezember 2002 veröffentlichten "Nationalen Strategie 
zur Bekämpfung von Massenvernichtungswaffen", heißt es: "Bestehende Nichtverbreitungs- und
Rüstungskontrollregime spielen eine wichtige Rolle in unserer Gesamtstrategie. Die Vereinigten Staaten werden 
die derzeit in Kraft befindlichen Regime unterstützen, und sich dafür einsetzen, daß deren Wirksamkeit sowie die 
Einhaltung dieser Regime verbessert wird. In Übereinstimmung mit anderen Politikprioritäten werden wir auch 
neue Abkommen und Übereinkünfte befürworten, die unseren Nichtverbreitungszielen dienen." Zugleich macht das 
Dokument in seinen Aussagen über Exportkontrollen deutlich: "Wir müssen sicherstellen, daß die Implementierung 
von U.S.-Exportkontrollen unser Nichtverbreitungsbemühen ebenso wie andere Ziele nationaler Sicherheit fördert, 
während zugleich die Realitäten zur Kenntnis genommen werden müssen, denen sich amerikanische Firmen auf 
einem in wachsendem Ausmaß globalisierten Markt gegenübersehen. (...) Unser übergeordnetes Ziel ist es, unsere 
Ressourcen auf wirklich sensible Exporte in feindliche Staaten und auf Exporte in Länder, die sich durch Reexporte 
an der Proliferation beteiligen, zu konzentrieren. Zugleich werden wir unnötige Barrieren auf dem globalen Markt 
zu beseitigen trachten."

Ein vergleichbar positiver Bezug auf bi- oder multilaterale Rüstungskontrollabkommen zur Rüstungsbeschränkung 
im konventionellen Bereich oder bei der Weltraumrüstung fehlt dagegen weitgehend. Deutlich wird einerseits eine 
Fokussierung auf Abkommen im Bereich der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und andererseits 
eine auffällige Häufung der positiven Bezüge auf multilaterale Regelungen, die zwischen solchen Staaten
unterscheiden, die über bestimmte Fähigkeiten verfügen dürfen, und solchen, die dies nicht dürfen.

Indirekt wird gar angedeutet, daß diese Unterscheidung auch im Blick auf die Verpflichtung zur Einhaltung der 
jeweiligen Vertragsverpflichtungen ihre Verlängerung findet: Zwar legt die Bush-Administration einerseits
verstärkten Wert auf die globale Einhaltung der Nichtverbreitungsverpflichtungen seitens der nicht-nuklearen
Vertragsmitglieder. Zugleich aber verweist sie die im gleichen Vertragswerk enthaltene Verpflichtung der
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nuklearen Mitglieder zu vollständiger nuklearer Abrüstung sehr viel deutlicher als die Clinton-Administration in 
die völlig unabsehbare Zukunft. Hatte die Regierung Clinton mit ihrer Akzeptanz der Dokumente über "Prinzipien 
und Ziele", während des Überprüfungsprozesses des Vertrages die Hoffnung genährt, daß Washington die
Abrüstungsverpflichtung zumindest im Grundsatz als solche anerkenne, so signalisiert die Bush-Administration
durch ihre Schritte zur Modernisierung nuklearer Waffen und von deren Trägersystemen, daß sie auf 50 Jahre und 
mehr kaum an einen solchen Schritt glaubt. Mehr noch: Mit der in der Nationalen Strategie zur Bekämpfung von 
Massenvernichtungswaffen offen angedeuteten Drohung, auch Staaten, die nach biologischen oder chemischen 
Waffen sowie deren Trägersystemen streben, notfalls auch mit Nuklearwaffen anzugreifen, widerruft Washington 
jene politisch bindenden Negativen Sicherheitsgarantien, die es zuletzt 1995 den nicht-nuklearen Mitgliedern des 
NPT gegeben hatte: Ein Nuklearwaffeneinsatz gegen solche Staaten komme nur in Frage, wenn diese Staaten sich 
im Bündnis mit einem Nuklearwaffenstaat zu einem Angriff entschließen sollten. Diese Sicherheitsgarantien aber 
spielten nicht nur im Blick auf bestehende oder geplante Nuklearwaffenfreie Zonen eine wichtige Rolle. Sie waren 
auch für die Zustimmung vieler nicht-nuklearer Staaten zur unkonditionierten, zeitlich unbegrenzten Verlängerung 
des NPT trotz deren Kritik an mangelnden Abrüstungsfortschritten seitens der Nuklearwaffenstaaten äußerst 
instrumentell.

Dies macht deutlich, daß die Rüstungskontroll- und Nichtverbreitungspolitik der Bush-Administration im Kontext 
der Sicherheits- und Rüstungspolitik dieser Regierung betrachtet werden muß. Dabei ist deren veränderter
Stellenwert zu beachten. War sie in der Vergangenheit zumeist eines der zentralen Instrumente zur Verhinderung 
von Proliferation, so wird sie nunmehr eher instrumentell betrachtet. Mit Nichtverbreitungspolitik kann
Proliferation verzögert, aber nicht verhindert werden, so glauben viele in der gegenwärtigen Administration. Als 
Folge dieser Haltung werden Rüstungskontroll- und Nichtverbreitungspolitik zunehmend zu nachgeordneten
Instrumenten, die eine Politik des diplomatischen Zwangs und der Legitimierung militärischer
Bekämpfungsmöglichkeiten unterstützen und erleichtern können, aber letztlich nur in Ausnahmefällen ersetzten
könnte. Damit kommt konsequenterweise den Mitteln der Counterproliferation Vorrang vor denen der
Nonproliferation zu – insbesondere was die Ressourcen zur Instrumentierung von Politik betrifft. Zwar kann auch 
in dieser Konstellation der Vorwurf an andere Akteure, gegen internationales Recht zu verstoßen, nützlich sein, 
weil er hilft den Rückgriff auf militärische Mittel leichter rechtfertigen zu können. Eine prinzipielle, eigenständige 
Wirksamkeit wird der Rüstungskontroll- und Nichtverbreitungspolitik aber nicht mehr oder nur noch in seltenen 
Ausnahmefällen zugetraut. Diese Haltung spiegelt sich u.a. in der offenen Proklamation der Option zu präventiven 
und präemptiven militärischen Schlägen gegen potentielle Proliferateure, die sich sowohl im Nuclear Posture 
Review wie auch in der Nationalen Strategie zur Bekämpfung von Massenvernichtungswaffen findet. Das
Vertrauen dieser Politik gilt der eigenen Stärke, dem Recht des Stärkeren und nicht der Stärkung des Rechts.

3. Wichtige Bruchlinien 
Widerspruchsfrei oder frei von Brüchen ist dieser Politikansatz nicht. Dies sei an einigen wenigen Beispielen
verdeutlicht.

1. Die zeitlich parallele Eskalation der Konflikte um die Massenvernichtungswaffen Nordkoreas und des Iraks 
stellte Washington sehr schnell vor die Frage "Viele Kriege oder viele Standards?" In beiden Fällen geht es um 
Massenvernichtungswaffen. Der Irak hat vielle icht virtuelle Programme, bei Nordkorea geht es sicher um reale. 
Trotzdem wurde das militärische Vorgehen zunächst gegen den Irak und nicht gegen Nordkorea gerichtet. Mit 
anderen Worten: Es stellt sich die Folgefrage: Gibt es unterschiedliche Standards für unterschiedliche
Proliferateure? Gibt es "böse Schurken", gegen die militärisch vorgegangen werden muß, aber auch "tolerable 
Schurken", gegen die ein militärisches Vorgehen aus welchem Grund auch immer nicht opportun erscheint? Gibt es 
vielleicht sogar "gute Schurken", Staaten, bei deren Proliferationshandlungen es wegzusehen gilt?

Schon die Möglichkeit, daß unterschiedliche Standards existieren könnten, impliziert zweierlei:

Erstens wird die Glaubwürdigkeit der behaupteten Wertebasierung der neuen Weltordnung infragegestellt. Diese 
Problematik verschärft sich, da auch hinsichtlich der Terrorismusbekämpfung keine widerspruchsfreie,
wertebasierte Argumentations- und Handlungslinie in der Bush-Administration zu erkennen ist. Hinzu kommt: Als 
Kollateralschaden dieses Politikansatzes könnte eintreten, was vorgeblich verhindert werden soll – ein Mehr an 
Terror und ein mehr an Proliferation.

Zweitens stellt sich die Frage, ob es zu dieser Glaubwürdigkeits-Problematik kommen kann, weil auch die einzige 
verblieben Supermacht, Washington, nicht über die wirtschaftlichen oder militärischen Ressourcen verfügt, die 
erforderlich wären, um auch nur die zwangsweise Abrüstung der Proliferationsrisiken durch Interventionen notfalls 
im Alleingang durchzusetzen. Wäre dem so oder würde es auch nur von potentiellen Proliferateuren so
wahrgenommen, so hätte dies zwei Folgen: Zum einen einen entstünde durch den Unterschied zwischen der 
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deklaratorischen und der faktischen Politik Washingtons ein weiteres Glaubwürdigkeitsproblem; zum anderen
würde so mancher Staat, für den der Erwerb von Massenvernichtungswaffen und insbesondere von Nuklearwaffen 
eine Option darstellt, die Schlußfolgerung ziehen, daß er diese so schnell und heimlich wie möglich ausüben muß.

2. Daraus ergibt sich der zweite Problembereich: Washington gibt derzeit nicht zu erkennen, daß und ob es sich der 
politischen, wirtschaftlichen und militärischen Grenzen seiner Macht bewußt ist. Optionen zu kooperativer
Multipolarität werden auch dann zugunsten unipolarer Handlungsoptionen ausgeschlagen, wenn – wie im Falle der 
Unterstützungsangebote durch die NATO bei der Terrorismusbekämpfung – eine ausreichende Basis gemeinsamer 
Interessen besteht, um multilateral vorzugehen. Diese Demonstrationen der eigenen Stärke und der Möglichkeit,
auch den eigenen Partnern die Fähigkeit vorzuführen, daß es ohne sie geht, wenn das Recht des Stärkeren genutzt 
wird, dominiert in den Vorstellungen jener Neokonservativen, die die Außen- und Sicherheitspolitik der Bush-
Administration derzeit dominieren. Damit mag zwar die Hoffnung verbunden sein, dieses Vorgehen werde letztlich 
Erfolg haben, wenn es nur lange genug offensiv umgesetzt werde. Es werde sich de facto auch deshalb durchsetzen, 
weil die Sogwirkung der eigenen Stärke und das Nachgeben jener, die – wie Tony Blair glauben - durch
Mitmachen Mitentscheidungsmöglichkeiten zu sichern, mit der Zeit eine hinreichende Zahl von Unterstützern
generieren werde, weil alle auf der Seite der Sieger sein wollen. Doch schon kleinere Mißerfolge, aufkommende 
Zweifel am Erfolg oder gar Probleme mit der Wahrheit bei der Rechtfertigung von Waffengängen, wie sie sich im 
Nachgang des Irakkrieges gezeigt haben, können leicht und schnell auch ein ganz anderes Ergebnis zeitigen: Es 
besteht eine Gefahr, daß die "einzige Supermacht" zu einer "vereinsamenden Supermacht" und schließlich zu einer 
"einsamen Supermacht" wird. Dieser fehlen die erforderlichen Partner und multilateralen
Kooperationsmöglichkeiten gerade dann, wenn sie diese am dringendsten benötigt, dann nämlich, wenn die Gefahr 
der imperialen Überdehnung spürbar und virulent wird. Selbst wenn sich zunächst oben erwähnte Hoffnung auf die 
Sogwirkung scheinbar durchsetzen sollte, so bliebe zumindest die Gefahr bestehen, daß die Verläßlichkeit
"tributzahlender Vasallen" meist gerade dann zweifelhaft wird, wenn deren Tribut, deren Beitrag in einer Krise 
entscheidendes Gewicht bekommt.

 Mit anderen Worten: Kann es sich Washington wirklich leisten kann, auch gegenüber potentiellen Partnern für 
"kooperative Multipolarität" bei der Neugestaltung von Weltordnung auf das Recht des Stärkeren und unilaterales 
Vorgehen zu setzen? Deren natürlichstes Interesse muß es ja sein, Multilateralismus und Multipolarität zu stärken 
und dies notfalls gemeinsam.

Die immanenten Schwächen der sich entwickelnden Bush-Doktrin könnten somit dazu führen, dass zwar eine 
Deregulierung der internationalen Beziehungen vollzogen wird, für die Rekonstruktion der internationaler
Beziehungen auf einer neuen Wertebasis aber die Kräfte und Ressourcen fehlen, weil sie nicht gepoolt werden 
können. Dann wären ein deutliches Minus an internationaler Stabilität und ein deutliches Plus an
zwischenstaatlicher Anarchie die wahrscheinlichen Folgen. Dies hätte für Washington schwerwiegende Folgen –
mehr aber wohl für ein Europa, das derzeit noch kein wirklich einheitlicher Akteur ist und wahrscheinlich oft nicht 
schnell genug mit einheitlicher Stoßrichtung agieren könnte. Es bleibt abzuwarten, ob Washington diese
Entwicklungsoption als eines der Ziele seiner Politik zu erkennen gibt bzw. als ein Mittel einsetzen wird, um dem 
Entstehen eines europäischen machtpolitischen Konkurrenten mit regionalen Handlungsmöglichkeiten
vorzubeugen.

4. Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung vor neuen Herausforderungen 
Rüstungskontrolle , Abrüstung und Nichtverbreitung stehen nicht allein, aber auch nicht zuletzt wegen der
skeptisch-ablehnenden Haltung der Regierung Bush vor schwierigen Zeiten. Wie soll Rüstungskontrolle erfolgreich 
betrieben werden, wenn der Stärkste die Mitwirkung verweigert oder passiv und abseits bleibt? Wie soll Abrüstung 
gelingen, wenn nicht alle dazu Bereitschaft zeigen? Wie soll Nichtverbreitungspolitik erfolgreich sein, wenn ihr 
allenfalls eine Verzögerungswirkung zugetraut wird? Und was tun angesichts der immer größer werdenden
Bedeutung nicht-staatlicher Akteure für das Gewaltgeschehen?

Auch ich habe keine fertigen Rezepte für diese Probleme in der Tasche. Anbieten kann ich nur einige erste Ideen 
und Versatzstücke, einige Vorschläge, die der weiteren Erforschung bzw. Entwicklung wert scheinen.

4.1. Nicht-Staatliche Akteure als Problem der Rüstungskontrolle  
Eine der schwierigsten Fragestellungen hinsichtlich der Zukunft von Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung und
Einhaltung des humanitären Kriegsvölkerrechts ergibt sich aus der wachsenden Bedeutung nicht-staatlicher
Akteure (NSA) für das Kriegsgeschehen, aber auch für die Sicherheitspolitik allgemein.

Diesen Akteuren kommt gerade im Blick auf die heute dominierenden sicherheitspolitischen Restrisiken eine 
wachsende Bedeutung zu. Zugleich werden sie – per definitionem – von Rüstungskontrolle,
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Nichtverbreitungsregeln und teilweise auch vom humanitären Kriegsvölkerrecht nicht erfaßt bzw. sogar
ausgeschlossen, weil es sich um zwischenstaatliches Recht handelt. Innerstaatliches Recht, daß sie wie das 
Strafrecht erfassen könnte, erweist sich parallel dazu oft als nicht durchsetzbar, weil die Staatsgewalt die
Einhaltung des Rechts nicht mehr absichern kann. Zugleich neigt Staatenwelt dazu, NSA die Mitwirkung an der 
Einhaltung zwischenstaatlicher Rechtsregelungen zu versagen, weil sie die NSA weder direkt noch indirekt zu 
völkerrechtlichen Subjekten aufwerten will. Damit fällt aber ein zunehmend wichtiger Teil der Akteure des
Kriegsgeschehens aus dem Bemühen um rechtliche Verregelung heraus und gibt damit auch staatlichen Akteuren 
wiederum Anlaß und Grund, sich der Verrechtlichung zu widersetzen oder aber geltendes Recht in Frage zu stellen 
und außer Kraft zu setzen. Schon dies macht deutlich, daß Handlungsbedarf gegeben ist, soll nicht eine Art 
Teufelskreis entstehen.

Aufgrund der Vielzahl der Akteure, die als Nicht-Staatliche Akteure bezeichnet werden können, bietet es sich 
zunächst an, eine Differenzierung durch Definition anzustreben:

Als Nicht-Staatliche Akteure (NSA) sollen hier Organisationen, Gruppen und Netzwerke von Personen verstanden 
werden, die zu organisierter bewaffneter Gewaltausübung fähig sind. Dabei kann es sich um militärische,
paramilitärische oder aber auch um terroristische Gruppen handeln, die nach politischer und wirtschaftlicher Macht 
streben. (aber auch um solche, die mit organisierter Gewalt auf sich oder bestimmte Probleme aufmerksam machen 
wollen.) Sie gilt es, zur Akzeptanz rechtlicher Verregelung und zur Einhaltung internationalen Rechtes zu
ermuntern.

Damit werden NSA von Nicht-Regierungsorganisationen (NROs) abgegrenzt, deren Vorgehen weder von
organisierter Gewalt noch von der Absicht, staatliche oder wirtschaftliche Macht auszuüben geprägt ist. Sie 
befürworten zumeist eine weitere rechtliche Verregelung. Hier besteht deshalb – mit Blick auf die Einhaltung 
internationaler Rechtsnormen – kein so dringender Verregelungsbedarf, weil nationales Recht greift und nicht 
politisch-staatliche Macht, sondern eher Einfluß das Ziel ist.

Wie also kann das Verhalten von NSA durch zwischenstaatliches und internationales Recht beeinflußt werden? 
Zunächst: NSA sind teilweise – soweit ihr Kombattanten-Status greift - an Regeln des humanitären
Kriegsvölkerrechtes gebunden, werden aber von vielen anderen internationalen Verregelungen nicht erfaßt, weil sie 
weder zwischenstaatlichen Abkommen beitreten können, noch die Staatenwelt bereit ist, ihnen durch die
Anerkennung freiwilliger Selbstverpflichtungen zur Einhaltung internationaler Rechtsnormen Legitimität und
Anerkennung zuwachsen zu lassen.

4.1.1. Code of Conduct für NSA

Ein Weg, um NSA fester an internationales Recht zu binden, besteht darin, ihnen die Möglichkeit zu politisch 
verbindlichen Selbstverpflichtungen zu geben, mit denen sie sich selbst zur Einhaltung internationaler
Rechtsnormen verpflichten. Dies kann in Anlehnung an die politisch bindenden Erklärungen von Staaten
geschehen. Politische Bereiche, in denen sich dieser Weg anbietet, sind z.B.:

 die Regeln des humanitären Kriegsvölkerrechts
 Verbots- oder Einsatzverbots-Konventionen für spezifische Waffentypen
 oder die Option der freiwilligen Selbstunterwerfung unter bestimmte Formen internationaler Jurisdiktion.

Neu ist dieser Ansatz nicht. Neu ist lediglich der Gedanke, mittels eines Codes einen Katalog von Regeln
aufzustellen, deren Einhaltung für alle jene NSA Pflicht sein sollte, die öffentlich den Anspruch erheben wollen, 
eine Alternativen zu bestehenden staatlichen Machtstrukturen zu sein oder werden zu wollen und die somit ein 
Interesse haben müssen, sich z.B. von terroristischen Gruppen abzugrenzen. Eine sinnvolle Ergänzung und ein 
wirksamer Anreiz könnte in der parallelen Entwicklung eines Modells "Sicherheits- und Vertrauensbildender 
Maßnahmen" für NSA bestehen.

Ein Code of Conduct könnte zudem ein nützlicher Anreiz für NSAs sein, sich an rechtliche Regeln zu halten. 
Gerade jene nicht-staatlichen Akteure, die sich als Alternative zu einer existierenden Regierung betrachten
und/oder bereits Territorien kontrollieren, müssen ein Interesse daran haben, unter Beweis zu stellen, daß sie zur 
Herstellung von Rechtsgültigkeit und/oder Rechtssicherheit in der Lage sind. Zudem haben sie ein Interesse, sich 
von terroristischen Gruppen abzugrenzen.

Der staatlicherseits gerne erhobene Einwand, daß man solche Selbstverpflichtungen nicht anerkennen könne, weil 
damit indirekt die Gewaltanwendung des nicht-staatlichen Akteurs legitimiert und dieser aufwertet werde, entpuppt 
sich bei näherem Hinsehen als kaum haltbar. Wäre er tragfähig, so dürfte es keinerlei staatliche Aufrufe oder 
Initiativen an die Bevölkerung in autokratisch regierten Ländern mehr geben, sich notfalls gewaltsam gegen diese 
Regierungen zu erheben. Es bliebe nur noch die militärische Intervention von außen zur Erzwingung eines
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Regierungswechsels. Hinzu kommt: Würde ein solcher Code of Conduct von NROs angestoßen und verwirklicht, 
so wäre damit keine staatliche Legitimierung verbunden.

4.1.2. Konvention gegen das Out-Sourcing

Zur Reduktion der Zahl von Nicht-Staatlichen Akteuren, die die Fähigkeit haben, organisiert Gewalt anzuwenden, 
bietet sich auch eine Internationale Konvention über ein Verbot des Outsourcings völkerrechtswidriger Tätigkeiten 
an. Gäbe es eine solche Konvention, und würde sie universal beachtet, so würde sich die Zahl solcher nicht-
staatlicher Akteure deutlich verringern. Zudem gäbe es neben der staatlichen Verantwortung für Aktivitäten von 
Personen und Gruppierungen, die auf dem Territorium eines Staates agieren ein internationales Instrument zu ihrer 
Kontrolle oder auch zu einer möglichen Sanktionierung ihres Handelns. Schließlich würde ein nicht zu
unterschätzender Beitrag zur Einhaltung nationaler, vor allem aber internationaler Rechtsnormen geschaffen. Von 
geringerer Bindungskraft, aber immer noch von einer gewissen Wirkung könnte auch hier der Einstieg über einen 
"Code of Conduct" sein, der als Vorstufe zu einer Konvention zu verstehen wäre.

4.1.3. Größere Effizienz durch Politik aus einem Guß

Ein weiterer Ansatzpunkt kann aus der Verbindung bisher weitgehend getrennter politischer Aktionsfelder
entstehen. Werden Maßnahmen aus den Bereichen der Rüstungskontrolle, der Außenwirtschafts- und Exportpolitik, 
der internationalen Finanzkontrolle, des internationalen Informationsaustausches und ggf. weiteren Bereichen klug 
auf bestimmte, als bedeutsam gewertete, politische Ziele wie z.B. die Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen ausgerichtet, so kann das Ergebnis schnell mehr als die nackte Summe der
Teilmaßnahmen sein. Einen ersten Versuch dieser Art könnte man in den jüngsten EU-Beschlüssen zu
Massenvernichtungswaffen sehen.

4.1.4. Präventive Rüstungskontrolle und Technologiefolgenabschätzung

Präventive Rüstungskontrolle und Technologiefolgenabschätzung können einen wichtigen Beitrag zur
Rüstungskontrolle darstellen – auch gegenüber nicht-staatlichen Akteuren.

Das politische Potential einer militärischen Technologiefolgeabschätzung liegt insbesondere in der rechtzeitigen
Kenntnis des Risiko- und Proliferationspotentials neuer Technologien, die derzeit noch nicht breit zum Einsatz
kommen. Nur eine solche Kenntnis ermöglicht es, frühzeitig Schritte zur Eindämmung des Proliferationsrisikos 
oder aber eine präventive Beschränkung der Nutzung der Technologie vorzunehmen. Die Nanotechnologie birgt 
beispielsweise ein recht hohes Risiko, terroristisch nutzbare Anwendungsmöglichkeiten zu finden – z.B. im Blick 
auf biologische oder chemische Waffen. An ihrer Nutzung zur Überwindung der Blut-Hirnschranke wird z.B. 
bereits gearbeitet. Zugleich geht es um Partikel, die um Größenordnungen kleiner sind, als jene Klein- und
Kleinstteilchen, wegen deren Lungengängigkeit heutige Gesundheits- und Arbeitsschutznormen erst geschaffen 
wurden. Nicht einmal solche Normen aber gibt es bisher für die Nanotechnologie. Eine Risikoabschätzung wäre 
also auch aus Gründen weit jenseits von Rüstungskontrolle und Proliferationsverhinderung zwingend geboten.

4.1.5. Ottawa-Artige Prozesse
Die Zukunft von Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung könnte auch durch vergleichbare Prozesse wie den
Ottawa-Prozess neu belebt werden. Diese Option steht nicht nur staatlichem Handeln, sondern auch
Nichtregierungsorganisationen offen. Der Ottawa-Prozeß führte zu einer von der überwiegenden Zahl aller Staaten 
respektierten Konvention über das Verbot von Anti-Personenminen und wirkt in vielfacher Weise weiterhin
innovativ auf neue rüstungskontrollpolitischer Initiativen. Seine Auswirkungen initiierten auch so manche neue 
Diskussion über das humanitäre Kriegvölkerrecht. Es gilt also, geeignete Themen für vergleichbare Prozesse zu 
identifizieren und anzugehen.

Ottawa-artige Prozesse setzen voraus, daß sich zu einem Thema eine ausreichend große rüstungskontrollpolitische 
"Koalition der Willigen" oder "Koalition der Interessierten" findet, die gemeinsam ein Verregelungsinteresse
signalisieren und beginnen, dafür Vorschläge zu erarbeiten. Der Prozeß bleibt dafür für die Mitarbeit weiterer 
Staaten und für die Kommentierung durch NROs und ggf. sogar NSA offen.

Schon die Existenz solcher Prozesse könnte positive Einflüsse auch auf jene Staaten haben, die ihnen skeptisch 
oder ablehnend gegenüberstehen. Am Beispiel der USA: Auch wenn die gegenwärtige Administration
beispielweise einer Übereinkunft zu Weltraumwaffen sicher skeptisch gegenüberstehen würde, so muß dies nicht 
für alle US-Administrationen der Zukunft gelten. Schon deshalb müßte auch die gegenwärtige Administration
entscheiden, ob sie einen solchen Verhandlungsprozeß wirklich boykottieren will. Sie könnte auch zu dem Schluß 
kommen, daß sie nur durch Partizipation verhindern kann, daß eine künftige Administration nur noch Ja oder Nein 
zu einem Abkommen sagen kann, auf dessen Entstehen Washington aus freien Stücken keinen Einfluß nahm. 
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Zudem könnten einflußreiche innerstaatliche Kräfte und Lobbies – bei den Weltraumwaffen beispielsweise
Telekommunikations- und Satellitenindustrie – eine andere Interessenslage haben als die nationale Regierung.

4.2. Agenda-Setting 
Wer unter den gegenwärtigen politischen Rahmenbedingungen nicht auf Fortschritte bei Rüstungskontrolle und
Nichtverbreitung verzichten will, der muß selbst die Initiative ergreifen, da diese kaum aus Washington kommen 
wird. Gleiches gilt für all die Akteure, die den Multilateralismus und multilaterale Institutionen stärken wollen.

Sicherheitspolitik ist eine Gestaltungsaufgabe. Die Europäische Union wird – man mag das gut finden oder nicht –
ein globaler Akteur, der Gestaltungsmacht ausübt. Ihre Stärken und ihre am besten ausgeprägten
Gestaltungsinstrumente liegen im Bereich der nicht-militärischen Wirkinstrumentarien.

Für Europa kann – will es nicht Standbein und Spielbein verwechseln – militärische Prävention und Präemption 
keine Alternative sein. Nicht-militärische Präemption und Prävention können dagegen Stärken des außen- und 
sicherheitspolitischen Handelns der Union sein, gerade, wenn es um die Themen Rüstungskontrolle,
Nichtverbreitung und Rüstungs- bzw. Technologietransfer geht. Wer aber den nicht-militärischen Instrumentarien 
Wirkungschancen geben will, braucht Zeit. Weder darf er warten, bis das Kind in den Brunnen gefallen und es 
damit zu spät ist, noch bis andere handlungsfähige Akteure zu der Auffassung gelangt sind, es gebe keine 
Alternative mehr zu einem militärischen Vorgehen.

Frühzeitiges Handeln setzt frühzeitige Erkenntnis voraus. Es muß also im Interesse der Europäischen Union liegen,
sich nicht nur frühzeitig mit potentiellen Risiken und Entwicklungen zu befassen, aus denen künftig
sicherheitspolische Restrisiken erwachsen könnten, sondern auch, diese auf internationaler Ebene so frühzeitig zum 
Thema zu machen, daß die Handlungsnotwendigkeit anerkannt und geeignete nicht-militärische Maßnahmen
ergriffen werden können. Europa muß die Bereitschaft entwickeln, im Blick auf Risikoanalyse und Strategien, wie 
diesen Risiken begegnet werden kann, selbst die Tagesordnung zu bestimmen.

Schlägt Europa Strategien zum Umgang mit erkannten Risiken vor, so gilt es, einem hohen Anspruch zu genügen. 
Angesichts der Skepsis, die die Regierung Bush dem rüstungskontroll- und vielfach auch dem
nichtverbreitungspolitischen Instrumentarium entgegenbringt, wird es nicht leicht sein, Konzepte zu präsentieren, 
die hinsichtlich ihrer Effizienz und Wirksamkeit eine ausreichend hohe Glaubwürdigkeit aufweisen, sodaß
Washington sich auf ihre Umsetzung einläßt.

Doch auch hier gilt: Nicht immer sind die Zustimmung und Mitwirkung der USA Voraussetzung dafür, daß ein 
Konzept realisiert werden kann. Wie bereits unter dem Stichwort Ottawa diskutiert, so gilt auch in diesem Kontext: 
Schließt sich eine ausreichend große Zahl relevanter Akteure zu einem multilateralen Vorgehen zusammen, so 
kann auch dies eine hinreichende Wirksamkeit bzw. einen ausreichenden Verlangsamungseffekt haben. Da
Washington das Ziel des Vorgehens – Proliferation zu verhindern - im Grundsatz teilt, würde es die multilateralen 
Initiativen wohl eher abwartend und beobachtend begleiten, kaum aber offen sabotieren. Und: Auch hier gilt, daß 
die gegenwärtige US-Administration und deren Politik, nicht auf ewige Zeiten Gestaltungsmacht ausüben.

Blätter für deutsche und internationale Politik, August 2003 

Aktive Asymmetrie - Neubestimmung der Sicherheitspolitik 
im euro-atlantischen Kontext 
Otfried Nassauer

Für die Bundeswehr gelten seit dem 21.Mai neue Verteidigungspolitische
Richtlinien. Der Europäische Rat in Thessaloniki billigte am 20.Juni erstmals
Grundzüge einer sicherheitspolitischen Strategie für die Staaten der Europäischen 
Union. Beide Dokumente sind nach Anspruch und Aussage Ausdruck der Tatsache, 
dass die sicherheitspolitische Diskussion in Europa wieder in Bewegung geraten ist. 
Die Bewegungsrichtung machen zwei Zitate deutlich. In dem von Javier Solana 
verantworteten Dokument mit dem Titel "Ein sicheres Europa in einer besseren
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Welt "1 heißt es:"Als Zusammenschluss von 25 Staaten mit mehr als 450 Millionen Menschen, die ein Viertel des 
Bruttosozialprodukt (BSP)der Erde erwirtschaften, ist die Europäische Union – ob es einem gefällt oder nicht – ein 
globaler Akteur. Sie sollte bereit sein, ihren Teil der Verantwortung für die globale Sicherheit zu tragen." In den 
Verteidigungspolitischen Richtlinien findet sich die Aussage:"Künftige [Bundeswehr-]Einsätze lassen sich wegen 
des umfassenden Ansatzes zeitgemäßer Sicherheits- und Verteidigungspolitik weder hinsichtlich ihrer Intensität 
noch geographisch eingrenzen. Der politische Zweck bestimmt Ziel, Ort, Dauer und Art des Einsatzes."

Nichts Geringeres als eine Neubestimmung der sicherheitspolitischen Rolle Deutschlands und Europas steht zur 
Debatte. Europa als global wirkender sicherheitspolitischer Akteur – das ist der Kern der Diskussion. Zudem wird
deutlich, dass sich die Kernfunktion des sicherheitspolitischen Instrumentes Militär weiter zu Auslandseinsätzen 
und Interventionen ohne geographische Eingrenzung verlagert. Ausgelöst wurde die Debatte zum einen durch die 
Nachwirkungen der Terroranschläge vom 11.September 2001.Andererseits aber und viel nachhaltiger wirkt die 
Neuformulierung der US-Außen- und Sicherheitspolitik unter George W. Bush. Nach acht Jahren demokratischer 
Präsidentschaft setzt Bush wieder dort an, wo sein Vater, George Bush,1992 gezwungenermaßen aufhören musste: 
Bei der Ausgestaltung einer Weltordnung für die Zeit nach der Bipolarität des Kalten Krieges, einer Weltordnung 
unter Führung Washingtons – als einziger Supermacht.

Militärische Einsätze zur Verteidigung nationaler Territorien gegen einen klassischen, staatlich geführten Angriff 
von außen sind auf absehbare Zeit unwahrscheinlich. Die Bundesrepublik ist von Bündnispartnern umzingelt. 
Weder den NATO- noch den EU-Staaten droht angesichts ihrer weit überlegenen militärischen Fähigkeiten ein 
solcher Angriff durch einen Staat oder eine Staatenkoalition, der Erfolg versprechend sein könnte. Frühere
potentielle, potente Gegner wie Russland haben heute ein wohlverstandenes Eigeninteresse an
sicherheitspolitischer Zusammenarbeit, da sie von Kooperation profitieren, unter Konkurrenzbedingungen aber nur 
verlieren können. Mithin konzentriert sich die Debatte über die Zukunftsaufgaben der Sicherheitspolitik in
Deutschland, Europa und der NATO zunehmend auf sicherheitspolitische Restrisiken.

Drei Risikokategorien und möglichen Kombinationen aus ihnen wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Dies 
sind erstens Risiken, die im weitesten Sinne aus Staatszerfall und der teilweisen bzw. vollständigen Aneignung von 
Funktionen des staatlichen Gewaltmonopols durch nichtstaatliche Akteure resultieren. Es sind zweitens Risiken, 
die sich aus dem Handeln nichtstaatlicher, transnational tätiger, bewaffneter Akteure, wie zum Beispiel Terroristen, 
religiöser Extremisten oder auch transnationaler Konzerne ergeben können. Und es sind Risiken, die aus der 
Proliferation von Massenvernichtungswaffen an staatliche oder nichtstaatliche Akteure erwachsen könnten, da 
diesen Waffen ein extraordinäres Schadenspotential inhärent ist. Hinsichtlich aller drei Risikokategorien wird von 
asymmetrischen Risiken gesprochen, da sie keine klassische Kriegsherausforderung, wohl aber Formen der
gewaltförmigen Auseinandersetzung zwischen höchst ungleich gerüsteten Gegnern darstellen können. David sucht 
seine Chance gegen Goliath.

Für diese Risiken gilt – und das machen sowohl die Verteidigungspolitischen Richtlinien als auch die Grundsätze 
einer sicherheitspolitischen Strategie der Europäischen Union (EU)deutlich – kein Staat kann alleine, auf
nationalem Wege, Sicherheit gegen diese Risiken gewährleisten; militärische Mittel sind nicht und schon gar nicht 
alleine in der Lage, diese Risiken auszuschalten; die bestmögliche Sicherheit kann in multilateraler Kooperation 
und mittels eines ressortübergreifenden Ansatzes, einer Sicherheitspolitik aus einem Guss, erzielt werden;
hundertprozentige Sicherheit ist weder möglich noch – wegen der innenpolitisch--autoritären Nebeneffekte –
erstrebenswert und diesen Risiken kann nicht ausschließlich mit Maßnahmen innerhalb eines einzelnen nationalen 
Territoriums begegnet werden.

Die sicherheitspolitischen Restrisiken werden in den USA und in Europa hinsichtlich ihres Potentials als akute 
Bedrohung unterschiedlich bewertet. Jenseits des Atlantiks geschieht dies unter dem Vorzeichen der Abwehr gegen 
den Verlust des Traumes von der Unverwundbarkeit in Form einer Worst-Case-Analyse. In Europa dagegen steht 
die Reminiszenz an die Debatte über die Verwundbarkeit moderner Industriegesellschaften Pate und deswegen 
wird das Bedrohungspotential vorrangig unter dem Vorzeichen nicht völlig ausschaltbarer Restrisiken betrachtet.

Hinsichtlich der Eintrittswahrscheinlichkeit dürften – abgesehen von kleinen Einsätzen wie zu humanitären oder 
Evakuierungszwecken – drei Szenarien die kurz- und mittelfristige Zukunft europäischer Streitkräfteeinsätze 
bestimmen. Dies sind zum einen friedenserhaltende und friedenserzwingende Maßnahmen, also Einsätze, die im 
Wesentlichen von einem niedrigen oder mittleren Gewaltniveau gekennzeichnet sind und die der Befriedung aus 
humanitären Gründen bzw. dem Wiederaufbau in Kriegsregionen dienen. An solchen Einsätzen werden
europäische Streitkräfte gleichberechtigt oder auch führend teilnehmen. Zweitens dürften europäische Streitkräfte 
realistischerweise gelegentlich bei harten Interventionen zum Einsatz kommen, wenn eine Unterstützung der USA 
aufgrund übereinstimmender Interessen oder eines drohenden, inakzeptabel großen Schadens im transatlantischen 
Verhältnis politisch geraten erscheint. Hier ist zumeist von einer unterstützenden, nicht- gleichberechtigten Rolle 
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und von einem hohen Gewaltniveau auszugehen. Drittens dürften sie – ebenfalls aus eher politisch-
opportunistischen Gründen – dann zum Einsatz kommen, wenn nach US-geführten Interventionen das in
Washington ungeliebte Nation-Building ansteht. Dabei ist – je nach Konfliktlage – von einem zunächst eher 
niedrigen oder mittleren Gewaltniveau auszugehen, wobei sich aber erst im Laufe der Zeit zeigt,ob sich die Lage 
im Einsatzgebiet stabilisiert oder der Konflikt erneut eskaliert.

Kennzeichnend für dieses Spektrum wahrscheinlicher, militärischer Einsätze ist es, dass zielbedingt sehr
unterschiedliche Fähigkeiten gefordert und gefragt sein werden: zum einen zur Deeskalation beitragende, die Lage 
stabilisierende militärische Fähigkeiten (quasi polizeilicher Natur),zum anderen unter allen Bedingungen
durchsetzungsstarke, überlegene, Dominanz- und Eskalationspotential verkörpernde Fähigkeiten.

Mögliche militärische Einsätze dürften von äußerst unterschiedlichen politischen Rahmenbedingungen begleitet
sein. Für militärische Stabilisierungsmaßnahmen im direkten Umfeld Europas und europäische Beteiligungen an 
Maßnahmen der UNO oder der OSZE, die der politischen Interessenslage Europas entsprechen, ist mit politischem 
Rückhalt zu rechnen. Die europäische Mitsprache und Entscheidungsbefugnis hinsichtlich der Frage, wie mit einer 
aufkommenden Krise umgegangen werden soll, darf als gesichert gelten. Anders bei der Unterstützung US-
geführter Interventionen und bei Nation-Building-Aufgaben nach US-Interventionen: Von Fall zu Fall dürfte sich 
entscheiden, ob die USA Europa ein Mitspracherecht bei Entscheidungen über Interventionen gewähren oder nicht. 
Bei Nation-Building-Aufgaben nach US- Interventionen – wie beispielsweise im Irak – stünde gar nur die Frage, 
ob sich Europa beteiligt oder ob es sich einer Beteiligung entziehen kann.

Die Umstände, unter denen Europa über seine Beteiligung an militärischem Krisenmanagement wird entscheiden 
müssen, sind also voraussichtlich nicht nur durch die je aktuelle Krise selbst bestimmt, sondern auch durch
Anforderungen der USA im Kontext der je aktuellen politischen und militärischen Interessenslage der USA.

Die amerikanische Antwort: Außen-und Sicherheitspolitik unter Bush jr. 
Die Außen und Sicherheitspolitik der Bush-Administration wird bisher von Neokonservativen dominiert, die
argumentieren, dass die USA sich ihrer Rolle als alleinige Supermacht erst noch bewusst werden und daraus die 
Konsequenzen ziehen müssen. Es gelte, die Weltordnung so neu zu gestalten, dass diese die  Aufrechterhaltung der 
alleinigen amerikanischen Führung erleichtere und die Herausbildung regionaler Konkurrenten erschwere. Eine 
deutliche Flexibilisierung der amerikanischen machtpolitischen Handlungsmöglichkeiten sei vonnöten. Ein
verstärkter Rückgriff auf das Recht des Stärkeren, das Naturrecht, sei angemessen, weil das Verhältnis der Staaten 
untereinander anarchisch sei. Nicht Legalität und Recht, sondern Legitimität und Rechtfertigbarkeit rücken in den 
Vordergrund. Flexiblere Optionen zur Ausübung von Macht werden durch eine aktive Deregulierung der
internationalen Beziehungen erreicht. Diese hat verschiedene Formen:

Sie drückt sich in einer Entrechtlichung der internationalen Beziehungen aus. Rechtliche Regeln, die die eigene 
Handlungsfreiheit einschränken, werden beseitigt (ABM-Vertrag)oder gar nicht erst eingegangen (Internationaler 
Strafgerichtshof).Praktiziert wird ein Multilateralismus à la carte: Nur Vereinbarungen, die – wie der
Nichtverbreitungsvertrag – dem nationalen Interesse dienlich sind, bleiben erhalten.

Mit der Entrechtlichung einher geht eine Politik der Renationalisierung von Entscheidungsbefugnissen und
Rechtssetzungsansprüchen .Die Bush-Administration verlagert zentrale politische Entscheidungsbefugnisse von
internationalen Institutionen zur nationalen Regierung. Die Entscheidung über den Irakkrieg wurde von New York 
nach Washington umgezogen.

Die Deregulierung zeigt sich damit auch in einer Devaluierung internationaler Organisationen ,die bisher die
Aufgabe hatten, multilateral kollektive Entscheidungsprozesse zu organisieren. Sie werden vor die Wahl gestellt, 
"freiwillig " zu Erfüllungsgehilfen nationaler Entscheidungen der USA zu werden oder nur noch als potentielle 
Konsultationsgremien zu dienen bzw. ins Abseits geschoben zu werden. Sowohl die NATO als auch die Vereinten 
Nationen waren bereits betroffen.

In der Bündnispolitik wird ebenfalls Multilateralismus à la carte praktiziert: die "Coalition of the Willing". Nicht 
Strukturen, die wie die NATO als Orte gemeinsamer Entscheidungsfindung konzipiert sind, dienen als vorrangiges 
Instrument multilateraler Absicherung, sondern Ad-hoc-Koalitionen, die sich entlang der nationalen Zielsetzung 
ergeben bzw. als möglich erweisen. Siehe Donald Rumsfelds "Die Aufgabe definiert die Koalition. Die Koalition 
definiert nicht die Aufgabe".

Die Bush-Administration verfolgt eine Ausweitung der als legitim erachteten Interventionsgründe .Neben die 
"humanitäre Intervention " treten die Bekämpfung des Terrorismus und der Proliferation von
Massenvernichtungswaffen an staatliche wie an nichtstaatliche Akteure. Das amerikanische Rechtsverständnis ist 
präzedenzfallorientiert. War Kosovo der Präzedenzfall für eine humanitäre Intervention, so ist Afghanistan jener 



BITS  Querschnitt 2003 Seite 50

für die Bekämpfung des Terrorismus und der Irak sollte es für die Bekämpfung der Proliferation sein. Auf 
Präzedenzfälle kann man sich berufen, wenn es gilt, künftige Interventionen als legitim darzustellen.

Schließlich werden die Umstände, unter denen legitimerweise Krieg geführt werden darf, erweitert: Prävention und 
Präemption mit militärischen Mitteln wurden in den Kanon politischer Handlungsmöglichkeiten aufgenommen. 
Dieser Schritt findet seine Analogie in einer Politik, die sich abzeichnende geopolitische Veränderungen oder 
Krisen nicht abwartet und darauf reagiert, sondern unter dem Vorzeichen, Weltordnung neu zu gestalten, selbst 
einleitet.

Die Deregulierung der internationalen Beziehungen ist kein Selbstzweck, sondern Schritt und Phase auf dem Weg 
zu einer den neuen Risiken und Gefährdungen angepassten Ordnung unter dauerhafter Führung der USA. Richard 
N. Haass, Planungsdirektor im US-Außenministerium, spricht davon, eine Doktrin der Grenzen nationaler
Souveränität zu entwickeln, also ein Set von Werten, an das sich Regierungen halten müssen, wenn sie vor 
Interventionen der internationalen Staatengemeinschaft oder der USA sicher sein wollen. Regierungen müssen 
Werte wie Demokratie, Menschenrechte, freie Marktwirtschaft, Nichtunterstützung von Terrorismus oder
Proliferation gewährleisten. Tun oder können sie das nicht, so darf und muss ein Regime Change erzwungen 
werden können. Die internationalen Organisationen müssen entweder Instrumente der Implementierung dieser 
neuen Weltordnung werden oder aber – wenn sie sich dazu unfähig bzw. unwillig zeigen – durch neue, unter 
Führung Washingtons zu gründende Institutionen abgelöst werden. Ähnliches gilt für das internationale Recht. Es 
muss angepasst werden oder es verliert seine Bindungskraft.

Ob auf die Phase der Deregulierung der internationalen Beziehungen auch wirklich eine solche Phase der 
Rekonstruktion folgen wird, lässt sich nicht abschließend beurteilen. Zweifel sind angebracht. Zum einen, weil 
Glaubwürdigkeit und Konsistenz für die Wertebasierung einer neuen Weltordnung unabdingbare Voraussetzung 
sind. Beide stehen in Frage, seit die parallele Eskalation der Konflikte um die Massenvernichtungswaffen
Nordkoreas und des Iraks Washingtons Politik vor die Frage "Viele Kriege oder viele Standards?" stellte. Auch 
hinsichtlich der Terrorismusbekämpfung gilt Ähnliches. Zum anderen darf bezweifelt werden, dass die USA über 
die wirtschaftlichen und militärischen Ressourcen verfügen, um die angedachte neue Ordnung im Alleingang und 
wo immer nötig militärisch durchzusetzen – das Phänomen der Gefahr imperialer Überdehnung. Würde nur die 
Deregulierung der internationalen Beziehungen vollzogen, der Aufbau einer Weltordnung auf veränderter
Wertebasis aber scheitern, so wäre ein deutliches Weniger an Stabilität und ein deutliches Mehr an
zwischenstaatlicher Anarchie die wahrscheinliche Folge. Als Kollateralschaden könnte eintreten, was vorgeblich 
verhindert werden soll – ein Mehr an Terror und Proliferation. Dies hätte für die USA schwerwiegende Folgen –
vor allem aber für Europa, das noch kein einheitlicher Akteur ist, der schnell genug agieren könnte. Es bleibt 
abzuwarten, ob Washington eine solche Entwicklungsoption als ein Ziel seiner Politik zu erkennen gibt bzw. sie als 
Mittel einsetzt, um dem Entstehen eines regionalen, europäischen Konkurrenten vorzubeugen.

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit – Europäische Antwortversuche  
Europa wendete sich der Debatte über eine Anpassung der Weltordnung und der Frage nach seiner eigenen
sicherheitspolitischen und militärischen Rolle außerhalb Europas nur langsam zu. Zwar unternahm Frankreich mit 
der Reaktivierung der WEU und der Initiative zu den Petersberger Aufgaben 2 von 1992 einen Versuch, Europa 
mit friedensunterstützenden, militärischen Maßnahmen in Unterstützung der UNO und der OSZE ein
eigenständiges Handlungsfeld und Profil zu erschließen, doch wurde dieser Versuch durch Öffnung der NATO für 
das gleiche Aufgabenfeld und durch technische Abkommen zur Anbindung der WEU an die NATO binnen
weniger Jahre wieder eingehegt. Fortan galt, dass sich die Europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität 
innerhalb der NATO herausbilden solle.

Erst die Erweiterung der sicherheitspolitischen Befugnisse der EU durch den Amsterdamer Vertrag und die in 
diesem Kontext initiierte Idee einer gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP), die 
letztlich in einer Europäischen Verteidigungspolitik münden soll, bot Ende 1998 erneut Anlass, über Europa als 
potentiell eigenständigen, sicherheitspolitischen Akteur nachzudenken. Parallel zur Eskalation der Kosovo-Krise
zum Krieg entwickelte die EU auf intergouvernementaler Ebene das Konzept für ein autonomes europäisches 
Krisenmanagement im Rahmen der Petersberg-Aufgaben. Sechs Monate später fielen erste Beschlüsse, dieses 
Konzept durch entsprechende militärische und nicht-militärische Fähigkeiten zu unterfüttern. Washington
versuchte zunächst primär, auch diese Initiative über technische Abkommen mit der NATO einzuhegen. Im
Gefolge der Anschläge des 11.September 2001 drängen die USA verstärkt auf ein erweitertes, globales
Engagement der NATO bei Interventionen zur Bekämpfung des Terrorismus und der Proliferation. Mit dem
Vorschlag einer primär europäischen Eingreiftruppe zur Unterstützung solcher Interventionen (NATO-Response-
Force), soll Europa veranlasst werden, die Modernisie rung seiner Streitkräfte nach US-Vorbild zu beschleunigen 
und sich auf die US-Debatte über die Notwendigkeit und Legitimität solcher Interventionen einzulassen. Da solche 
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Einsätze außerhalb der europäischen Konzeption für das Krisenmanagement angesiedelt sind, wurde so zugleich 
eine Refokussierung Europas auf die NATO eingeleitet. Dieser beschleunigte Prozess verstärkt für die
europäischen Staaten die Notwendigkeit, sich auf nationaler und nicht auf europäischer Ebene zu den rechtlich und 
politisch problematischen Aspekten der veränderten Strategie der USA zu verhalten: Für entscheidende Fragen wie 
jene, ob ein Mandat der UNO Voraussetzung einer Intervention sein sollte oder ob präventives oder präemptives 
militärisches Handeln zulässig sein sollte, werden statt einer europäischen viele nationale Antworten gesucht; 
Antworten, die eine spätere europäische Antwort erschweren, aber auch präjudizieren könnten.

Der Prozess impliziert zudem eine Refokussierung der Diskussion auf die militärische Sicherheitspolitik. Das 
unterscheidet ihn von der bisherigen Herangehensweise in der EU – der parallelen Entwicklung eines zivilen und 
eines militärischen Instrumentariums für das Krisenmanagement. Javier Solanas Grundzüge einer europäischen
sicherheitspolitischen Strategie halten richtigerweise fest, dass den Restrisiken der Zukunft kaum mit
ausschließlich militärischen Mitteln begegnet werden kann und bemerken zu Recht, dass erfolgreichen
militärischen Interventionen selten ein erfolgreicher Wiederaufbau folgte. Solana mahnt deshalb den konsequenten 
Ausbau des zivilen Krisenmanagement-Instrumentariums der EU an. Er fordert ein Zusammenwirken aller
sicherheitspolitischen Wirkungsinstrumente:"Die diplomatischen Bemühungen sowie die Entwicklungs-, Handels-
und Umweltpolitik sollten derselben Agenda folgen. In einer Krise ist eine einheitliche Führung durch nichts zu 
ersetzen."

Solanas Papier nennt drei vorrangige Ziele für die Außenpolitik der EU: Erstens müsse Brüssel an Stabilität und 
funktionsfähigen Regierungen in Europas Nachbarschaft einschließlich des Kaukasus, des Nahen und Mittleren 
Ostens und Nordafrikas interessiert sein. Zweitens sei Europa an einer Weltordnung interessiert, die auf einem 
funktionsfähigen, effektiven Multilateralismus beruhe, also auf einer Stärkung der multilateralen Institutionen. Und 
drittens müsse Europa sich mit den bestehenden alten wie neuen Risiken befassen.

Janusköpfig wird Solanas Papier, wenn es um die militärische Rolle der EU, insbesondere jene jenseits von
friedensunterstützenden Maßnahmen geht. Es stellt fest, angesichts der neuen Risiken liege die erste
Verteidigungslinie immer häufiger im Ausland. Gefordert wird eine strategische Kultur für frühzeitige, schnelle 
und wenn nötig robuste Interventionen. Damit steht es im Einklang mit den jüngst verabschiedeten
"Grundprinzipien für eine EU-Strategie gegen die Proliferation von Massenvernichtungswaffen ",in denen
ebenfalls militärische Interventionen als letztes Mittel offen gehalten werden, mithin eine Tür für präventive
militärische Maßnahmen geöffnet wird. Aber eine erkennbare, klare Konzeption für Voraussetzungen, Ziel, Art 
und Charakter europäischer militärischer Interventionen fehlt. Es wird kein Versuch unternommen, zu klären, unter 
welchen Bedingungen Europa Streitkräfte einsetzen sollte und unter welchen nicht. Manch wichtige Frage ist 
ausgeblendet. Zum Beispiel jene nach der Finalität der ESVP oder jene nach dem künftigen Verhältnis von innerer 
und äußerer Sicherheit. Vor allem aber die Frage nach den Kriterien,die angelegt werden sollten, wenn über ein 
militärisches Engagement der EU entschieden werden muss. Soll dies entlang des kleinsten gemeinsamen Nenners 
nationaler Interessenslagen geschehen? Oder entwickelt die EU bindende Voraussetzungen,die gegeben sein
müssen, wenn ein militärisches Eingreifen erwogen werden soll? Sind beispielsweise ein UN-Mandat oder klare 
militärische und politische Zielvorgaben zwingend? Bedarf es klarer Vorgaben für eine Exit-Strategie? Also einen 
Abbruch der Mission, wenn diese sich als undurchführbar erweist? Sollen präventive oder präemptive militärische 
Schläge zulässig oder unzulässig sein?

Damit bleiben für die Grundausrichtung der europäischen Sicherheitspolitik entscheidende Fragen vorläufig vertagt 
oder bewusst unbeantwortet, weil eine Einigung unter den Mitgliedern der EU derzeit nicht möglich ist. Es bleibt 
offen, ob Europa seine Sicherheitspolitik an die Washingtons anpassen oder auf Basis seiner eigenen Interessen 
eine eigenständige Politik formulieren will. Bis zum nächsten EU-Gipfel sollen Solanas Grundzüge zu einer 
sicherheitspolitischen Strategie weiterentwickelt werden. Es darf als so gut wie sicher gelten, dass dabei die 
Anpassung an Washingtons Vorstellungen – so die Frage präventiver und präemptiver Schläge – eine ganz
wesentliche Rolle spielen wird.

Offen bleiben diese Grundfragen auch in den neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien. Sie pendeln zwischen 
den Anforderungen an die deutsche Integration in NATO und EU. Sie geben keine Antwort auf die Frage, ob die 
Bundeswehr sich an präventiven oder präemptiven Interventionen beteiligen sollte. Sie verzichten auf dezidierte 
neue Impulse für Charakter und Ausrichtung einer europäischen Sicherheitspolitik.

Wunsch und Wirklichkeit klaffen in Europa nicht zuletzt deshalb oft weit auseinander, weil nicht rechtzeitig über 
entscheidende Fragen diskutiert wird.Notwendige Debatten werden blockiert, weil schon das Diskutieren als
Präjudiz hinsichtlich des Zieles oder Zeitplans erachtet werden könnte oder dazu zwänge, Positionen zu beziehen, 
die die tagespolitische Flexibilität nationaler Regierungen einschränken könnten. Die Stärkung der
intergouvernementalen Zusammenarbeit gegenüber der vergemeinschafteten, die sich im Verfassungsentwurf des 
Europäischen Konvents spiegelt, wird diese Tendenz voraussichtlich weiter verstärken.
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Betrachten wir zum Schluss – partiell unabhängig von den kurzfristigen Realisierungschancen – die Frage, wie eine 
europäische Sicherheitspolitik der Zukunft eigentlich aussehen müsste.

Europa ist – wenn die bereits erreichte Integration nicht wieder zur Disposition gestellt werden soll – langfristig auf 
dem Weg, ein einheitlicher Staat, zumindest aber ein einheitlicher (sicherheits)politischer Akteur zu werden. Dies 
erfordert, dass die EU in allen Souveränitätsfragen bereits heute agieren müsste, als sei das Endstadium der 
Integration bereits erreicht. Souveränitätsverzicht wird nur auf Gegenseitigkeit geübt – auch gegenüber der NATO 
oder den USA.

Europas Interessen sind nicht identisch mit denen der USA. Übereinstimmung und Gemeinsamkeiten überwiegen, 
es gibt aber auch gravierende Unterschiede. So muss Europa an Multilateralismus und kooperativer Multipolarität 
ebenso interessiert sein wie an einer weiteren Verrechtlichung der internationalen Beziehungen und an einer 
Stärkung internationaler Regime und Institutionen. Europa muss ein Interesse haben, dass auf Krisen frühzeitig und 
mit vorrangig nichtmilitärischen Mitteln reagiert wird, nicht aber spät und mit vorrangig militärischen
Instrumenten. Und es muss ein Interesse haben, darüber, wie auf Krisen und Konflikte reagiert wird, auch
gegenüber Washington ein Mitentscheidungsrecht zu haben. Dies setzt voraus, dass Europa bei der Gestaltung von 
Weltordnung verantwortlich mitwirkt und glaubwürdige Fähigkeiten besitzt, um dies zu tun. Sicherheitspolitik ist 
eine Gestaltungsaufgabe.

Die Stärken der europäischen Fähigkeiten liegen im zivilen Bereich, in der Fähigkeit zu sozialer, politischer,
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Intervention. Um diese zu Geltung und Wirkung zu bringen, muss Europa 
sich frühzeitig in Krisen engagieren. Der Früherkennung von gewaltförmigen Konflikten und der Gewaltprävention 
muss aus europäischer Sicht Vorrang vor der Eindämmung und Einhegung von Gewalt zukommen. Der
Gewalteindämmung und -einhegung wiederum muss Vorrang vor der Bekämpfung von Gewalt mit Gewalt, d.h. 
vor Interventionen, zukommen. Glaubwürdige militärische Mittel können Europa als letztes Mittel dienen, um
andere Formen des Konfliktmanagements abzusichern, sind aber kein Selbstzweck und können aufgrund des 
Charakters der sicherheitspolitischen Restrisiken nicht primäres Mittel europäischer Wahl sein. Sie können weder 
die Risiken, noch die Ursachen für deren Entstehung ausschalten. Prävention und Präemption müssen feste 
Bestandteile einer künftigen europäischen Sicherheitspolitik sein –mit nichtmilitärischen Mitteln. Damit Europa 
seine Stärken ausspielen kann, darf die EU nicht länger darauf verzichten, die globale Tagesordnung
mitzubestimmen. Sie muss Zukunftskonflikte und Zukunftsrisiken benennen, Wege und Mittel zum Umgang mit 
ihnen vorschlagen. Bis heute reagiert Europa meist.

Und so unangenehm es auch für manchen klingen mag: Ein Mitentscheidungsrecht über den Umgang mit künftigen 
Krisen und Konflikten wird sich Europa in Washington nur sichern können, wenn es begrenzte, aber glaubwürdige 
eigene Mittel zur Mitwirkung bei militärischen Handlungsoptionen besitzt. Solche Mittel zu besitzen, heißt nicht, 
sie auch einzusetzen. Es impliziert, sie als letztes Mittel einsetzen zu können. Es impliziert aber auch die 
Möglichkeit, den Einsatz abzulehnen und damit dem Drängen auf eine nichtmilitärische Lösung höhere
Glaubwürdigkeit zu verleihen.

Mithin: Wenn Europa seine Stärken wirklich zur Geltung bringen will, dann steht es vor der Herkulesaufgabe einer
dreifachen Integration, mit der es seine sicherheitspolitischen Gestaltungsinstrumente effizienter und wirksam
machen muss: Integriert werden müssen erstens die nationalen Politiken, zweitens die vergemeinschafteten und 
intergouvernementalen Aspekte der europäischen Zusammenarbeit und drittens die möglichen Gestaltungsmittel 
und Wirkungsinstrumente. Ziel muss eine europäische Sicherheitspolitik aus einem Guss sein: von humanitärer 
Hilfe und Sanktionen über Entwicklungspolitik, Außenwirtschaftspolitik, internationaler Finanzpolitik,
Rüstungsexport, Diplomatie, Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung bis hin zu den Mitteln des zivilen und
militärischen Krisenmanagements.

Niemand konnte erwarten, dass es der EU aus dem Stand gelingen würde, innerhalb weniger Wochen ein
stimmiges Gegenstück zur Nationalen Sicherheitsstrategie der USA zu entwickeln. Um dieses Dokument zu
schreiben, benötigte Condoleezza Rice mit ihrem Team rund 20 Monate. Die EU braucht ihre ureigene, an den 
eigenen Stärken und Fähigkeiten orientierte Sicherheitsstrategie. Diese darf nicht in den Fehler verfallen, die 
Ansätze Washingtons zu kopieren. Sie muss asymmetrisch auf die Fähigkeiten und Stärken Europas ausgerichtet 
sein, will Europa ein wichtiger Partner der USA bleiben. Sonst würde Europa schlicht Standbein und Spielbein 
verwechseln und das Projekt einer europäischen Sicherheitspolitik wäre gescheitert.

1 Vgl."Dokumente zum Zeitgeschehen " in diesem Heft..– D..Red.
2 Auszüge dokumentiert in:"Blätter ",8/1992,S.1020-1022.– D..Red.
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September 2003, Friedensforum 3/03 

Zur Militärreform in Russland 
Manfred Schünemann

Die russische Führung reagierte auf den raschen militärischen Erfolg der USA und 
ihrer Verbündeten im Irak – Krieg schnell und in gewohnter Weise. Präsident 
Putin erklärte die Modernisierung der Streitkräfte erneut zu einer Aufgabe
höchster Priorität und die militärische Führung ordnete eine der größten
Militärübungen der letzten Jahre an, bei der "russische strategische Bomber und 
U-Boot gestützte Raketenträger atomare Schläge gegen eine Reihe von
militärischen Objekten in den Vereinigten Staaten und Großbritannien simulieren" 
sollen.[ 1 ] Beides macht deutlich, dass der "erfolgreiche" Einsatz der modernsten 
Militärmaschinerie – wenn auch gegen einen durch jahrelange Sanktionen und

internationale Kontrollen stark geschwächten Kriegsgegner – seine psychologische Wirkung bei russischen Militärs 
und Politikern nicht verfehlt hat. Es läßt aber zugleich erkennen, dass Russlands Streitkräfte und die militärische 
Führung auch über zehn Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges kaum auf die neuen Herausforderungen
vorbereitet sind. Auf den Einsatz hoch mobiler, mit lasergesteuerten Präzisionswaffen und modernsten
elektronischen Aufklärungs- und Führungssystemen ausgerüsteten Streitkräften reagiert Russland mit der
"Erprobung" von Waffensystemen und Einsatzszenarien aus den Zeiten des Kalten Krieges. Deutlicher lassen sich 
Zustand und Rückständigkeit des russischen Militärpotentials kaum kennzeichnen. Es zeigt zugleich, dass die Mitte 
der 90er Jahre in der Amtszeit Jelzins beschlossene Militärreform – nach fast zehn Jahren – zu keinen
substantiellen Veränderungen geführt hat und die grundlegende Erneuerung des gesamten russischen Militärwesens 
– von den Streitkräften und ihren Ausrüstungen bis zu den Führungsstrukturen und ihren Planungs- und
Leitungsmethoden – weiterhin eine ungelöste Aufgabe bleibt.

Geht man von der Anzahl und dem Inhalt der Konzeptionen und Pläne für die Umsetzung der 1995 beschlossenen 
Militärreform aus, müsste Russlands Militärwesen bereits neu organisiert, die Struktur der Streitkräfte modernisiert 
und der Übergang von der Massenarmee mit über einer Million Soldaten zu einer Berufsarmee bereits vollzogen 
sein. In der Realität wurde aber die Verwirklichung dieser Kernaufgaben der Militärreform immer wieder
aufgeschoben, bereits durchgeführte Veränderungen teilweise wieder rückgängig gemacht und neue Planziele 
beschlossen. So hatte noch der damalige Präsident Jelzin im Mai 1996 in einem Erlaß festgelegt, bis zum Jahre 
2000 eine Berufsarmee zu schaffen. Bereits 1998 wurde dieser Termin auf 2005 verschoben und Ende des Jahres 
2001 verkündete Präsident Putin dann als neuen Termin das Jahr 2010. In gleicher Weise unterlagen auch die 
"Festlegungen" zur Reduzierung der Personalstärke laufenden Veränderungen. Nach ursprünglichen Plänen sollte 
die Sollstärke der russischen Streitkräfte bis zum Jahr 2005 um 600 000 Stellen (Militärangehörige und
Zivilbeschäftigte) auf insgesamt 835 000 Mann reduziert werden. Im Juni 2002 veränderte der Nationale
Sicherheitsrat nicht nur den Zeitpunkt der Reduzierung (bis 2010), sondern auch die Zielgröße. Nunmehr sehen die 
Planungen im Jahre 2010 eine Sollstärke zwischen 850 000 und 1 Million vor[ 2 ]. Diese terminlichen und
zahlenmäßigen Änderungen sind aber nicht unbedingt eine Folge der Reformunwilligkeit von Teilen der
Armeeführung, sondern sie sind in erster Linie den hohen persönlichen und gesamt gesellschaftlichen Belastungen 
geschuldet, die mit einer massenhaften Reduzierung der Streitkräfte und der Schaffung einer Berufsarmee
verbunden sind.

Auf dem Gebiet der Streitkräftestruktur und Führungsebenen wurden zwar eine Reihe von Reformmaßnahmen 
vorgenommen (u.a. Änderung der Streitkräftegliederung und Kommandostrukturen; Verringerung der Anzahl der 
Militärbezirke; Ausgliederung des Grenzschutzes und der Funkaufklärung), die aber nach der Ablösung (März
2001) von Verteidigungsminister Sergejew teilweise wieder rückgängig gemacht bzw. erneut verändert wurden. 
Beispiel dafür ist die Wiedererrichtung eines Oberkommandos der Landstreitkräfte im April 2001, dessen
Funktionen seit 1997 aufgeteilt waren.

Ein ähnliches Bild zeigt sich hinsichtlich der Ausrüstung der russischen Streitkräfte. Nicht nur Militärs (die stets 
und überall über zu wenig und veraltete Waffensysteme klagen), sondern auch russische und westliche
Militärexperten schätzen die qualitativen Mängel der waffentechnischen Ausrüstung der russischen Streitkräfte als 
gravierend und den derzeitigen Zustand als ernsthafte Beeinträchtigung der Einsatz- und Kampffähigkeit ein. Die 
Hauptprobleme liegen in der Überalterung der Waffensysteme und technischen Ausrüstungen sowie in den
mangelnden Wartungsmöglichkeiten. Seriöse Einschätzungen belegen, dass im Jahr 2000 über ein Drittel der 
wichtigsten Waffensysteme und der militärischen Ausrüstung, bei Kampfflugzeugen und Panzern weniger als die 
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Hälfte und bei Hubschraubern sogar etwa 80 Prozent nicht einsatzfähig waren. Von den Militärflugzeugen war 
etwa die Hälfte vor 1985 in Dienst gestellt worden und nur ein Prozent nach 1995[ 3 ]. Seither hat sich der 
Ausrüstungsstand kaum verbessert, was auch an dem drastischen Rückgang der Waffenproduktion zu erkennen ist. 
Die Produktion wichtiger Waffensysteme betrug Ende der 90er Jahre nur noch etwa 10 Prozent im Vergleich zum 
Beginn des Jahrzehnts, wovon auch noch die gewachsenen Rüstungsexporte realisiert wurden. Lediglich im
Bereich der strategischen Kernwaffen und Trägersysteme konnte ein relativ hohes technisches Ausstattungsniveau 
gehalten werden.

Vor dem Hintergrund dieser Negativdaten und angesichts des immer größeren Abstands zur Waffentechnik und –
technologie der US-Streitkräfte hat Präsident Putin nunmehr die Modernisierung der Ausrüstung der russischen 
Streitkräfte als eine Schwerpunktaufgabe bei der Weiterführung der Militärreform bezeichnet. In seiner Botschaft 
an die Föderationsversammlung kündigte er sowohl eine "wesentliche Verbesserung der Ausstattung der
Streitkräfte mit modernen Waffen" an, als auch "die Entwicklung von Waffenarten einer neuen Generation,
darunter solchen, die zur Kategorie der strategischen Waffen gehören"[ 4 ]. Es ist völlig klar, dass eine
Neuausrüstung der russischen Streitkräfte und die Entwicklung neuer Waffensysteme, die auch als Antwort auf die 
Ankündigungen von US-amerikanischen Militärs über die Entwicklung sog. Mini-Atomwaffen zu verstehen sind, 
erhebliche Finanzmittel erfordern und das Staatsbudget zusätzlich belasten werden. Nach den von der Regierung 
Anfang Juni beschlossenen Eckdaten für den Haushalt 2004 steigen die Ausgaben für "Nationale Verteidigung" 
gegenüber 2003 um 46,94 Mrd. Rubel (ca. 1,54 Mrd. US-Dollar) auf 391,5 Mrd. Rubel (ca. 12,84 Mrd. US-Dollar).
Hinzu kommen allerdings weitere Militärausgaben, die in anderen Etatposten enthalten sind. So. z. B. 17,4 Mrd. 
Rubel (ca. 0,57 Mrd. US-Dollar) für Aufwendungen in den Bereichen Justiz, Inneres, Industrie, Energie und
Spezialbau für die Durchführung von Maßnahmen im Rahmen der Militärreform.[ 5 ]

Ein wesentliches Hemmnis für die Modernisierung der russischen Streitkräfte sind der kritische innere Zustand, die 
sozial-ökonomische Lage, die Moral und Disziplin der Mannschaften und des Offizierskorps. Vor allem die
materielle Lage der Offiziere niederer Dienstgrade und Unteroffiziere ist – trotz geringfügiger Erhöhung der 
Dienstbezüge – nach wie vor unzureichend. Nach einer Sozialanalyse lebten 2001 über 46 Prozent der Familien 
von Militärangehörigen unterhalb der offiziellen Armutsgrenze. 45 Prozent der Militärangehörigen verzichten auf 
den Kauf notwendiger Lebensmittel, etwa 70 Prozent üben Verzicht beim Kauf von Kleidung und Schuhen. 72 
Prozent versagen sich den Besuch von Kino- und Theaterveranstaltungen und jeder zweite der Berufssoldaten 
verzichtet aus finanziellen Gründen auf Urlaubsreisen mit der Familie sowie auf Gesundheitsmaßnahmen.
Besonders kritisch ist die Wohnraumversorgung für Militärangehörige und aus dem Armeedienst Entlassene. Mehr 
als 40 Prozent beider Kategorien ist ohne Wohnung bzw. ohne ausreichenden Wohnraum.[ 6 ]

Die schlechte soziale Lage der meisten Militärangehörigen wirkt sich natürlich negativ auf die Moral und Disziplin 
in den Truppenteilen aus, fördert Korruption, Diebstahl und andere Verbrechen. Fahnenflucht, Kameradendiebstahl 
und Trunksucht sind ebenso alltägliche Erscheinungen beim Militär, wie drakonische Strafmaßnahmen, physische 
und psychische Erniedrigungen von Untergebenen und Misshandlungen. Es verwundert deshalb nicht, dass die 
Selbstmordrate in der Armee Besorgnis erregend hoch ist. Jeder Fünfte Tote in den Streitkräften schied durch 
Freitod aus dem Leben. Hauptgründe waren psychische Belastungen (74 %) und soziale Unzulänglichkeiten (14%). 
Von der militärischen Führung und Politikern wird zur Erklärung der misslichen Situation immer wieder betont, 
dass die Armee nur ein Spiegelbild der gesamten Gesellschaft sei. "Wir alle leben heute bei weitem in keiner heilen 
Gesellschaft, und das, was wir in der Armee sehen, ist Ergebnis der kranken Gesellschaft insgesamt", betonte der 
Erste Stellvertreter des Chefs des Generalstabes, Generaloberst J. Balujewski, in einem Interview zum diesjährigen 
Tag der Streitkräfte.[ 7 ]

Zur Bewältigung der Probleme gibt es innerhalb der Armee kaum eine öffentliche Diskussion. Signifikant ist das 
schlechte Verhältnis zwischen Offizieren und Untergebenen. So halten es nach einer Befragung von Angehörigen 
der Nordflotte ungefähr 40 Prozent für wenig hilfreich, sich in Stressituationen oder mit schwierigen Lebensfragen 
an die Vorgesetzten zu wenden[ 8 ]. Die nach Auflösung der Politischen Hauptverwaltung und ihrer Politorgane in 
den Truppenteilen geschaffene Funktion eines "Erziehungsoffiziers" führte zwar anfangs zu einer größeren
Offenheit, zumal der größte Teil der "Erziehungsoffiziere" aus dem zivilen Bereich kam und mehr Verständnis für 
die Probleme der Soldaten zeigte. Im September 2002 wurde diese Funktion durch eine neue Dienstanweisung 
weitgehend eliminiert. Nunmehr sind die "Erziehungs-Stellvertreter" wieder (wie zu Sowjetzeiten) mit
Kommandovollmachten ausgestattet und sollen im "Erziehungsunterricht" eine Wertevermittlung nach den
Vorschriften der militärischen Führung organisieren.[ 9 ]

Betrachtet man die Ergebnisse der Militärreform insgesamt, so sind kaum positive Veränderungen im russischen 
Militärwesen zu erkennen. Vorgenommen wurden lediglich strukturelle und eher formale Anpassungen an die 
veränderten Bedingungen. Die Ursachen für die schleppende Umsetzung der Reform liegen zum einen in der 
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gesamtgesellschaftlichen Situation (wirtschaftlicher Niedergang; Demokratiedefizite; Werteumbruch u.a.m.), zum 
anderen aber auch in dem spezifischen Konservatismus des Militärs. In kaum einem anderen Gesellschaftsbereich 
ist die Reformbereitschaft so gering ausgeprägt wie beim Militär. Militärführung und Offizierskorps sind personell 
und strukturell weitgehend aus sowjetischen Zeiten übernommen worden und verharren überwiegend in
Denkkategorien der Sowjetarmee mit ihren materiellen und gesellschaftlichen Privilegien. Sie stehen damit immer 
mehr im Widerspruch zur gesellschaftlichen Realität, die in wachsendem Maße von marktwirtschaftlichen
Kriterien und einem sinkenden Ansehen der Armee in breiten Kreisen der Bevölkerung geprägt ist. Verstärkt 
wurden diese Tendenzen in den letzten Jahren noch durch die militärischen Misserfolge im Tschetschenien-Krieg
und die andauernden Menschenrechtsverletzungen im Konfliktgebiet durch die eingesetzten russischen Truppen.

Zwischen politischer und militärischer Führung kommt es immer wieder zu Differenzen und Widersprüchen über 
die künftige Funktion der Armee und ihrer Rolle in der Gesellschaft. Zwar vermied die militärische Führung in der 
Vergangenheit (auch zu sowjetischen Zeiten) eine direkte Einflussnahme auf politische Entscheidungen, aber die 
politische Führung stellte den militärischen Macht- und Ordnungsfaktor stets in Rechnung und sicherte sich
oftmals die Loyalität durch Zugeständnisse bzw. "Nichteinmischung" in interne Militärangelegenheiten. Auch
Präsident Putin weicht von diesem Prinzip bei der Weiterführung der Militärreform nicht ab. Die von ihm kürzlich 
angekündigten Maßnahmen zur Weiterführung der Militärreform tangieren in keiner Weise die inneren Probleme 
der Streitkräfte, sondern orientieren – neben der waffentechnischen Modernisierung – auf weitere Veränderungen 
der Streitkräftestruktur. Hauptschwerpunkt soll nunmehr ein schrittweiser Übergang zur Berufsarmee sein, wobei 
der Wehrdienst aber nicht vollständig abgeschafft, sondern zeitlich verkürzt wird. Vorgesehen ist bis 2007 die 
Formierung von ständig einsatzfähigen Spezialeinheiten bei den Landstreitkräften und Luftlandetruppen sowie bei 
der Marineinfanterie auf der Basis von Berufssoldaten sowie die Verkürzung der Wehrdienstzeit auf ein Jahr ab 
dem Jahre 2008. Um den Personalbedarf der Streitkräfte auch unter den Bedingungen des Bevölkerungsrückganges 
sichern zu können, greift Russland ein US-amerikanisches Beispiel auf und ermöglicht Bürgern aus GUS-Ländern
den Dienst in den russischen Streitkräften als Berufssoldaten. Nach einer dreijährigen Dienstzeit können sie dann 
auf erleichtertem Wege die russische Staatsbürgerschaft erhalten.

Die angekündigten Reformschritte entsprechen inhaltlich und zeitlich den Vorstellungen der Militärführung, die 
daran interessiert ist, notwendige Strukturanpassungen ohne grundsätzliche Veränderungen der Führungsprinzipien 
und Entscheidungsstrukturen durchzusetzen. Deshalb bleibt es auch zweifelhaft, ob durch den geplanten Übergang 
zu einer Berufsarmee, die notwendige Demokratisierung und damit – neben einer waffentechnischen – auch die 
innere Modernisierung der russischen Streitkräfte vollzogen werden kann.

[1] Korotschenko, I., "Moskwa repetirujet jadernyj udar po SSCHA" (Moskau probt Atomschlag gegen die USA), in: "Nesawissimaja 
Gaseta", 14.5. 2003 (Internetausgabe), http://www.ng.ru/printed/politics/2003-05-14/1_vvs.html.
[2] Detaillierte Angaben zum Personalbestand siehe: Piper, G., Armeereform im Schneckentempo, in: antimilitarismusinformation, Heft 2, 
Februar 2002, S. 5 ff.
[3] Chodorenok, M., "Spasti tschast armii ili poterjat jejo polnustju?" (Einen Teil der Armee retten oder sie ganz verlieren?), in: 
"Nesawissimoje Wojennoje Obozerenije", Nr. 35, 22.9. 2000 (Internetausgabe), http://nvo.ng.ru/concepts/2000-09-22/1_save.html.
[4] Botschaft des Präsidenten der Russischen Föderation W.W. Putin an die Föderationsversammlung der Russischen Föderation, Moskau 
16.05. 2003, in: Informationsbulletin des MfAA der Russ. Föderation v. 16.5. 2003, http://www.ln.mid.ru/bl.nsf/.
[5] Bei den Gesamtausgaben für innere und äußere Sicherheit, einschließlich der Ausgaben für die Militärreform, ist gegenüber 2003 eine 
Steigerung um 10,6% auf insg. 716,2 Mrd. Rubel (ca. 23,482 Mrd. US-Dollar) vorgesehen. Die direkten Ausgaben für "Nationale 
Verteidigung" betragen 2,6% des BSP. Alle Zahlenangaben vgl.: "Ob osnowach charakteristikach i raspredelenii raschodow federalnowo
bjudsheta na 2004 god ..." (Zu den Grundzügen und der Ausgabenstruktur des föderalen Budgets im Jahr 2004 ..., Materialien der Sitzung 
der Regierung der Russischen Föderation am 5.6. 2003), http://www.government.gov.ru/data/structdoc.html?he_id=102&do_id=1049.
[6] Zahlenangaben vgl.: "Sozalny portet rossiskich Woorushonnych sil" (Sozialporträt der russischen Streitkräfte), in: "Nesawissimaja 
Gaseta", 9.8. 2002, S. 11. 
[7] "Nesawissimoje Wojennoje Obozerenije", Nr. 6, 21.2. 2003 (Internetausgabe), http://nvo.ng.ru/wars/2003-02-21/1_iraq.html.
[8] Im Jahre 2002 betrug die Gesamtzahl der Todesfälle in der russischen Armee 1416. Davon starben durch Selbsttötung 315. Sämtliche 
Zahlenangaben vgl.: Kruglow, O., "Jeshednewno – samoubijstwo w kaserme" (Täglich – Selbstmord in der Kaserne), in: "Nesawissimoje 
Wojennoje Obozerenije", Nr. 18, 30.5. 2003 (Internetausgabe), http://nvo.ng.ru/forces/2003-05-30/1_kazarma.html.
[9] Interessanter Weise wurde die neue Dienstanweisung für die "Erziehungsoffiziere" nicht vom (zivilen) Verteidigungsminister erlassen, 
sondern vom Chef des Generalstabes, also von der militärischen Führung.
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Blätter für deutsche und internationale Politik, September 2003 

Mogelpackung Galileo 
Susanne Härpfer

Galileo soll Europa unabhängig von den Amerikanern machen – mit diesem
Slogan wird bis heute für das Satellitennavigationssystem geworben. Gleichwohl 
ist der Traum inzwischen ausgeträumt. Galileo kann in Kriegs- und Krisenfällen 
genauso lokal abgeschaltet oder modifiziert werden, wie dies bereits beim
amerikanischen global positioning system, kurz GPS, der Fall ist. Möglicherweise 
haben Interessenvertreter das sogar von Anfang an gewusst, dieses Wissen aber 
bis heute verschwiegen.

Ohne Galileo drohe Europa zum Vasallen Amerikas zu werden, soll Frankreichs 
Präsident Jacques Chirac gesagt haben.[1] Mit dem Argument der Unabhängigkeit wurden die enormen Kosten 
gerechtfertigt. Erste Schätzungen veranschlagen mindestens vier Mrd. Euro für das Projekt. Ob es dabei bleibt, ist 
ungewiss. Nur die Hälfte der Summe bringt die Industrie auf, den Rest zahlt der Steuerzahler. Doch auch für den 
lohne sich Galileo, versprachen Politiker.

GPS-Monopol 
Bislang verfügen die Amerikaner bei der Satellitennavigation über ein Monopol: GPS – ursprünglich für die
amerikanische Armee entwickelt – ist inzwischen selbst aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken. Ob Autofahrer, 
Segler, Hobbyflieger oder Wanderer, weltweit orientieren sich alle an den Daten des Satellitennetzes. Aber eben 
auch weiterhin die Militärs. Raketen, Bomben und Marschflugkörper finden per GPS ihr Ziel und
Truppenbewegungen lassen sich damit lokalisieren. Deshalb behält sich das US-Verteidigungsministerium vor, 
GPS-Signale zu verändern oder zu stören – wie zuletzt im Kosovokrieg. Und das betrifft im Ernstfall eben jeden. 
Etwa 1,3 Mio. Autos in Europa haben einen GPS-Empfänger an Bord, mit dem sich die genaue Position des 
Fahrzeugs und damit gewünschte Routen berechnen lassen. Während des Irakkriegs warnte der ADAC seine 
Mitglieder davor, sich auf GPS zu verlassen. Der Automobilclub befürchtete, die Amerikaner könnten ihr System 
einschränken.

Eine solche Einschränkung des Angebots sei mit der Unabhängigkeit europäischer Staaten nicht zu vereinbaren, 
wetterte Rainer Hertrich.[2] Für ihn ist Galileo sogar "ein Muss". Kein Wunder, denn der Luft- und
Raumfahrtkonzern EADS, dessen Vorstand er präsidiert, ist einer der Hauptnutznießer des europäischen Galileo-
Projekts.

Gerne führen Galileo-Promoter wie Hertrich das Beispiel "Ariane" an. Als sich in den 60er Jahren die Amerikaner 
weigerten, europäische Nachrichtensatelliten ins All zu schießen, entwickelte Europa kurzerhand eine eigene
Rakete – die Ariane. Sie avancierte zu einem der meist gebuchten Trägersysteme der Welt. Ebenso werde auch 
Galileo ein US-Monopol brechen, behaupten EU-Politiker. Zumal Galileo, im Gegensatz zum GPS, rein zivil
genutzt werden solle, wie es zumindest in der Anfangsphase hieß. Dabei muss den Fachleuten, die mit der 
Entwicklung betraut worden waren, klar gewesen sein, dass Satellitennavigation per se eine klassische "dual use"-
Technik ist. Trotzdem wurde in der Öffentlichkeit gebetsmühlenartig wiederholt, Galileo sei eine rein zivile
Technik. "Das mag daran liegen, dass es keine Zustimmung des Ministerrats für Galileo gegeben hätte, wäre gesagt 
worden, dass ein spezieller militärischer Code entwickelt werden solle", meint Heinz Hilbrecht, Direktor der
Europäischen Kommission für Landverkehr. 3 Führte man die Minister also hinters Licht? Oder hat keiner von 
ihnen nachgefragt?

Kaum war Galileo beschlossen, wurden jedenfalls die Stimmen lauter, die sich für eine militärische Nutzung der 
Satelliten aussprachen. Dazu gehören Sigmar Wittig, Chef des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt, und 
der SPD-Europaparlamentarier Ulrich Stockmann. Er erhofft sich von Galileo sicherheitspolitische
Unabhängigkeit. Da irrt er, ebenso wie die Militärs, die mit Galileo liebäugeln, dies aber nur selten öffentlich – sie 
fürchten die Kosten. Denn im Gegensatz zum kostenlosen GPS-Service für jedermann soll Galileo für die 
Anwender wie pay-TV funktionieren.

Wer das militärische Potential negiere, handle sogar grob fahrlässig, meinen die Autoren Lindström und Gasparini 
vom European Union Institute for Security Studies.[4] Denn das hieße, bestehende Gefahren zu negieren. 
Terroristen können das bereits bestehende zivile GPS-Angebot für Angriffe missbrauchen.
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Simple Physik 
Auch aus diesem Grund haben sich die USA stets vorbehalten, Satellitennavigation zu modifizieren – also
entweder zu jammen (zu stören) oder zu spoofen (falsche Koordinaten vorzuspiegeln). Der Pentagon-Beamte Sal 
Manno hatte im Jahr 2002 deutlich gemacht, dass die Militärs im Kriegs- oder Konfliktfall gerade zivile
Satellitendienste stören werden.

Das gelte auch für Galileo.[5] Schließlich ist jede Satellitentechnik störbar, unabhängig davon, ob sie primär zivil 
oder militärisch angewendet wird. Das ist simple Physik, es wurde nur bislang meist verschwiegen und stattdessen 
in der öffentlichen Debatte suggeriert, ein ziviles System garantiere, von ungewollten Eingriffen verschont zu 
bleiben.

Techniker des Instituts für Erdmessung und Navigation der Universität der Bundeswehr hingegen hielten die 
Störpotentiale für unstrittig und forderten bereits im Jahr 2000, dass zivile Systeme störbar sein müssen.[6]
Direktor des Instituts ist Günter Hein. Als Unterhändler mit den USA sollte er eigentlich für die Europäer genau 
das Gegenteil erreichen. Aber unter seiner Leitung lenkte Europa ein. Zwar schlugen sie den Amerikanern zunächst 
vor, im Kriegsfall könne ja ein US-General zusammen mit EU-Repräsentanten entscheiden, ob Galileo
ausgebremst werden müsse. Doch Washington lehnte jede europäische Mitsprache kategorisch ab. Nunmehr soll es 
zukünftig ein Krisenzentrum geben, das 24 Stunden besetzt ist. Aber auch dieses müsse es wohl hinnehmen, wenn 
im Kriegs- oder Krisenfall ein militärischer Kommandeur vor Ort entscheide, die Galileo- Signale zu stören, räumt 
Heinz Hilbrecht ein. Deshalb fragen sich Bernd Eisfeller und seine Kollegen vom Institut für Erdmessung und
Navigation, weshalb dieses Zentrum überhaupt eingerichtet werden soll. Im Grunde werde es vermutlich nur wie 
die amerikanische Küstenwache zivilen Nutzern wie Seglern mitteilen, dass der Service für eine bestimmte Region 
eingeschränkt wird, so seine Einschätzung.[7]

Noch vor anderthalb Jahren gingen die Europäer davon aus, dass in einem solchen Krisenzentrum der jeweilige 
Kommandeur und ein Galileo-Repräsentant gemeinsam entscheiden würden. "Dies ist nicht mehr der Fall", so 
Hilbrecht wörtlich. Er muss es wissen, denn er leitet die europäische Gruppe, die mit den Amerikanern verhandelt. 
Trotzdem werde die Kommission den Europäischen Rat auffordern, ein solches Krisenzentrum zu schaffen, das 
eventuell einmal bei einem Europäischen Außenminister angesiedelt werden könnte, erläuterte Hilbrecht. Es könne 
für den Fall zuständig sein, dass Terroristen in Europa sich des Galileo- Signals bemächtigten.

Verschlusssache Sicherheit 
Mit Sicherheitsaspekten ganz anderer Art beschäftigt sich das so genannte Galileo Security Board (GSB), das so 
zusagen den Verfassungsschutz für Galileo darstellt. Alle Informationen und jede Tätigkeit dieses Gremiums gelten 
als Verschlusssache. Vom Bundesverkehrsministerium, das für Deutschland die Sprecherrolle zum Thema Galileo 
übernommen hat, erfährt man dazu: "Die inhaltlichen Arbeiten des GSB, die vor rund einem Jahr aufgenommen 
wurden, sind interner Natur. Zum großen Teil werden sie auf Grund ihrer Sicherheitsrelevanz voraussichtlich auch 
in Zukunft nicht veröffentlicht werden." [8] Das Gremium ist nach Auskunft Hilbrechts in vier Untergruppen 
unterteilt. Eine beschäftige sich mit der Frage, wie mit Verschlusssachen generell umzugehen sei, die zweite, wie 
bei sicherheitsrelevanten Fragen der Kontakt zur Industrie gestaltet werden solle, eine weitere kümmere sich um 
die internationalen Beziehungen und die vierte Gruppe arbeite zum Thema Signaltechnik. Diese Gruppe, geleitet 
von Günter Hein, machte im April diesen Jahres in einem weiteren Punkt einen Rückzieher. Ursprünglich wollten 
die Europäer im selben Frequenzbereich senden, in dem die Amerikaner das verschlüsselte Signal für das Militär 
betreiben. Daraufhin verlangte der stellvertretende US-Verteidigungsminister, Paul Wolfowitz, Europa möge für 
die Verschlüsselung militärischer Navigations- und Ortungsdaten andere Frequenzen als die USA bei GPS nutzen. 
Die Begründung der Amerikaner: Es könne nicht angehen, dass, wenn das Europäische System in seiner Funktion 
gestört werden müsse, das US-System gleich mit ausfiele. Genau dies aber sollte für die Europäer die Garantie der 
Unabhängigkeit sein. Davon ist nichts übrig geblieben. Heins Signaltechnik- Gruppe ruderte zurück und legte 
Galileo- Signale auf andere Frequenzbereiche. Ganz wie von den Amerikanern gewünscht. Im Gespräch
verdeutlicht Hilbrecht, dass mit beeinträchtigten Galileo-Signalen zu rechnen ist, wenn es die Situation erfordert: 
"Das ist unstrittig. Es wäre nur zu verhindern gewesen, dass dies ohne unsere Einwilligung geschieht, wenn wir 
dieselben Frequenz-Modulationen genutzt hätten. Wir glaubten damals, die USA davon überzeugen zu können. 
Heute gibt es zwar noch kein endgültiges Verhandlungsergebnis, aber es erscheint unrealistisch, die alte Position 
durchzusetzen."

Damit bleibt aber von dem Hauptargument für die Einführung von Galileo nichts übrig. Eine sicherheitspolitische 
Unabhängigkeit von den USA wird es durch Galileo nicht geben. Was also bleibt? Für die Einführung von Galileo 
habe auch gesprochen, so Hilbrecht, dass es sich um einen Wachstumsmarkt der Industrie handle. Fragen der 
Wirtschaftlichkeit hätten zu Beginn im Vordergrund gestanden, Sicherheitsfragen seien erst später angesprochen 
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worden. Industrievertreter erhoffen sich ein Riesengeschäft. Amerikanische Firmen überlegen sich bereits, in
Zukunft für GPS-Angebote ebenfalls Gebühren zu verlangen.

Es stellt sich daher die Frage, ob die Probleme mit Absicht ausgeklammert wurden, um das Projekt Galileo nicht zu 
gefährden. Angesichts der hohen Kosten stand es lange auf der Kippe. Bernd Eisfeller von der Münchner 
Universität der Bundeswehr glaubt, die Störbarkeit von Galileo sei lange nicht thematisiert worden, weil die 
Gründungsväter hauptsächlich aus der Kommunikationsbranche und der Raumfahrtbehörde ESA stammten. Sie 
hätten sich solche Fragen einfach nicht gestellt. Doch das ist falsch. Eine Studie der Bundeswehrhochschule über 
die wirtschaftsstrategische und sicherheitspolitische Bedeutung des europäischen Satelli- tennavigationssystems 
Galileo kam bereits im Jahr 2000 zu dem Schluss, "trotz aller wirtschaftlichen Konkurrenz wird der
Satellitennavigationsmarkt der Zukunft nur kooperativ gestaltbar sein."[9] Weniger diplomatisch heißt dies: Der 
US-Einfluss ist unausweichlich, von der proklamierten sicherheitspolitischen Unabhängigkeit der Europäer bleibt 
nichts. Und zivile  Anwender finanzieren mit ihren Steuergeldern die Entwicklung eines Systems, das es mit GPS 
bereits kostenlos gibt, um dafür in der Zukunft auch noch bezahlen zu müssen. Kurzum: Galileo ist eine
Mogelpackung, eine verdeckte Industrie - Subvention durch Steuergelder.

1 Dirk Asendorf, Wer lenkt den Leitstern?, in: “Die Zeit”, 27.3.2003.
2 Thomas Heuzeroth, Galileo kommt - Houston hat ein Problem, in: “Welt am Sonntag”, 6.4. 2003.
3 Alle Zitate Heinz Hilbrechts beruhen auf einem Telefoninterview mit der Autorin, das geführt wurde für: Susanne Härpfer, Galileo - ein 
Milliardenflop? NDR Info, “Streitkräfte und Strategien”, 9.8.2003.
4 Vgl. Gustav Lindström und Giovanni Gasparini, The Galileo satellite system and its security implications, in: European Union Institute for 
Security Studies, Occasional Papers, 4/2003.
5 Darren Lake und Michael Stark, All go for Galileo?, in: “Janes”, 10.4.2002.
6 Vgl. Bernd Eisfeller, Günter W. Hein u.a., Requirements on the Galileo Signature Structure, Neubiberg 2000.
7 Alle Zitate Bernd Eisfellers beruhen auf einem Telefoninterview mit der Autorin.
8 Michael Zirpel, Pressesprecher des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, in einem Schreiben an die Autorin, 23.7. 
2003.
9 Vgl. Günter W. Hein, Wirtschaftsstrategische und sicherheitspolitische Bedeutung des europäischen Satellitennavigationssystems Galileo 
und seine Auswirkungen auf die zivile Infrastruktur, in: Zusammenfassung Galileo-Workshop, Berlin, 25.10.2000.

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 06. September 2003 

Ausverkauf deutscher Rüstungstechnologie? Wie die 
Bundesregierung die Waffenschmieden gegen ihren Willen 
schützen will 
Christopher Steinmetz

Anfang 2004 soll nach den Wünschen der Bundesregierung das reformierte
Außenwirtschaftsgesetz, kurz AWG, in Kraft treten. Ein entsprechender
Gesetzesentwurf wird derzeit vom Wirtschaftsministerium in Kooperation mit
dem Auswärtigen Amt und dem Verteidigungsministerium vorbereitet. Frühestens 
im Oktober soll er dem Kabinett vorgelegt werden. Im Kern geht es um das 

Festschreiben eines Veto-Rechts der Regierung beim Verkauf von deutschen Rüstungsunternehmen. Werden mehr 
als 25 Prozent der Anteile ins Ausland verkauft, so sollen diese Geschäfte genehmigungspflichtig sein. Denn es 
seien "wesentliche Sicherheitsinteressen" berührt. Diese Regelung soll für alle Unternehmen gelten, die im engen 
Sinne der Kriegswaffenliste Rüstungsgüter herstellen. Damit würde es theoretisch auch für deutsche
Produktionsstandorte im Besitz ausländischer Unternehmen gelten.

Auf den ersten Blick scheint diese Initiative eine späte Antwort zu sein auf die Übernahme der Howaldtswerke-
Deutsche Werft (HDW) durch die amerikanische Investmentgesellschaft One Equity Partners (OEP) im
vergangenen Jahr. Damals wurde der Bundesregierung vorgeworfen, sie habe dem Verscherbeln einer der wenigen 
Perlen der deutschen Rüstungsindustrie tatenlos zugesehen. Die geplante Gesetzesreform könnte nun der
Bundesregierung nachträglich ein Mitspracherecht beim Weiterverkauf der HDW-Anteile durch die
Investmentgesellschaft OEP einräumen.
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Auf den zweiten Blick ist der Reformentwurf eher ein Indiz für die wachsenden Differenzen zwischen den
Rüstungskonzernen und der Regierung darüber, wie und mit welchem Ziel der Rüstungssektor konsolidiert werden 
sollte. Was die Regierung als Ausverkauf der deutschen Rüstungsindustrie bezeichnet, wird von den betroffenen 
Managern als Mittel der Unternehmenskonsolidierung oder Erschließung neuer Exportmärkte betrachtet.

Nachdem die Reformpläne der Regierung Anfang August bekannt wurden, stieg die Rüstungsindustrie auf die 
Barrikaden. Im wesentlichen wurden von der Rüstungslobby drei Kritikpunkte gegen ein Mitspracherecht der 
Bundesregierung vorgebracht:
 Erstens: Mit der Genehmigungspflicht wird jede unternehmensinterne Umstrukturierung der transnationalen 

Konzerne erschwert.
 Zweitens: Die Regelung gefährdet die Zukunft von Unternehmen, die auf ausländische Investoren angewiesen 

sind, um ihre Standorte in Deutschland zu erhalten.
 Und drittens: Die Gesetzesänderung ist ein falsches Signal an andere Regierungen. Zu befürchten sind negative 

Folgen bei Anteilskäufen deutscher Firmen im Ausland – vor allem auf dem amerikanischen Rüstungsmarkt.

Das Fazit der Rüstungslobby: Die bisherige "restriktive Rüstungsexportpolitik" wirke bereits schon jetzt als ein 
Abschreckungsfaktor für ausländische Investoren. Statt den Aktienerwerb zu verhindern, solle die Bundesregierung 
diese Branche lieber offensiv stärken durch Erhöhung der investiven Ausgaben im Verteidigungsetat und eine 
bessere Interessenspolitik auf europäischer Ebene.

In gewisser Weise trifft die Rüstungslobby den wunden Punkt. Denn die Reform scheint eher ein Reförmchen zu 
werden. Es mutet wie eine Milchmädchenrechnung an, dass mit dem angestrebten Veto-Recht der Ausverkauf der 
Rüstungsindustrie aufgehalten werden kann. Außerdem scheint zwischen den beteiligten Ministerien noch
erheblicher Abstimmungsbedarf über das Gesamtkonzept zu bestehen. Zwar ist die generelle Ausweitung des Veto-
Rechts auf die Zulieferindustrie wieder vom Tisch. Aber über die Einbeziehung einiger Branchen, z.B. Hersteller 
von Verschlüsselungstechnologien, wird noch verhandelt. In den nächsten Wochen sollen zudem noch weitere 
Gespräche mit den Rüstungsunternehmen stattfinden.

Trotz aller Einwände: Die Gesetzesinitiative belegt zumindest ein gesteigertes staatliches Problembewusstsein für 
die Konsequenzen der rüstungsindustriellen Europäisierung und Globalisierung. Die politischadministrativen
Entscheidungsprozesse verlagern sich zunehmend auf die multilaterale Ebene. Die Einrichtung einer Europäischen 
Rüstungsbeschaffungs- und Forschungsbehörde und eines einheitlichen Europäischen Rüstungsmarktes bestimmen 
die staatliche Tagesordnung. Ein aktuelles Beispiel ist das "Rahmenabkommen über Maßnahmen zur Erleichterung 
der Umstrukturierung und der Tätigkeit der Europäischen Rüstungsindustrie". Unterzeichnet wurde diese
Vereinbarung von sechs Staaten: Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Schweden und Spanien. Die 
Länder verpflichten sich u.a. Maßnahmen zur Erleichterung der Rüstungsexporte und des Technologietransfers 
einzuführen. Lediglich aus Gründen der nationalen Sicherheit sollen noch rüstungsindustrielle Kernkapazitäten im 
eigenen Land unterhalten werden.

Damit wächst der Druck auf die Bundesregierung, überhaupt erst einmal für sich politisch und juristisch zu
benennen, welche Unternehmen und Produkte unter diese Kernkapazitäten fallen und nach welchen Kriterien und 
auf welche Art die Bundesregierung Einfluss ausüben will. Nur so kann sie mit den Partnerstaaten bei den
anstehenden Verhandlungen über die Ausführungsbestimmungen zum Rahmenabkommen auf Augenhöhe sein. 
Denn diese verfügen bereits über entsprechende Regelungen.

Bleibt die Bundesregierung dagegen untätig, besteht die Gefahr, dass angesichts der gegenwärtigen Dynamik des 
Rüstungssektors ihre Handlungsmöglichkeiten immer weiter eingeschränkt werden. Denn es könnte schnell zu
folgenden Entwicklungen kommen:

 Erstens: Die nationale Versorgungssicherheit bei der Beschaffung von Waffensystemen und den Ersatzteilen 
wird immer mehr gefährdet. Dies könnte bei der Vorbereitung und Durchführung von Auslandseinsätzen zu 
erheblichen Risken führen.

 Zweitens reduziert sich der Einfluss auf die Entwicklung und die nachträgliche Anpassung der Waffensysteme. 
Die kurzfristige Produktion spezieller Systemvarianten in kleineren Stückzahlen wird sich schwieriger
durchsetzen lassen.

 Drittens minimiert sich die staatliche Kontrolle über den Verbleib von Technologien und Know-how. Der 
ausländische Käufer erhält Zugriff auf die Blaupausen und das Wissen der Fachkräfte. Außerdem könnte ein 
Wechsel der Besitzverhältnisse die Bundesregierung dazu zwingen, für die von ihr mitentwickelten und
mitfinanzierten Technologien Marktpreise zu zahlen.

 Und viertens wird eine effektive Rüstungsexportkontrolle immer schwieriger. Der grenzüberschreitende
unternehmensinterne Waren- und Technologietransfer erleichtert den späteren Re-Export deutscher
Rüstungskomponenten.
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Die nächsten politischen Herausforderungen sind bereits am Horizont zu sehen. In den nächsten zwei Jahren 
werden weitere strategische Entscheidungen über die längerfristigen Besitzverhältnisse fallen. Vor der Tür steht der 
mögliche Verkauf der Daimler Chrysler Triebwerkstochter MTU an die amerikanische Investmentgesellschaft 
Carlyle Group. Die Siemens AG sucht nach einem Käufer für den 49 Prozent-Anteil an Krauss-Maffei Wegmann. 
Daimler Chrysler sondiert das Terrain für den Verkauf der etwa 32 Prozent Anteile am Rüstungskonzern EADS. 
Zwar versichern diese Konzerne, dass alle Schritte in enger Abstimmung mit der Regierung unternommen werden, 
doch darauf kann sich eine Regierung nur begrenzt verlassen.

Wenn man die Auffassung vertritt, dass eine verantwortungsvolle Rüstungspolitik mehr staatliches Engagement 
erfordert, kann der jetzige Entwurf nur ein erster Schritt sein. Notwendig ist eine umfassendere Neubestimmung 
der staatlich-industriellen Beziehungen in diesem Sektor. Reformiert werden müssen auch andere Bereiche der 
Ausfuhrgesetzgebung und die Genehmigungsverfahren für Rüstungsexporte und Technologietransfer. Mögliche 
Aktionsfelder wären die Vereinheitlichung der Ausfuhrlisten des Außenwirtschaftsgesetzes und des
Kriegswaffenkontrollgesetzes, die Verschärfung der Endverbleibsklauseln für deutsche Rüstungskomponenten oder 
der Umgang mit der Vergabe von staatlichen Hermes-Krediten zur Absicherung von Rüstungsexportgeschäften.

Noch steht der Beweis also aus, dass die Bundesregierung wirklich über ein stimmiges Konzept verfügt. Gibt es 
dieses nicht, wird es nicht lange dauern, bis aus Brüssel die Quittung kommt. Die EU-Kommission bemüht sich seit 
langem - und zunehmend erfolgreicher – rüstungsindustrielle Fragen aus dem Zuständigkeitsbereich der Staaten, 
der in Art. 296 des EU-Vertrages festgeschrieben wurde, herauszulösen. Der jetzige Regierungsvorschlag läuft 
dagegen auf die rechtliche Festschreibung eines Sonderstatus für den Rüstungssektor hinaus. Die Bundesregierung 
sollte dafür gewappnet sein, dass die Gesetzesreform von der Rüstungsindustrie und der EU-Kommission zu einem 
Testfall für die zukünftigen Grenzen des rüstungspolitischen Handlungsspielraums der Staaten innerhalb der EU 
gemacht werden wird. Bei der jetzt angestrebten Reform des Außenwirtschaftsgesetzes allein darf es nicht bleiben.

Streitkräfte und Strategien - NDR info, 04. Oktober 2003 

Die NATO-Response Force - Präventives Instrument der 
USA mit europäischer Beteiligung? 
Otfried Nassauer

Das Tempo ist rekordverdächtig. Erst ein Jahr ist vergangen, seit die Idee für eine 
solche Truppe erstmals durch den amerikanischen Verteidigungsminister Donald 
Rumsfeld vorgestellt wurde. Weniger als ein Jahr, seit der Prager NATO-Gipfels
im November 2002 beschloss, die Truppe aufzustellen und mittels besonderer 
Fähigkeitsverpflichtungen zu einem modernen, schnellen Eingreifverband zu
machen.

Seither hat der Militärausschuß der NATO ein Konzept für die Truppe erarbeitet. Es wurde im Frühjahr gebilligt. 
Am 16.Juli trafen sich die NATO-Staaten zu einer Truppensteller-Konferenz. Die ersten Einheiten des Verbandes 
sollen schon zur Vorstellungsfeier am 15. Oktober bereitstehen. Aufgabe der zunächst aus Luft- und
Seestreitkräften bestehenden Interventionstruppe ist es, die für den Einsatz notwendigen Strukturen, Konzepte und 
Verfahren zu erproben. Die Allianz demonstriert so ihre Bereitschaft und Fähigkeit, zu handeln. Die NATO macht 
ernst mit der Transformation, dem Umbau von Bündnisstrukturen, Streitkräften und Fähigkeiten. Bemerkenswert: 
Nicht nur die neuen NATO-Mitglieder machen mit, sondern selbst das einst aus der militärischen Integration des
Bündnisses ausgeschiedene Frankreich.

Aufgabe der Truppe soll es sein, die NATO zu befähigen, sich weltweit an schnell und kurzfristig geplanten
Interventionen jedweder Art zu beteiligen. Die Allianz soll mit begrenzten, dem Leistungsspektrum der US-
Streitkräfte ebenbürtigen Kräften an Einsätzen teilnehmen können – zum Beispiel zur Bekämpfung des
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Terrorismus und der Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen. Die Response-Force ist das erste
multinationale Instrument, mit dem die Europäer in der NATO ähnliche Handlungsmöglichkeiten wie die USA 
bekommen sollen. Der Bedarf dafür entstand, nachdem die NATO im vergangenen Jahr ihr Aufgabenfeld und ihre 
geografische Zuständigkeit erweitert hatte.

Im Kern geht darum, dass Europa sich weltweit an amerikanischen Interventionen beteiligen kann – sei es, weil 
dies auch im europäischen Interesse liegt oder sei es, weil Washington es als Ausdruck europäischer Solidarität und 
Lastenteilung einfordert. Handelt Washington nicht im Alleingang, so lassen sich solche Interventionen politisch 
besser rechtfertigen und im Zweifelsfall fällt auch die Kritik an Verletzungen des Völkerrechtes schwächer aus. Ein 
Teil der potentiellen Kritiker ist ja eingebunden, macht mit, muss das Vorgehen verteidigen und hilft damit mit, die 
Verhaltensregeln der internationalen Gemeinschaft auf dem Wege praktischer Präzedenzfälle zu verändern.
Mitgehangen, mitgefangen – gerade auch bei heiklen Fragen wie dem präventiven Einsatz militärischer Gewalt. 
Wie ausgeprägt das Interesse Washingtons an einer solchen Funktionalität ist – gerade nach den Problemen mit 
dem Irakkrieg - , zeigte jüngst Donald Rumsfelds Vorschlag, das informelle Treffen der NATO-
Verteidigungsminister in Colorado Springs zum Durchspielen eines solchen Krisenszenarios auf Ministerebene zu 
nutzen.

Die europäischen Motive, sich an dem Vorhaben zu beteiligen, sind breit gefächert. Die neuen Mitglieder haben die 
Hoffnung, mit vergleichsweise geringem Aufwand einen für Washington unübersehbaren eigenen Beitrag zu den 
Fähigkeiten der Allianz zu leisten. Manch altes NATO-Mitglied hofft, durch Mitmachen auch wieder häufiger 
mitentscheiden zu können, wie mit Krisen umgegangen werden soll. Auch werde Washington wieder stärker 
multilateral eingebunden, weil ein NATO-Beschluss nötig sei, wenn die Truppe zum Einsatz kommen soll. Zudem 
werde die Allianz und damit ihre Bedeutung für die USA gestärkt. Manch einer beteiligt sich wohl auch an diesem 
Vorhaben, weil man Washington – angesichts der transatlantischen Spannungen der jüngsten Vergangenheit – nicht 
jeden Wunsch abschlagen möchte. Oder weil man hofft, so der Kritik zuvorzukommen, Europa tue zu wenig für die 
Verteidigung.

Doch die Probleme, die mit der NATO-Response Force verbunden sind, sind schwerwiegender. Trotz aller 
gegenteiligen Beteuerungen: Der Aufbau der NRF steht in einer latenten, wenn nicht gar offenen Konkurrenz zu 
dem Bemühen der europäischen Staaten, im Rahmen der Europäischen Union eigene Fähigkeiten des militärischen 
Krisenmanagements aufzubauen. Kapazitäten, die sowohl im Verbund mit der NATO eingesetzt werden können, 
als auch autonom. Konkurriert wird um knappe finanzielle und militärische Ressourcen, aber auch um
Entscheidungsbefugnisse und politisch-militärische Handlungsspielräume.

Die neue NATO-Truppe benötigt substantielle Ressourcen. Um 21.000 Soldaten in einem sechsmonatigen
Bereitschafts- und Einsatzzyklus zu halten, sind mindestens drei Kontingente dieser Größe nötig – also zusammen 
rund 60.000 Soldaten. Zwei dieser Kontingente stehen nicht für andere Aufgaben zur Verfügung. Eines, weil es für 
sechs Monate im Einsatz oder in Bereitschaft steht. Das andere, weil es sich darauf vorbereitet. Viele europäischen 
Staaten planen ihren Beitrag zur NATO-Response Force aus dem gleichen Kräftebestand, den sie für die
europäischen Krisenmanagementkräfte vorgesehen haben. Das hat aber zur Folge, dass Kräfte, die für die NATO in 
Einsatz oder Bereitschaft stehen, nicht zugleich der EU zur Verfügung stehen werden. Umgekehrt können Kräfte, 
die an einem EU-Einsatz teilnehmen, nicht zugleich als Beitrag für die NRF eingeplant werden. Zwar könnte 
theoretisch die NATO-Truppe auch für einen EU-geführten Einsatz abgestellt werden. Voraussetzung dafür ist aber 
ein NATO-Beschluss. Ein solcher Einsatz könnte also nicht in europäischer Autonomie erfolgen. Er bedarf der 
Zustimmung Dritter. Die Bedeutung dieser Problematik wird klar, wenn man sich folgendes vor Augen hält: Der 
NATO-Eingreifverband wird ganz oder fast vollständig aus europäischen Verbänden bestehen. Vom Umfang her 
macht er etwa ein Drittel der europäischen Krisenmanagementkräfte aus - und es wird sich dabei um das reaktions-
und kampfkräftigste Drittel handeln. Ein gutes Beispiel ist die deutsch-französische Brigade: Sie ist zugleich als 
reaktionsschnellster Verband für die EU-Kräfte vorgesehen und zugleich als eines der Heereskontingente für die 
NATO-Eingreiftruppe.

Um diese potentielle Konkurrenz abzumildern, haben sich die Beteiligten etwas einfallen lassen. Die Länder, die 
Truppen für den NATO-Verband stellen, können ihre Zusage unter besonderen Umständen zurücknehmen, z.B. 
wenn die Einheiten für nationale Zwecke oder einen EU-Einsatz benötigt werden. Das steht nach des
Verteidigungsministeriums Im Gesamtkonzept der NATO für ihre neue Truppe. Doch damit werden eher neue 
Fragen aufgeworfen als alte gelöst: Bedeutet das, daß die NATO-Eingreiftruppe nur dann vollzählig einsatzbereit 
ist, wenn kein Staat von dieser Möglichkeit Gebrauch macht? Was genau sind "besondere Umstände" und was 
nicht? Kann es passieren, daß NATO und EU künftig darum konkurrieren, wer zuerst seinen Bedarf an den 
nationalen Beiträgen anmeldet, weil nur zuerst mahlt wer zuerst kommt? Könnte sich deshalb die Neigung beider 
Institutionen verstärken, frühzeitig militärische Lösungen von Krisen ins Auge zu fassen?
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Problematisch dürfte auch ein anderer Aspekt werden – die Interoperabilität. Die Kontingente der NATO Response 
Force sollen so ausgestattet werden, dass sie in vollem Umfang bei Operationen aller Art mit US-Truppen
zusammenwirken können. Die transatlantische technologische Lücke soll bei diesen Einheiten schrittweise
geschlossen werden. Dies kann angesichts der knappen Zeitvorgaben nur gelingen, wenn die europäischen
Einheiten weitgehend nach amerikanischem Vorbild und auf amerikanische Operationskonzepte hin modernisiert
werden. Das aber hat wahrscheinlich zur Folge, dass diese oft beschworene Lücke künftig nicht mehr zwischen den 
USA und Europa, sondern vor allem innerhalb der europäischen Krisenmanagementkräfte und sogar der nationalen 
Streitkräfte klaffen wird. Vermeiden ließe sich eine solche Entwicklung nur, wenn auch der Rest der europäischen 
Streitkräfte nach amerikanischem Vorbild modernisiert würde. Das aber würde nicht nur sehr teuer. Es wäre auch 
nur möglich, wenn wieder ein erheblich größerer Teil der Streitkräfteausstattung Europas in den USA eingekauft 
würde.

Die Folge: Mit der NATO-Response Force deutet sich die Gefahr an, dass europäische Politiker ihren
Steuerzahlern bald erklären müssen, warum sie künftig 60.000 der leistungsfähigsten Soldaten Europas mit 
modernster und oft in den USA gekaufter Ausstattung zwar bezahlen dürfen, diese Soldaten aber für europäische 
Einsätze oft nicht bereitstehen.

Süddeutsche Zeitung, 13. Oktober 2003 

Deutschland lieferte die Plattform 
Interview mit Otfried Nassauer

Fast zeitgleich mit den Berichten in der "Los Angeles Times" über das 
israelische Rüstungsprogramm hat das Berliner Informationszentrum für 
Transatlantische Studien (BITS) einen Bericht über deutsch-israelische 
Rüstungsprojekte erstellt. Demnach lieferte Deutschland seit 1999 drei 
Dolphin-U-Boote an Israel, von denen aus auch nukleare Sprengköpfe 
abgefeuert werden könnten. Die "Süddeutsche Zeitung" sprach mit dem 
Leiter des Zentrums, Otfried Nassauer. 

SZ: Ist Israel mit Hilfe deutscher U-Boote in der Lage, seegestützte Atomwaffen 
einzusetzen?

Nassauer: Deutschland hat Israel die Waffenplattform zum Abschuss atomar bestückter Flugkörper geliefert. Das 
kann man Beihilfe zur Proliferation nennen. orgen macht mir auch, dass Israel Ende vorigen Jahres den Wunsch
nach zwei weiteren U-Booten geäußert hat.

SZ: Aus Ihrer Sicht ein Verstoß gegen deutsche Exportrichtlinien?

Nassauer: Ja, die Richtlinien werden auf Grund der historischen Verantwortung in Bezug auf Israel sehr viel 
weniger restriktiv ausgelegt als gegenüber anderen Staaten. Ägypten und Taiwan hätten diese U-Boote sicher nicht 
bekommen, selbst beim Nato-Land Türkei hätte es wohl Diskussionen gegeben. Laut den Exportrichtlinien soll 
zum Beispiel das Proliferationsverhalten des Empfängerlandes eine Rolle spielen. Israel aber hat keinen der 
wichtigen internationalen Verträge über die Nichtweiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen ratifiziert, auch 
nicht den Atomwaffensperrvertrag.

SZ: Ist es nicht verständlich, dass sich Israel um Abschreckung bemüht, wenn Iran ein solches Geheimnis um 
seine atomaren Ambitionen macht?

Nassauer: Natürlich löst das iranische Atomprogramm Sorge aus, weil sich Teheran mit der nötigen Transparenz 
gegenüber der internationalen Atomenergiebehörde so schwer tut. Andererseits darf man nicht vergessen, dass 
Israel bereits eine Nuklearmacht war, bevor die ersten arabisch- islamischen Staaten Programme über
Massenvernichtungswaffen begonnen haben. Insofern fragt sich, ob deren Programme nicht vielmehr eine Reaktion 
auf Israels Atompolitik sind. Dazu passen auch jüngste Meldungen, dass Saudi-Arabien ebenfalls atomare
Interessen habe.
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SZ: Muss sich Israel also internationaler Kontrolle unterziehen?

Nassauer: Auch Israel sollte dem Atomwaffensperrvertrag beitreten, der ja letztendlich das Ziel hat, weltweit alle 
Nuklearwaffen abzuschaffen.

SZ: Wer aber könnte Israel dazu bewegen und den nötigen Druck ausüben?

Nassauer: Das können nur die engsten Freunde, also die USA und die Europäer. Auf andere würde Israel nicht 
hören.

Interview: Frank Nienhuysen

IRNA – Interview, 23. Oktober 2003 

Interview zu der zwischen Iran und 3 EU-Außenministern 
getroffenen Vereinbarung 
Interview mit Otfried Nassauer

Wie bewerten Sie die Übereinkunft, die in dieser Woche zwischen Iran und der 
EU getroffen wurde?

Die zwischen den drei EU-Außenministern und dem Iran getroffene Vereinbarung 
ist ein ziemlich wichtiger Schritt in die richtige Richtung, nämlich hin zu einer 
politischen Lösung der Frage, wie es mit dem Nuklearprogramm des Iran 
weitergeht. Noch wird der Iran verdächtigt, unzulässigerweise ein militärisches 
Nuklearprogramm zu betreiben. Die neu Vereinbarung bietet die Chance, diesen 

Verdacht auszuräumen. Sie hat für den Iran zwei Hauptbestandteile. Erstens, die Erklärung Irans, keine
Nuklearwaffen bauen zu wollen, die Zusage, das Zusatzprotokoll der IAEO zu unterschreiben und zu ratifizieren 
und sich ab sofort so zu verhalten als ob es schon in Kraft getreten wäre. Und zweitens, die umstrittenen
Aufbereitungs- und Anreicherungsprogramme zu stoppen. Die Europäischen Außenminister, die ja aus den drei 
Staaten kommen, die Atomkraftwerke bauen können, haben das Recht des Irans anerkannt, eine zivile Nutzung der 
Atomenergie zu betreiben und sich bereiterklärt, den Iran mit moderner Technik zu beliefern, nicht nur im
Nuklearbereich, wenn der Iran alle Zweifel an der Funktion seines Nuklearprogramms ausgeräumt hat.

Gab es bei den Gesprächen gestern in Teheran etwa auch einen fünften, unsichtbaren Teilnehmer, sprich die 
Vereinigten Staaten, oder fanden die Blitzgespräche gänzlich unabhängig von den Vereinigten Staaten statt?

Die Vereinigten Staaten saßen nicht in der Runde. Sie sind aber mit Sicherheit von den europäischen
Außenministern vorher und nachher konsultiert worden. Die europäische Position war sicher in Washington
bekannt und Washington hat mit Sicherheit angrenzender Wahrscheinlichkeit auch zugestimmt, dass ein solches 
Ergebnis positiv zu bewerten sei.

Inwiefern wird sie die politische Situation im Mittleren Osten beeinflussen?

Sie wird auf jeden Fall die Spannungen im Mittleren Osten, insbesondere die Spannungen um das iranische 
Nuklearprogramm, deutlich reduzieren, wenn sie von beiden Seiten im vollen Umfang implementiert und
umgesetzt wird, denn das muss ja in den nächsten Wochen erfolgen. Der Iran muss sichtbar und für die IAEO 
nachprüfbar die Anreicherungsgprogramme stoppen und das ist natürlich, angesichts der bereits investierten
Kosten, eine heikle Angelegenheit, die auch innenpolitisch erst einmal verkauft werden muss. Aber, dass diese 
Übereinkunft erreicht werden konnte, ist auf jedenfall ein großer Schritt in die richtige Richtung und übrigens auch 
ein Beispiel dafür, dass Einigungen über umstrittene Nuklearprogramme auch auf politischem Wege erreicht 
werden können und nicht zwangsnotwendig immer zu Bombardierungen führen müssen.
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Ein Teil der Übereinkunft beinhaltet auch die Zusammenarbeit zwischen der EU und Iran für die Errichtung 
der massenvernichtungswaffenfreie Zone. Wie könnte eine solche Zusammenarbeit aussehen?

Richtig, in der gemeinsamen Stellungnahme, verpflichten sich beide Seiten zur Zusammenarbeit bei der regionalen 
Sicherheit mit der Perspektive auf eine massenvernichtungswaffenfreien Zone, also einer Zone, in der atomare, 
biologische und chemische Waffen verboten sind. Diese Perspektive ist ausgesprochen wichtig, weil sie auf der 
einen Seite der Politik in den Vereinten Nationen entspricht, und auf der anderen Seite in der Tat langfristig ein 
wichtiges Element der nah- und mittelöstlichen Stabilität darstellt. Dies ist schon deswegen wichtig, weil ja nicht 
nur der Iran in der Region verdächtigt wurde an Nuklearwaffen zu arbeiten, sondern auch Pakistan Atomwaffen 
besitzt, und man schliesslich auch Israels Atomwaffen nicht vergessen darf.

Und wie könnte diese Zusammenarbeit aussehen?

Diese Zusammenarbeit könnte unter anderem so aussehen, dass beide Seiten gemeinsam mit anderen arabischen-
und islamischen Staaten darüber diskutieren dass diese, falls sie noch MVW haben, diese Programme aufgeben 
oder gar nicht erst betreiben und insofern dazu beitragen, dass Israels Bedrohungsgefühl sich soweit reduziert, dass 
Israel die Bereitschaft dazu entwickelt, seine Nuklearwaffen bzw. seine Massenvernichtungswaffenprogramme 
aufzugeben.

Welchen Einfluss wird diese Übereinkunft auf US-EU Beziehungen haben?

Ich hoffe einen positiven. Ich hoffe, dass die Vereinigten Staaten die Bemühungen Europas anerkennen, rechtzeitig 
bevor der Notwendigkeit zu militärischen Aktivitäten überhaupt diskutiert wird, bereits politisch zu intervenieren 
und nach Lösungen zu suchen, die ein militärisches Handeln völlig überflüssig machen und ich hoffe dass man 
erkennt, dass vielleicht sogar diese Übereinkunft helfen kann, um auch Probleme wir z.B Nord Korea zu lösen –
ohne den Einsatz von MIlitär.

Sehen sie irgendwelche Schwierigkeiten bei dieser Übereinkunft?

Ja, ich sehe natürlich Schwierigkeiten voraus. Gelingt es wirklich, die vereinbarten Schritte alle zu
implementieren? Sind alle Beteiligten mit der Implementierung so zufrieden, daß der in Punkt 3d der Vereinbarung
beschlossene Dialog und die längerfristige Zusammenarbeit auch zu einem leichteren Zugang des Irans zu
moderner Technologie führt? In dem Punkt 3d sind ja die einzelnen Schritte noch nicht aufgeführt, die dazu nötig 
sind. Aber darauf wird es ankommen, wenn beide Seiten zufrieden sein sollen.
Und dann ist da noch ein Punkt - ich weiß nicht ob das nur ein Übersetzungsproblem ist: An der Stelle, wo es um 
das Aufgeben der Anreicherungsprogramme geht, da steht im Deutschen das Wort "auszusetzen". Das Programm
wird gestoppt, das ist klar. Aber wie interpretiere ich das nun? Heißt das, dass die Anlagen wieder abgebaut 
werden? Oder werden sie nur eingemottet und könnten später doch noch in Betrieb genommen werden, sodaß 
wieder Zweifel an den Absichten des Irans entstehen?

Ich gehe davon aus, dass die Europäer wollen, daß die Anlagen letztlich abgebaut werden. Das ist zwar für den Iran 
nicht einfach, aber für einen Außenminister, der wie Fischer aus der Grünen Partei kommt, die die zivile Nutzung 
der Atomenergie in Deutschland beenden will, ist es ja auch nicht einfach, dem Iran längerfristig moderne
Atomtechnik zuzusagen.

Trotzdem: Politisch ausgesprochen wichtig ist, ist dass der Iran nochmals in aller Klarheit gesagt hat, dass in der 
iranischen Sicherheitspolitik Atomwaffen keine Rolle spielen, und auch nicht spielen werden.
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Streitkräfte und Strategien - NDR info, 01. November 2003 

Israel stärkt sein Atomarsenal – Tatkräftige Unterstützung 
auch von Deutschland? 
Otfried Nassauer & Christopher Steinmetz

Der Nahe Osten bleibt ein Pulverfass. Die Hoffnung auf eine friedliche Zukunft in 
der Region ist gering. Deutlich wird dies schon an den umfangreichen
konventionellen Waffenarsenalen. Zum Alltag gehören aber auch Gerüchte und
Spekulationen über Programme zur Herstellung von Massenvernichtungs-waffen,
vor allem atomarer Waffen und deren Trägersysteme. Derartige Berichte sind auch 
Mittel der politischen Auseinandersetzung und der Des-information geworden –
spätestens seit mit George W. Bush in Washington ein Präsident regiert, dessen 

Regierung bereit ist, gegen die potentiellen Besitzer solcher Waffen Präventiv-Kriege zu führen.

Israel hat die vergangenen Jahren genutzt, um nicht nur vor der irakischen Atombombe zu warnen, sondern auch 
vor iranischen, saudischen, libyschen und sogar ägyptischen Nuklearwaffen. Die Regierung Scharon betonte
wiederholt, solche Programme werde sie nicht dulden und notfalls militärisch dagegen vorgehen. Dies nützt den 
Interessen Israels, weil es den Druck auf Washington verschärft, politisch und militärisch zu handeln, damit Israel 
nicht selbst aktiv wird. Denn jeder künftige Waffengang in der Region könnte zum Einsatz von
Massenvernichtungswaffen führen und damit zu einer Gefahr für den Weltfrieden werden.

Zur Erinnerung: Israel hat als einziger Staat der Erde außerhalb eines Krieges bereits einen militärischen
Präventivschlag gegen eine Nuklearanlage geführt. Im Juni 1981 zerstörten israelische Kampfflugzeuge den
irakischen Reaktor Osirak. Die Regierung Scharon dürfte sich ziemlich sicher sein, dass Washington – so wie 
damals - eine Verurteilung Israels im Sicherheitsrat verhindern würde, wenn Israel seine militärische Drohung 
wahr machen würde, z.B. gegen den Iran ähnlich vorzugehen. Denn die Regierung Bush hat präventive Angriffe
ganz offen zu einem Bestandteil ihrer nationalen Sicherheitsstrategie erklärt. In der Außenpolitik dominieren
zudem neo-konservative Politiker, die dem rechten Flügel des Likud und Scharon besonders wohl gesonnen sind.

Und auch dies zur Erinnerung: Israel ist der einzige Staat in der Region, der bereits über Nuklearwaffen und 
geeignete Trägersysteme verfügt. Es ist zwar Politik aller israelischen Regierungen seit den 60er Jahren, dies nicht 
offen zuzugeben. Israel werde nicht der erste Staat in der Region sein, der diese Waffen einführe – so die immer 
wieder genutzte Formel Doch trotz größter Geheimhaltung, Zensur und sogar offener Repression gegen Insider wie 
den inhaftierten Mordechai Vanunu – Israel ist eine Atommacht und hat während des Yom-Kippur-Krieges 1973 
wahrscheinlich sogar den Einsatz atomarer Waffen erwogen.

Im israelischen Verständnis ist die Atomwaffe das "letzte Mittel", falls die Existenz des Staates Israel gefährdet 
werden sollte, die ultimative Garantie für das Existenzrecht Israels. Die nukleare Abschreckung und die Drohung 
mit militärischen Angriffen, falls ein arabischer oder islamischer Staat nach der Bombe greifen sollte - das sind aus 
Israels Sicht zwei Seiten ein und derselben Medaille. Der Aufrechterhaltung der Abschreckung kommt höchste
Priorität zu. Sie soll zugleich unverwundbar sein.

Israel modernisiert inzwischen seine Nuklearabschreckung. Anlass waren offenbar der Golfkrieg 1991, die
Erkenntnisse der UN-Inspektoren im Irak und das wachsende Wissen um Bemühungen arabischer Staaten, sich 
biologische, chemische oder gar atomare Waffen und Raketen zu beschaffen. Es ist allerdings nicht bekannt, was 
den letzten Ausschlag gab: War es das Altern der Mittelstreckenraketen vom Typ Jericho 1? Oder war es die 
Befürchtung, Angreifer könnten die israelischen land- und luftgestützten Atomwaffen mit konventionellen oder gar 
chemisch-biologischen Angriffen rechtzeitig ausschalten oder zumindest lähmen? Oder war es die Befürchtung, die 
Reichweite der eigenen Waffen sei künftig zu gering, um entstehende atomare Potentiale im Iran oder in Pakistan 
zu erreichen? Anfang der neunziger Jahre griff Israel einen Plan aus den siebziger Jahren wieder auf: Atomwaffen 
sollten auf U-Booten stationiert werden. Sie seien dadurch so gut wie unverwundbar.

Vor zwei Wochen war es offenbar soweit. Die Los Angeles Times meldete am 12. Oktober, Israel sei es gelungen, 
drei von Deutschland gelieferte Dolphin-U-Boote mit nuklearen Harpoon-Flugkörpern zu bestücken. Israel verfüge 
jetzt über eine seegestützte Abschreckungsfähigkeit. Das Dementi aus Tel Aviv kam prompt – es bezog sich vor 
allem auf den Flugkörpertyp.

Deutsche U-Boote als Plattform für israelische Atomwaffen - blicken wir zurück, wie es dazu kam. Unter dem 
Eindruck der irakischen Raketenangriffe auf Israel im Januar 1991 und der Enthüllungen über deutsche
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Zulieferungen zu den Waffenprogrammen des Iraks erfüllte die Regierung Kohl Israel einen lange gehegten
Wunsch: Deutschland werde Israel zwei neue U-Boote finanzieren. Später kam ein drittes hinzu. Der deutsche
Steuerzahler trug den Löwenanteil der Kosten. 1,1 Mrd. DM von einem Gesamtausfuhrwert von 1,28 Mrd. Als die 
Boote 1999 und 2000 ausgeliefert wurden, waren sie durch eine technische Besonderheit gekennzeichnet: Neben 
sechs Torpedorohren des Standard-kalibers 533mm besaßen sie vier Rohre des Kalibers 650mm. Auf Nachfragen 
im Bundestag gab die Bundesregierung zu Protokoll, dass sie Sinn und Zweck der größeren Torpedorohre nicht 
kenne. Für die Werften war es das erste Mal, dass sie eine Torpedosektion für diese Rohrgröße und für zwei 
verschiedene Torpedorohre bauen mussten. Ein teure Angelegenheit also, deren Sinn und Zweck vermutlich
allergrößte Priorität zukam. Kaum in Israel angekommen, wurden die U-Boote umgebaut. Was genau verändert 
wurde, ist nicht bekannt. Im Mai 2000 beobachtete die amerikanische Marine Flugkörpertests vor Sri Lanka. Von 
den Dolphin-U-Booten seien Flugkörper mit konventionellem Sprengkopf auf ein 1.500 Kilometer entferntes Ziel 
abgefeuert worden. Diese Raketen müssen entweder eine Eigenentwicklung sein oder sie sind mit diskreter 
ausländischer Hilfe in Israel entwickelt worden. Washington hatte Israel den Wunsch nach Langstrecken-
Marschflugkörpern vom Typ Tomahawk zuvor abgelehnt. Werden die 650mm Torpedorohre also für einen
israelischen Langstreckenflugkörper benötigt?

Nach Bekanntwerden des Tests verstärkten sich die Vermutungen, dass Israel die deutschen U-Boote als 
Atomwaffenträger nutzen will. Mit U-Boot-gestützten Flugkörpern dieser Reichweite könnte Israel seine atomare 
Abschreckung auf weitere potentielle Gegner ausdehnen. Das wäre mit Raketen kürzerer Reich-weite – wie der 
Harpoon oder bekannten israelischen Marschflugkörpern – nicht möglich. Dies wäre eine neue Qualität und ein 
neuer Schritt im nahöstlichen Rüstungswettlauf.

Alle Bundesregierungen, ob schwarz-gelb oder rot-grün, müssen sich angesichts dieser Entwicklung fragen lassen, 
ob sie bewusst beide Augen zugedrückt haben. Wollten sie nicht wissen, was sie hätten wissen können? Israel die 
Waffenplattformen zum Einsatz nuklearer Waffen zu liefern - das hat eine neue Qualität. An der Aufrechterhaltung 
eines bestehenden Atomwaffenpotentials durch die Lieferung von U-Booten mitzuwirken, das verstößt gegen die 
Ziele des nuklearen Nichtverbreiungsvertrages. Der Rüstungsexport steht auch im Widerspruch zur erklärten
Absicht Berlins, langfristig im Nahen und Mittleren Osten eine massenvernichtungswaffenfreie Zone einzurichten. 
Zudem verstößt die Lieferung sowohl gegen den Verhaltenskodex der EU für Rüstungsexporte als auch gegen die 
nationalen Rüstungsexportrichtlinien. Beide fordern, die Nichtverbreitungspolitik der Empfängerländer bei der
Entscheidung über Rüstungsexporte zu berück-sichtigen. Israel hat bisher keine der wichtigen
Nichtverbreitungsvereinbarun-gen ratifiziert.

Im Dezember 2002 sondierte Israel, ob es zwei weitere Dolphin-U-Boote aus Deutschland bekommen könne. Das 
bringt die Bundesregierung in eine heikle Lage. Kommt sie dem Wunsch nach, dann leistet sie Beihilfe zur 
Proliferation. Lehnt sie ihn ab, so könnte die Regierung Scharon die deutsche Unterstützung für das Existenzrecht 
Israels anzweifeln. Eine beliebte Verknüpfung.

Außenminister Fischer sagte am 15. Februar vor dem Bundestag: "Diese Bundesregierung unter Bundeskanzler 
Schröder wird alles tun und tut alles, um das Existenzrecht und die Sicherheit Israels und seiner Menschen zu 
schützen." Muss also wer das Existenzrecht Israels bejaht auch helfen, die nukleare Abschreckung Israels
aufrechtzuerhalten? Das allerdings wäre eine fatale Schlussfolgerung.
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Tagesspiegel, 18. November 2003 

Der Schrecken der Welt 
Otfried Nassauer

Ein Schlag nach dem anderen – und Al Qaida zeichnet für alles verantwortlich. Der 
internationale Terrorismus ist offenbar zurück. Während Präsident Bush der
Bedrohung mit Entschiedenheit begegnet, scheint das Netzwerk um bin Laden
seinem Ziel näher zu kommen.

Erst Riad, dann Nassirijah und nun Istanbul. Innerhalb weniger Tage meldet sich 
das Terrornetzwerk Al Qaida, eine Chiffre für den radikalen, islamistischen
Terrorismus, zurück. Mit Selbstmordattentaten und mit möglicherweise echten
Bekennerschreiben. Neue Tonbandaufnahmen tauchen auf – angeblich von Mullah 

Omar, dem Talibanführer, und Saddam Hussein, dem irakischen Diktator. Diese Ereignisse werfen ein Schlaglicht 
darauf, dass beide Kriege Washingtons in Asien ein Jahr vor der Präsidentschaftswahl in eine kritische Phase 
eingetreten sind.

Bush gibt sich unbeirrt. Vor der konservativen Heritage-Stiftung erklärte er vor wenigen Tagen: "Nach zwei Jahren 
des Krieges gegen den Terrorismus wird Amerikas Wille und Entschiedenheit getestet – in Afghanistan und im 
Irak. Wir werden wieder standfest bleiben. Wir werden die begonnene Mission zu Ende bringen. Punktum."
("Punktum", wie Bushs Vorgänger Harry Truman angesichts der Berlin-Blockade. "Wir ble iben in Berlin, was 
immer auch kommen mag.") Präsident Bush erkennt an, dass die Lage kritisch ist. Seine Antwort: Entschiedenheit. 
"Unsere Koalitionskräfte befinden sich in der Offensive und sie werden in der Offensive bleiben."

Doch ausgerechnet Bushs schärfster Haudegen, Verteidigungsminister Donald Rumsfeld, schien kürzlich von
ersten Zweifeln befallen zu sein: "Gewinnen oder verlieren wir den weltweiten Krieg gegen den Terror?", fragte 
der Pentagon-Chef in einem Memorandum. "Die Kosten-Nutzen-Rechnung spricht gegen uns. Wir geben
Milliarden aus, während die Terroristen nur Millionen aufwenden müssen." Rumsfeld spricht von einer gemischten 
Bilanz. Auch das könnte noch ein Euphemismus sein. Denn die ungewollten Nebenwirkungen der Kriege in
Afghanistan und im Irak werden zunehmend offenbar: In beiden Ländern herrscht weiter eine kaum kontrollierbare 
Lage. Die Taliban haben wieder größere Teile Afghanistans unter ihre Herrschaft gebracht. Im Irak will der 
Widerstand gegen die Koalitionstruppen nicht zusammenbrechen. Oft scheint es sogar, als wachse er. Immer 
deutlicher wird zudem: Im Irak versammeln sich jene aus der arabischen und islamischen Welt, die schon immer 
einmal wissen wollten, ob man auch dem Goliath USA eine schmerzhafte Niederlage zufügen kann. Fast nebenbei 
entstehen neue Sanktuarien, in denen sich auch terroristische Strukturen bewegen können.

Paul Bremer, der US-Zivilverwalter, sagte: "Wir befinden uns hier in einem Krieg gegen den Terrorismus und 
einem Konflikt niederer Intensität mit den Baathisten", den Anhängern Saddam Husseins.

Al-Qaida-Plan scheint aufzugehen 
In den Augen Osama bin Ladens oder anderer radikal-islamistischer Führer ergibt sich ein anders gewichtetes Bild. 
Sie können ihren Anhängern erste Erfolge vorweisen: Der Abzug der US-Truppen aus bin Ladens Heimat, Saudi 
Arabien, ist weitgehend beschlossene Sache. Das war erklärtermaßen das wichtigste Ziel. Das zweitwichtigste 
rückt scheinbar in erreichbare Nähe. Bin Laden will den Regierungswechsel in Saudi-Arabien. Das Königshaus soll
abtreten, weil es nicht rechtgläubig genug ist. Eingezwängt zwischen einer radikal-islamischen Opposition und den 
Forderungen Washingtons, den Terrorismus endlich effizient zu bekämpfen, bleibt der saudischen Regierung nur 
die Verschärfung der Repression und damit die Stärkung der wahhabitisch geprägten Opposition im eigenen Land. 
Ein drittes Ziel scheinen bin Laden und seine Anhänger nunmehr auch für erreichbar zu halten: Die erfolgreiche 
Bekämpfung Israels und der Juden – die Symbolik der Anschläge in Istanbul.

Amerikas Neokonservative, die die Nah- und Mittelostpolitik der USA dominieren, haben die Regierung in eine 
Bushs Wiederwahl möglicherweise gefährdende Falle gelockt: Sie haben ihren Präsidenten glauben gemacht, der 
islamistische Terror sei eine Bedrohung, die mit vorrangig militärischen Mitteln ausgerottet werden könne. Sie 
haben übersehen, dass, schlägt ihr Krieg gegen den Terrorismus fehl, dieser selbst Ausgangspunkt und Nährboden 
für noch gefährlicheren Terror werden kann. Sie haben Bush überzeugt, angesichts schwacher internationaler 
Institutionen, notfalls einen amerikanischen Alleingang zu wagen. Sie haben übersehen, dass auch die UN und das 
Rote Kreuz zum Ziel terroristischer Angriffe werden und damit Washington nicht mehr entlasten können. Sie
hatten die Absicht, in enger Zusammenarbeit mit dem von Premierminister Scharon geführten rechten Flügel des 
Likuds neue, für Israel günstigere Voraussetzungen für eine Lösung des Nahostkonflikts zu schaffen. Sie haben 
wahrscheinlich übersehen, dass eine politische Lösung des Nahostkonflikts wahrscheinlich die Voraussetzung und 
nicht das Ergebnis der erforderlichen Veränderungen für eine friedlichere Zukunft der Region ist.
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Frankfurter Rundschau, 19. November 2003 

Ohne Hilfe droht die Teilung Mazedoniens 
Peter H. Matthiesen

Im Herbst 2001 zwang die Internationale Gemeinschaft alle Parteiführer
Mazedoniens, den Vertrag von Ohrid zu unterschreiben, der bewaffnete
Auseinandersetzungen beendete und zur Auflösung der Rebellenarmee UCK führte. 
Der Kern des Friedensdiktats ist Schutz von Minderheiten, besonders der
albanischen. Dieser viel zu kurze Denkansatz und die mangelnde Nachhaltigkeit der 
Unterstützung durch die Internationale Gemeinschaft rächen sich jetzt. Das Land ist 
in Unruhe! Die Regierung negiert dieses und wiederholt gebetsmühlenartig: Wir 
setzen Ohrid um, das ist die Zukunft!

Im Parlament ist die albanische Sprache zugelassen und setzt sich überall im Lande durch. Das führt zu
Forderungen nach albanischen Schulklassen gegen den Willen der mazedonischen Mehrheit. Folge sind
Demonstrationen und Gewalt zwischen den Schülern beiden Ethnien. Eine aktuelle Studie mit Studenten
mazedonischer und albanischer Ethnie in Skopje zeigt, dass sich alle Studenten im Lande nicht sicher fühlen. 
Darüber hinaus lehnen fast alle mazedonischen Studenten das Ohrid-Abkommen ab. Die junge Generation ist für 
einen multiethnischen Staat bereits verloren.

Die albanische Universität Tetovo hat Bestandsgarantie. Somit ist bis zum akademischen Abschluss das Erlernen 
der mazedonischen Sprache nicht notwendig. Die albanische Ethnie hat sich mit internationaler Hilfe als
gleichwertig und gleichrangig etabliert und nimmt keine Rücksicht auf die mazedonische Mehrheit.

Die gemäß Ohrid-Abkommen zum 1. 1. 2005 umzusetzende Dezentralisierung der Verwaltung führt zu weitgehend 
unabhängigen Bezirken. Wird der Termin nicht gehalten oder das Ergebnis negativ, z. B. Unterdrückung der 
jeweiligen Minderheit, was folgt? Die UCK ist aufgelöst, doch die Struktur besteht. UCK-Kämpfer sind bereit, die
Waffe sofort wieder aufzunehmen. Ein Beweis, dass 2001 der Kampf um Rechte und Einfluss der Albaner geführt 
wurde, nicht um Minderheitenrechte.

Die Gespräche über die Zukunft des Kosovo sind substanziell für das Land, denn Unruhe im Kosovo heißt Unruhe 
in Mazedonien. Arben Xhaferi, einer der albanischen Denker, prophezeit, wenn die albanische Ethnie nicht schnell 
mehr Einfluss bekommt, Krieg und bei Teilung des Kosovo die Teilung Mazedoniens. Krieg und die Vision eines 
"Großalbaniens" stehen als Drohung über der Zukunft Mazedoniens. Zwei Jahre nach dem Vertrag von Ohrid ist 
festzuhalten: Positiv bleibt einzig, dass die Ausweitung der Kämpfe 2001 verhindert wurde, ansonsten hat die 
Internationale Gemeinschaft keine wirksame Unterstützung für die Zukunft des Landes geleistet.

Die Investitionen sind unbedeutend, die Arbeitslosigkeit erreicht die Rekordmarke von 50 %, jeder dritte
Einwohner lebt unter der Armutsgrenze. Korruption und Vetternwirtschaft bestimmen die Gesellschaft ebenso
sowie Schmuggel und Schattenwirtschaft. Der Hass zwischen den Ethnien ist stärker und der Griff zur Waffe 
leichter denn je geworden. Von Januar bis September wurden bereits 71 Morde mit Schusswaffen registriert, mehr 
als in allen anderen Ländern weltweit.

Die Zukunft Mazedoniens kann nicht sein, dass die Nato durch Lord Robertson Fortschritte pauschal lobt und dem 
Land Glück wünscht. Europa muss Mazedonien durch ein robustes und nachhaltiges Verfahren in der
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung fördern, doch das erfordert politische Ziele, die bisher nicht 
formuliert sind. Der Weg wäre, alle staatlichen Institutionen gezielt und intensiv durch nationale und internationale 
Fachleute vor allem in Wirtschaft, Soziales, Innere Sicherheit, Finanzen und Justiz zu analysieren und zu
verändern, begleitet von einem dichten Controller-System. Wenn Europa für Unveränderlichkeit von Grenzen und 
multiethnische Staaten eintritt, dann ist Mazedonien das geeignete Land, den Beweis aktiv anzutreten.

Nebenbei: Energische Bekämpfung der Organisierten Kriminalität in Deutschland würde den Markt austrocknen, 
Schmuggel unterbinden und das aktive Eintreten für die Lockerung des starren Visa-Regimes der EU Wirtschaft 
und Handel fördern.

Die aktuellen Diskussionen und Auseinandersetzungen im Lande beweisen, dass ohne europäische Hilfe ein
Miteinander der Ethnien nicht möglich ist. Mit einer geschickten Politik und guter kommunaler Neuordnung wäre 
der Weg frei für eine Föderalisierung des Landes. Nur das wäre die Chance zum Nebeneinander gemeinsam in 
einem Staat mit einer Regierung. Hoffnung darauf besteht nicht, denn jede Ethnie will alles, und das sofort! Ohne 
aktive europäische Unterstützung wird das Land in die Teilung getrieben.
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Frankfurter Rundschau, 03. Dezember 2003 

Mit "Galileo" fährt Europa an seinen ehrgeizigen Zielen 
vorbei 
Susanne Härpfer

Mit ihren Plänen für ein eigenes Navigationssystem haben die Europäer eine 
Schlappe erlitten: Die USA erreichten, dass sie es in Krisenfällen abschalten
dürfen.

Das satellitengestützte System der Europäer, "Galileo" genannt, wird auf einer 
Frequenz arbeiten, die für US-Militärs jederzeit leicht beeinflussbar ist. Ohne 
Europa zu konsultieren, werden die US-Streitkräfte das System in Krisen- und 

Konfliktfällen ebenso abschalten können, wie das beim amerikanischen "global positioning system" (gps) schon 
jetzt geschieht. Das ist das Ergebnis von Gesprächen, die Heinz Hilbrecht, Direktor der Europäischen Kommission 
für Landverkehr, und seine Verhandlungsgruppe in Den Haag mit US-Vertretern geführt haben.

Doch dieses Zugeständnis ist den US-Amerikanern noch nicht genug. Sie verlangen nun zusätzlich, das offene 
Galileo-Signal abzuschwächen und qualitativ zu verschlechtern. Hinter dieser Forderung stecken handfeste
Industrie-Interessen. US-Firmen überlegen nämlich, eine verbesserte gps-Version gegen Gebühr einzuführen. Das 
aber würde die wirtschaftliche Nutzbarkeit von Galileo verringern und die kostenpflichtigen Dienste unverkäuflich 
machen, mit denen das europäische System erst profitabel werden sollte.

Sollten die USA sich auch mit der Forderung nach einem verschlechterten Galileo-Signal durchsetzen, wäre das 
europäische Projekt, das mit Milliarden-Summen subventioniert wird, wirtschaftlich tot. Ob es so weit kommt, 
wird sich in der nächsten Verhandlungsrunde im Januar in Washington entscheiden. "Die Amerikaner verlangen 
jetzt sogar das formale Vetorecht für Galileo", sagt ein Mitglied der Vorbereitungsgruppe des Verhandlungsteams 
um Hilbrecht.

Bislang haben die USA bei der Satellitennavigation das Monopol. gps, das ursprünglich für die US-Armee
entwickelt wurde, ist aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken. Autofahrer, Segler, Hobbyflieger oder Wanderer 
orientieren sich an den Daten des Satellitennetzes, um ihre Position zu bestimmen und Ziele zu finden.

Mit dem Slogan, es solle Europa unabhängig von den Amerikanern machen, wurde bisher für das neue
Satellitennavigationssystem geworben. Ohne Galileo drohe Europa zum Vasallen Amerikas zu werden, soll
Frankreichs Präsident Jacques Chirac gesagt haben. Mit dem Argument der Unabhängigkeit wurden auch die 
enormen Kosten gerechtfertigt. Mindestens vier Milliarden Euro werde das Projekt verschlingen, so erste
Schätzungen. Ob es dabei bleibt, ist ungewiss. Nur die Hälfte der Summe soll von der Industrie aufgebracht 
werden, der Rest kommt von den Steuerzahlern. Doch auch für sie als spätere Nutzer lohne sich Galileo,
versprachen Politiker. Dies stimmt jetzt nicht mehr.

Die Galileo-Befürworter beriefen sich auf eine Studie der Wirtschaftsberatungsgruppe Price Waterhouse Cooper.
Die schilderte das Satellitenprojekt in rosigen Farben. Die zu erwartenden Gewinne überstiegen die Kosten und 
kämen der schwächelnden Wirtschaft zugute. Wie realistisch die Annahmen sind, auf denen diese Prognose fußt, 
wurde nicht gefragt.

Ursprünglich wollten die Europäer Galileo im selben Frequenzbereich ansiedeln, in dem die Amerikaner das
verschlüsselte Signal für das Militär betrieben. Wäre Galileo gestört worden, hätte dies das US-System in
Mitleidenschaft gezogen. Das sollte für die Europäer die Garantie der Unabhängigkeit sein - doch von diesem 
Ansatz ist nichts übrig geblieben.
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Rückmeldungen

Oben: Danksagung der Buchmesse 
zur Teilnahme an der Ausstellung 
zum Gastland Russland

Mitte links: Szene aus der ARD 
Sendung "Report aus Mainz"

Mitte rechts: Ausschnitt des 
Programms zum Besuch der 
niederländischen
Verteidigungsakademie

Unten: Ausschnit t aus einer 
Pressemitteilung des Westdeutschen 
Rundfunks



oben: Donnerstags mit 
NDRinfo ein Interview zum 
Irak geführt – Sonntags findet 
sich das Interview auf  der 
Homepage des ARD 
Presseclubs als Internet-Tipp
wieder.

unten: Bild von der Tagung 
"Shaping a common security 
agenda for southeast Europe" 
der Friedrich Ebert Stiftung, 
veranstaltet in Sofia.
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